
Proletarier aller Länder vereinigt Euch! Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt Euch!

Richtige Kritik 
der Gewerkschaften 
wird von der SPD 
nicht beachtet

Waigels Steuerpaket: 
arbeiterfeindlich, unsozial

Eigentlich müßte die Bundesregierung 
mit ihrem Steuerpaket auf erhebliche 
Probleme stoßen und wären die Aussich­
ten, diesem Paket erfolgreich Wider­
stand entgegenzusetzen, nicht schlecht. 
Dieses Steuerpaket enthält nämlich vier 
zentrale Elemente, von denen jedes ein­
zelne schwer zu rechtfertigen ist:
— erstens erneute Steuersenkungen zu­
gunsten der reichen Kapitalisten. Allein 
die Vermögenssteuer soll um ca. 1 Mrd. 
DM im Jahr gesenkt werden, ein Drittel 
der 900000 zur Vermögenssteuer heran­
gezogenen Haushalte und Firmen fallen 
künftig aus der Steuer heraus. Des wei­
teren soll die Gewerbekapitalsteuer ge­
senkt werden, was den Gemeinden wei­
tere Steuereinnahmen raubt.
— Dann enthält das Paket Steuererhö­
hungen zulasten der Lohnabhängigen, 
insbesondere der Lohnabhängigen mit 
niedrigen Einkommen und anderer Ar­
mer, durch die Anhebung der Mehr­
wertsteuer.
— Drittens bedeutet das Paket eine wei­
tere Zentralisation des Steueraufkom­
mens beim Bund zulasten von Ländern 
und Gemeinden, insbesondere durch die 
Senkung der Gewerbesteuer und die 
gleichzeitige Anhebung der Mehrwert­
steuer, die spätestens 1995 zu zwei Drit­
teln dem Bund zufließen wird.
‘— Viertens ist Waigels Steuerpaket das 
Eingeständnis einer schweren Krise der 
DDR-Annexionspolitik der Bundesre­
gierung. Die brutale Vernichtung von 
Produktionsanlagen in der DDR und die 
damit einhergehende Verwandlung der 
DDR in ein großes Gebiet von womög­
lich langanhaltender und weitverbreite­
ter Armut hat nämlich auch die Schät­
zungen der Bundesregierung für die 
Steuereinnahmen der Kommunen und 
Länder im .Anschlußgebiet über den 
Haufen geworfen. Deshalb soll der 
„Fonds Deutsche Einheit44 erheblich 
aufgestockt werden, 1992 um 5,9 Mrd. 
DM, 1993 und 1994 sogar um zusam­
men 25,4 Mrd. DM. Die Kommunen 
und Länder im Anschlußgebiet werden 
auch in den nächsten Jahren weitgehend 
von Steuermitteln abhängen, die der 
Bund kontrolliert. „Kommunale Selbst­
verwaltung44 und Föderalismus werden 
so in den Anschlußgebieten auch in Zu­
kunft nicht aufkommen. Alle Verwal­
tung bleibt dort unter Kontrolle der Zen­
tralregierung, die Einflußnahme der Öf­
fentlichkeit auf das Handeln der Verwal­
tungen im Osten bleibt damit weiter ex­
trem schwach. Die Gefahr, die von die­
ser Situation auf Föderalismus und kom-

munale Selbstverwaltung auch in den 
West-Ländern ausgeht, ist groß.

Was aber macht die SPD-Opposition? 
Vor allem nimmt sie kaum noch Rück­
sicht auf Forderungen aus dem gewerk­
schaftlichen Bereich. Interessen von 
Lohnabhängigen mit geringeren Ein­
kommen interessieren sie in ihren Kal­
kulationen fast überhaupt nicht mehr.

Dabei sind die Stellungnahmen und 
Forderungen aus dem gewerkschaftli­
chen Bereich zu dem von der Regierung 
vorgelegten Steuerpaket eindeutig ab­
lehnend. Franz Steinkühler beispiels­
weise, der Vorsitzende der IG Metall, 
forderte Ende Januar die SPD-geführten 
Bundesländer auf, sich gegen jede Erhö­
hung der Mehrwertsteuer zu entschei­
den. Es sei unerträglich, daß die politi­
sche Zerrissenheit der SPD die soziale 
Spaltung in der Bundesrepublik zu ver­
tiefen drohe. Die Erhöhung der Mehr­
wertsteuer treffe nicht nur die unteren 
Einkommensgruppen und die sozial 
Schwachen in Westdeutschland, son­
dern vor allem Arbeitslose und Rentner 
auch in Ostdeutschland. Deshalb habe 
die IG Metall die Umwandlung des zum 
30.6. dieses Jahres auslaufenden „Soli­
daritätszuschlags“ in eine „Sonderabga­
be Aufbau Ost“ bei gleichzeitiger Ein­
führung von Einkommensgrenzen vor­
geschlagen . (Handelsblatt, 29.1.92). 
Bereits im September vergangenen Jah­
res hatte das DGB-Vorstandsmitglied

Geuenich die Steuerpläne der Bundesre­
gierung als „sozial unannehmbar, poli­
tisch instinktlos und insgesamt über­
haupt unglaublich“ bezeichnet: „Geue­
nich rechnete vor, daß der von den Ar­
beitnehmerhaushalten zu tragende An­
teil an jedem Prozentpunkt Mehrwert­
steuererhöhung etwa 10 Milliarden DM 
ausmache. »Damit verringert sich die 
Kaufkraft der Nettolohnsumme aller 
Arbeitnehmer um immerhin 1,4 Pro­
zent4, sagte Geuenich. Auf der anderen 
Seite sollten die Unternehmer Nettosteu­
ersenkungen von fünf Milliarden DM 
erhalten. Das erhöhe das Nettoeinkom­
men aus Unternehmertätigkeit und Ver­
mögen um immerhin 9 Prozent. ,Wer so 
massiv in die Kaufkraft von Löhnen und 
Gewinnen eingreifen will, der hat das 
moralische Recht verloren, immer wie­
der Lohnverzicht und maßvolle Tarifab­
schlüsse zu fordern4 ...“ (DGB-Pres- 
sedienst, 12.9.91).

Engholm und Lafontaine, der Ver­
handlungsführer der SPD, kritisieren 
die Mehrwertsteuererhöhung stattdes­
sen vom Standpunkt einer „West-Ge­
meinschaft“ von Lohnarbeit und Kapi­
tal: Die Steueranhebung könne zu einem 
Rückgang der inländischen Nachfrage 
führen und so den Absatz der Kapitali­
sten verringern. „Alle konjunkturellen 
und wirtschaftspolitischen Argumente 
sprechen dafür, zu diesem Zeitpunkt 
keine Erhöhung der Mehrwertsteuer

vorzunehmen? (Engholm, zit. nach Die 
Welt, 4.2.92). „Wenn die Konjunktur 
kippt, haben wir alle weniger in den 
Kassen“ (Lafontaine, zit. nach Die 
Welt, 29.1.92). Und wenn sie im We­
sten nicht kippt, ist dann alles gut?

Noch weiter geht der baden-württem­
bergische SPD-Landesvorsitzende Spö- 
ri. Er fordert zusätzlich eine Senkung 
des Spitzensteuersatzes bei der Körper­
schaftssteuer auf einbehaltene Gewinne 
von 50 % auf 40 %, während Lafontaine 
„nur“ für eine Senkung auf 45 % eintritt 
(Handelsblatt, 17.1.92) Statt Rück­
sichtnahme auf Gewerkschaftsforderun­
gen also Anbiederung bei den Kapitali­
sten: Das ist der Kurs der SPD.

Lassen sich die SPD-Länder, darauf 
ein, so ist absehbar, wie die Haushaltsla­
ge 1994, d.h. bei den kommenden Bun­
destagswahlen, aussehen wird: Vertret­
bar im Bund, dem die Anhebung der 
Mehrwertsteuer vor allem zugute 
kommt, miserabel bei den Kommunen 
und den SPD-geführten (West)-Bundes- 
ländem, unerträglich im Anschlußge­
biet. Dieses Ziel steuert Waigel an, um 
den Wahlsieg der Regierung 1994 zu si­
chern. Lassen sich die SPD-Minister­
präsidenten auf das Paket ein, so ist dies 
ein weiteres Zeichen, daß die SPD die 
Bundestagswahlen 1994 bereits verloren 
gibt.
Quellen: Nachrichtenheft Stahl- und Metallin­
dustrie 4/92, Handelsblatt, FAZ, Welt— (rül)
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Banken: 
Tarifkampf

HBV und DAG haben die 
Erklärung der Bankkapi­
talisten, sie seien zu neu­
en Verhandlungen bereit, 
begrüßt. Die Kapitalisten 
sollten einen Termin Vor­
schlägen. HBV-Sprecher 
Stritter: Wenn die Bank­
kapitalisten meinten, 
einen Abschluß unter 
Stahl zu erreichen, dann 
seien sie auf dem Holz­
weg. Berichte über die 
Tarifauseinandersetzun­
gen bei Stahl, Metall, 
Banken und Post: Seite 3. 
Bild: HBV-Demonstration 
am 21. Januar in Frank­
furt. — (rül, Bild: gst)

Südafrikapolitik der BRD
Diskussion zur Sicherung des imperialistis'chen Einflusses
Als die südafrikanische Regierung vor 
zwei Jahren mit der Reformierung ihrer 
rassistischen Apartheidspolitik begann, 
entsprach das Regime damit auch dem 
Druck seiner imperialistischen Unter­
stützer, vor allem der EG-Staaten und 
den USA. Die Konzerne dieser Staaten 
sahen ihre Profite und ihre Machtposi­
tion in Südafrika durch den Befreiungs­
kampf gefährdet. Die seitdem erfolgten 
Reformen sind keineswegs erste Schritte 
zur völligen Abschaffung der weißen 
Vorherrschaft, sondern der Versuch, 
durch einige Zugeständnisse die Befrei­
ungsbewegung zu spalten und zu schwä­
chen, um so die politische und ökonomi­
sche Macht der Rassisten und des aus­
ländischen Kapitals zi^ichem.

Inzwischen wird in den bundesdeut­
schen Medien verhandelt, ob diese Ziel­
setzung überhaupt im Rahmen der süd­
afrikanischen Reformpolitik durchge­
setzt werden kann. Voraussetzung wäre, 
so die Mehrheitsmeinung, daß sich der 
ANC vom Befreiungskampf trennt, sei­
ne Nationalisierungsforderungen zu­

gunsten Marktwirtschaft und Privat­
eigentum aufgibt und dem rassistischen 
Verfassungsentwurf der südafrikani­
schen Regierung zustimmt. Weitere 
Voraussetzung sei, daß die BRD die 
Weiterentwicklung eines schwarzen 
Mittelstandes unterstütze.

Im Gegensatz dazu ist z.B. Werner 
Kaltefleiter, Professor an der Universi­
tät Kiel, der Auffassung, daß es in Süd­
afrika derzeit keine politische Kraft gibt, 
die das Land im Sinne der Imperialisten 
befrieden könne. Selbst eine große Koa­
lition aus NP, ANC, Inkatha und CP sei 
nicht in der Lage, den Widerstand der 
azanischen Bevölkerung zu brechen. In 
diesem Zusammenhang bezeichnet er 
die Schwarzen als schießwütige, randa­
lierende Banden mit überzogenen Er­
wartungen, den PAC als „schwarze Fa­
schisten“ und die PAC-Forderung nach 
Rückgabe des Landes als „schwarz-afri­
kanische Version der Parole ,Volk ohne 
Raum4“. Bei Wahlen würden „die radi­
kalen Parteien der Schwarzen große Er­
folge erzielen44. Fazit: „Nur massive

Hilfe der Industrieländer kann Südafrika 
vor der Katastrophe bewahren“. Er for­
dert die politische und ökonomische Ex­
pansion der BRD und anderer Staaten 
nach Südafrika bis hin zu Intervention. 
Noch bestehende Sanktionen sollen fal­
len, der freie Kapitalverkehr und ein un­
eingeschränktes Niederlassungsrecht 
für ausländische Investoren erlaubt sein. 
Die Verhandlungen sollen sich „endlos 
hinziehen“. Vermutlich um keine Fak­
ten zu schaffen, die von den Imperiali­
sten später nicht oder nur mit Schwierig­
keiten rückgängig gemacht werden kön­
nen, oder um Aufstände zu provozieren. 
Außerdem fordert Kaltefleiter „massive 
Hilfe in der Beratung aller Beteiligten 
über die ordnungspolitischen Grundla­
gen von Demokratie, Freiheit und 
Wohlstand“ Was damit gemeint ist, 
wird nicht erläutert, kann aber alles be­
deuten, von politischer Bevormundung 
bis hin zur direkten militärischen Inter­
vention zur „Sicherung von Frieden und 
Freiheit“ in Südafrika.
Quelle: Handelsblatt, 22. /23.11.91 - (bab)

Einladung zur 12. o. BWK- 
Bundesdelegiertenkonferenz
Wir laden alle Delegierten, Mitglieder 
und Gäste der Bundesdelegiertenkonfe­
renz herzlich ein zur Tagung der 12.‘ 
ordentlichen Bundesdelegiertenkonfe- 
reriz des BWK am 7. und 8. März 1992 
in Köln, Jugendgästehaus Köln-Riehl, . 
an der Schanz 14. Beginn ist am Sam­
stag, den 7. März, um 8.00 Uhr.
Die vorläufige Tagesordnung lautet:
— Tätigkeitsbericht
— Finanzen
— Wahlen
— Anträge zur weiteren Tätigkeit.
— (Präsidium der 11. ordentlichen Bundesde­
legiertenkonferenz des BWK)

Roter Tisch: Tagung 
am 29. Februar, Leverkusen
Am 29. Februar tagt in Leverkusen er­
neut der Rote Tisch. Thema der Tagung 
ist: „Deutscher Imperialismus und 
Kriegsgefahr heute“. Die Vorberei­
tungsgruppe schlägt folgende Tages­
ordnung vor:
— „Deutscher Imperialismus und 
Kriegsgefahr — historischer Abriß“. 
(Referat und Diskussion)
— „Die Lage in Jugoslawien und die 
BRD-Strategie“ und „Wie weit reicht 
Deutschland? — oder von der Wieder­
vereinigung in der großen Version“ 
(Zwei Referate und Diskussion).
Im Anschluß an diese thematische Dis­
kussion soll dann wie üblich über die 
weitere Arbeit des Roten Tisches bera­
ten werden. Eine Delegation des Ständi­
gen Rates marxistischer1 Gruppen und 
Organisationen (Sitz: Ostberlin) hat ihre 
Teilnahme angekündigt.

Die Tagung findet statt in den Räumen 
der Karl-Liebknecht-Schule, Am Stadt­
park 68, 5090 Leverkusen. Beginn: 10 
Uhr, Abschluß ist für 17 Uhr vorgese­
hen. — (rül)

Protest gegen Tarifvertrag 
zu Beschäftigungszeiten
Gegen den Tarifabschluß zur Anerken­
nung der Beschäftigungszeiten der Be­
schäftigten im öffentlichen Dienst der 
neuen Bundesländer verabschiedeten die 
13 anwesenden Vertrauensleute der Ab­
teilung Krankenhäuser der ÖTV-Kreis- 
verwaltung Stuttgart am 5.2.92 einstim­
mig einen Protestbrief an den ÖTV- 
Hauptvorstand. Darin wird kritisiert, 
daß politische Kriterien (Mitarbeit beim 
Ministerium für Staatssicherheit u.a.) 
und. nicht mehr die Verausgabung von 
Arbeitskraft als Voraussetzung für die 
Gewährung bzw. Nichtgewährung tarif­
licher Leistungen gelten. Ferner wand­
ten sich die Vertrauensleute scharf dage­
gen, daß nach dem Tarifvertrag Vermu­
tungen über eine „besondere persönli­
che Systemnähe“ zur Nichtanerkennung 
der Beschäftigungszeiten führen und die 
Beschäftigten diese Vermutung widerle­
gen müssen..— (evo/AGG)

Rektor Fink Ausübung 
des Amtes untersagt
Am 27.11.91 wurde Heinrich Fink, / 
Rektor der Humboldt-Universität Ber- ; 
lin, als Hochschullehrer fristlos entlas- > 
sen und des Amtes enthoben: Er soll seit 
1969 inoffizieller Mitarbeiter der Stasi 
gewesen sein. Die Beweise reduzieren 
sich auf das Auffmden von Karteikarten, 
die ihm den Decknamen „Heiner“ ge­
ben. Vier Aktenbände über „Heiner“ 
sind gelöscht, eine Tatsache, die Wis­
senschaftssenator Erhardt (CDU) als be­
lastend wertet. Während Erhardt bereits 
im Dezember Einsicht in die Akten der 
Gauck-Behörde erhielt, war dies Fink 
und seinen Anwälten erst jetzt möglich 
und beweist nach ihren Aussagen das 
Gegenteil. Die Universität als auch Fink 
haben gegen die Amtsenthebung vor 
dem Verwaltungsgericht geklagt. Die­
ses stellte jetzt fest, daß Fink eine Amts­
ausübung im Wege der Rechtsaufsicht 
noch gar nicht untersagt sei. Noch am 
selben Tag holte Erhardt dies nach. Fink 
will sich auf seine Kündigungsschutz­
klage konzentrieren, da er sich dort eine 
inhaltliche Wertung der gegen ihn erho­
benen Vorwürfe erhofft. — (har)
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Aktuelles aus Politik und Wirtschaft

Aktuell in Bonn „vordringlich“ realisiert werden; wei­
tere 330 werden geprüft. Die Realisie­
rung der 73 Umgehungsstraßen erfolge 
im „Vorgriff auf den künftigen Bedarfs­
plan“; hier greife bereits das „neue Be­
schleunigungsgesetz“, das u.a. Bürger­
anhörungen und Umweltverträglich­
keitsprüfungen stark einengt.

Töpfer droht Fischer
Umweltminister Töpfer will den hessi­
schen Umweltminister Fischer (Grüne) 
nun vor dem Verfassungsgericht verkla­
gen. Der Grund: Fischer hatte Töpfers 
Weisung, der Firma Siemens in Hanau 
den Betrieb ihrer Nuklearfirmen wieder 
zu erlauben, umgangen, indem er die 
Firma zu der vereinbarten Frist erst ein­
mal um einen Bericht über ihre Sicher­
heitsvorkehrungen bat und zugleich ein 
Rechtsgutachten anforderte, ob Töpfers 
Beamte ihn nicht rechtswidrig angewie­
sen hätten. Die Verzögerung bringt die 
Stromkonzeme, die auf Lieferungen aus 
den Werken angewiesen sind, zum To­
ben. Die hessische CDU will zusätzlich 
Fischer mit einer Ministeranklage an­
greifen.

Schneid mal wieder!
Der Slogan der gelben Post „Schreib 
mal wieder!“ könnte demnächst bei der 
„grauen“ Post, der Telekom, in 
„schneid mal wieder — einen Aktien- 
Coupon!“ abgewandelt werden. Jeden­
falls soll Telekom demnächst privatisiert 
werden; die Anteilsscheine als „Volks­
aktien“ an den Mann und die Frau ge­
bracht werden. Als typische Vorberei­
tung auf die Privatisierung ist anzuse­
hen, daß Telekom derzeit massiv in der 

, Ex-DDR investiert und sich dabei enorm 
verschuldet: Die Braut putzt sich heraus, 
die Schulden werden vor der Privatisie­
rung vom Bund zu übernehmen sein.

FDP jetzt auch für Asyländerung GG
Auf einer Konferenz der Fraktionsvor­
sitzenden von Bund und Ländern hat die 
FDP sich jetzt weitgehend der Unions­
forderung nach einer Verfassungsände­
rung beim Asylrecht angeschlossen. 
Man werde sich einer „europäischen 
Vereinheitlichung“ nicht verschließen, 
lautet die Formel. Tatsächlich drängt die 
BRD europaweit auf einen weiteren Ab­
bau des Asylrechts. Lediglich der FDP- 
Vertreter aus dem Saarland stimmte ge­
gen diese Formel. Damit wird die FDP 
nun in den Landesregierungen von Bre­
men, Rheinland-Pfalz, Hamburg und 
Brandenburg die SPD weiter unter 
Druck setzen, auch einer verfassungs­
rechtlichen Einschränkung des Asyl­
rechts zuzustimmen.

UN-Sicherheitsrat
Mit den penetranten Wiederholungen, 
man sei eigentlich nicht sonderlich inter­
essiert, unterstreicht die Bundesregie­
rung derzeit ihr Interesse an einem stän­
digen Sitz im UN-Sicherheitsrat. Nach 
den Statuten der UNO kann der Sicher­
heitsrat u.a. über militärische Aktionen 
gegen Staaten, die UN-Grundsätzen zu­
widerhandeln, entscheiden. Da die 
USA, die BRD und andere Staaten der­
zeit mit Macht — und leider auch mit Er­
folg — das Völkerrecht im Sinne ihrer 

• Interventionsabsichten beeinflussen, 
verspricht sich die BRD von einer sol­
chen Mitgliedschaft eine Absicherung 
von Aggressionen, insbesondere gegen 
die Staaten MitteL und Osteuropas.

Treuhand-Miese
Am 22. Januar erstattete die Präsidentin 
der Treuhandanstalt (THA), Birgit 
Breuel, vor dem Bonner Haushaltsaus­
schuß Bericht, Die Bilanz: Bis 1994 
wird die THA einen Gesamtschulden­
stand von 200 Milliarden Mark aufwei­
sen. Dies werde „für die Steuerzahler 
erhebliche Lasten mit sich bringen“ 
(Breuel). Immerhin macht allein dieser 
Sonderetat versteckter Staatsschulden 
ein Fünftel dessen aus, was Bund, Län­
der und Gemeinden seit 1949 an Schul­
den angehäuft haben. (Es existieren drei 
weitere solcher „Sonderetats“). Die 
Schulden der Treuhand werden dabei 
ungleich aufgebürdet werden: Ende 
1994 soll die Hälfte vom Bund, die ande­
re Hälfte von den neuen (!) Bundeslän­
dern übernommen werden. Diese Ver­
teilung kommt einem wesentlichen Bei­
trag zur Verfestigung des West-Ost-Ge- 
falles gleich.

„Nachbarschaft“ und Waffenhilfe
Letzte Woche unterzeichnete Kohl in 
Budapest den „Nachbarschaftsvertrag“ 
der BRD mit Ungarn. Die ungarische 
Regierung hatte, der BRD bei der Anne­
xion der DDR wesentlich geholfen, war 
beim Sturz Ceausescus in Rumänien be­
teiligt und lieferte zu Beginn des jugosla­
wischen Bürgerkriegs mehrere tausend 
Maschinenpistolen und andere Handfeu­
erwaffen an die Regierung Kroatiens. 
Diese aggressive Politik wird unterstri­
chen durch Territorialansprüche gegen 
umliegende Staaten — insbesondere 
Rumänien und Jugoslawien — angeblich 
zum „Schutz der ungarischen Minder­
heiten“ dort. Kein Wunder, daß die un­
garische Regierung nun von Kohl Waf­
fenhilfe wünscht. Kohl sagte prinzipiell 
zu. Wegen der Lage in Jugoslawien sei­
en offizielle Waffenlieferungen aber erst 
später möglich.

Beschleunigt umgangen
Woran hat es in der DDR seit Jahrzehn­
ten gefehlt? An Ortsumgehungen! Diese 
seien „sträflich vernachlässigt wor­
den“. So die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. Nun hat das Bundesverkehrs­
ministerium 73 Ortsumgehungen in den 
neuen Bundesländern ausgemacht, die

Was kommt demnächst?
Am 13.2. setzt die Verfassungskommis­
sion von Bundesrat und Bundestag ihre 
Beratungen über Grundgesetzänderun­
gen fort. Die Länder-Ministerpräsiden- 
ten diskutieren einen bundesweiten Hör­
funk. Am 14.2. berät der Bundesrat'er- 
neut über das Steueränderungspaket der 
Bundesregierung. Ende Februar will 
Kohl in Prag den „Nachbarschaftsver­
trag“ mit der CSFR unterzeichnen. Am 
5. April sind Landtagswahlen in Baden- 
Württemberg und Schleswig-Holstein.

Trotz Bundesverfassungsgericht; 
Nachtarbeit ächten!

•f

sungsgerichts in der Hauptseite positive 
Seiten abgewinnen.

„Es hat ja nicht gesagt, das bestehen­
de Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen 
sei nichtig, sondern es hat gesagt, es ist 
nötig, wegen des Gleichberechtigungs­
grundsatzes auch weibliche Angestellte 
und Beamtinnen mit einzubeziehen und 
auch zu berücksichtigen, daß Nachtar­
beit für alle schädlich ist, auch für 
Männer.“ (Interview in der „taz** vom 
29. Januar 1991.)

Diese Euphorie scheint etwas vor­
eilig. Das Bundesverfassungsgericht 
macht Vorschläge. Es legt den Gesetz­
geber aber ausdrücklich nicht fest. Son­
dern es geht davon aus:

„Daß der Gesetzgeber den mit dem 
Nachtarbeitsverbot verfolgten Schutz­
gedanken aufgibt und auf eine Regelung 
gänzlich verzichtet, ist nicht anzu­
nehmen.“

„Der Gesetzgeber ist veipflichtet, den 
Schutz der Arbeitnehmer vor den schäd­
lichen Folgen der Nachtarbeit neu zu 
regeln. Eine solche Regelung ist not­
wendig, um dem objektiven Gehalt der 
Grundrechte, insbesondere des Rechts 
auf körperliche Unversehrtheit, Genüge 
zu tun. Dem Gesetzgeber kommt bei der 
Erfüllung dieser Schutzpflicht zwar ein 
weiter Einschätzungs-, Wertungs- und

• Gestaltungsfreiraum zu, der auch Raum 
für die Berücksichtigung konkurrieren­
der öffentlicher und privater Interessen 
läßt. Die von ihm getroffenen Maß­
nahmen dürfen aber zur Wahrung des 
Grundrechtschutzes nicht gänzlich un­
geeignet sein.“

Das einzige, auf das das Bundesver­
fassungsgericht den Gesetzgeber ver­
pflichtet hat, ist: Er muß eine Regelung 
schaffen, die nicht gänzlich ungeeignet 
sein darf.

Die Presse zitiert eine EG-Richtlinie, 
als gute Grundlage für konkretere 
Schutzbestimmungen.

Die EG-Richtlinie beinhaltet folgende 
Kernpunkte:
— 3-tägliche Ruhezeit von 12 Stunden,
— ein Ruhetag im 7-Tages-Zeitraum,
— bei Nachtarbeit höchstens 8 Stunden 
Normalarbeit im 14-Täge-Durchschnitt,
— Keine Mehrarbeit bei Nachtarbeit 
mit „besonderen Gefahren oder einer 
erheblichen körperlichen oder geistigen 
Anspannung“,
— die Gesamtdauer der Pausen soll den 
höheren Anforderungen in Nacht- und 
Wechselschicht Rechnung tragen.

Diese Minimalbedingungen sollen al­
lerdings nicht gelten bei Saisonarbeit 
oder wenn in Tarifverträgen anderes 
vereinbart wird.

Die Presse hob besonders hervor, ge­
sundheitlich angeschlagene Nachtarbei­
ter erhielten das Recht, in Tagesarbeit zu 
wechseln.

Die EG-Richtlinie dazu: „Hat ein 
Nachtarbeiter gesundheitliche Schwie­
rigkeiten, die laut einer zuständigen Be­
hörde nachweislich darauf zurückzufüh­

Das Bundesverfassungsgericht hat am 
28. Januar 1992 entschieden:

„Das Nachtarbeitsverbot des § 19 der 
Arbeitszeitordnung benachteiligt Arbei­
terinnen im Vergleich zu Arbeitern und 
weiblichen Angestellten; es verstößt 
damit gegen Art. 3 Abs. 1 und 3 GG.“

Das Urteil stützt sich ausdrücklich auf 
die Begründung des Amtsgerichts Pa­
derborn: „Da Frauen nach der Reform 
des Ehe- und Familienrechts im Jahre 
1976 rechtlich nicht mehr verpflichtet 
seien, den Haushalt zu führen, träte 
durch die Nachtarbeit auch keine unzu­
mutbare Überforderung ein. ... Das so­
ziale Netz in der Bundesrepublik sei so 
ausgestattet, daß Frauen durch Nachtar­
beit nicht überfordert würden.“

Vielleicht haben sich ein paar Amts­
richtersgattinnen seit 1976 geweigert, 
Hausarbeit zu verrichten, und ihre Ehe­
männer gezwungen, etwas von ihrem 
hart verdienten Salär an ein Dienstmäd­
chen zu zahlen (steuerabzugsfahig).

Die Gewerkschaftsfrauen argumen­
tierten für das geschlechtsspezifische 
Schutzrecht, weil Frauen, auch wenn sie 
berufstätig sind, nach wie vor die Haupt­
last der Haus- und Erziehungsarbeit 
tragen.

Die Schlafenszeiten nachts arbeiten­
der Frauen sind extrem kurz:
— bei Frauen ohne Kinder 6,52 Stun­
den
— bei Frauen mit Kindern 5,50 Stunden
— mit Kleinstkindern nur 4,85 Stunden 
(frauen und arbeit 3 / 4 91)

Mit der Einverleibung der DDR 
wurde die öffentliche Kinderbetreuung 
auf das Westniveau zusammengestri­
chen. Die im Arbeitsgesetzbuch und in 
Betriebskollektiv-Verträgen abgesicher­
ten Frauenförderpläne entfielen.

Unnötiger Ballast. Die Rollenvertei­
lung zwischen den Geschlechtern hängt 
am Nachtzuschlag.

Wenn Arbeiterinnen gehindert wür­
den, Nachtzuschläge zu verdienen, wür­
de dies die überkommene Rollenvertei­
lung verfestigen, urteilt das Bundesver­
fassungsgericht.

Niemand fragt, was Frauen daran hin­
dert, am Tag genug zu verdienen.

Das Urteil wird von der Presse als 
Fortschritt gefeiert.

Das Bundesverfassungsgericht habe 
den Gesetzgeber verpflichtet, Schutz­
bestimmungen bezüglich der Nachtar­
beit für Frauen wie Männer zu erlassen.

Der „Mannheimer Morgen“ vom
29.1. verkündet: „Das Bundesverfas­
sungsgericht denkt ... an die Einfüh­
rung besonderer Schutz- und Fürsorge­
pflichten des Arbeitgebers oder an För­
dermaßnahmen zur Erleichterung der 
Doppelbelastung durch Familie und 
Beruf*.

Die stellvertretende DGB-Vorsitzen­
de Engelen-Kefer bedauert die Aufhe­
bung des Nachtarbeitsverbots, kann 
aber dem Spruch des Bundesverfas-

V-

ren sind, daß er Nachtarbeit leistet, so ist ? 
er baldmöglichst auf eine Arbeitsstelle 
mit Tagesarbeit zu versetzen, für die er j 
geeignet ist.“ - f

Gesundheitlich angeschlagen reicht ; 
nicht, um ein Recht zu haben, der zu­
sätzlichen Belastung durch Nachtarbeit 
zu entfliehen. Nein, es muß nachgewie­
sen werden, und zwar von einer zustän­
digen Behörde, daß diese Schwierigkei­
ten auf die Nachtarbeit (und auf sonst 
nichts) zurückzuführen sind. Aussteigen 
aus der Nachtarbeit wird nur in Ausnah­
men möglich sein.

Hoffnungen, das Arbeitsministerium 
müsse aufgrund der EG-Richtlinie und 
des Bundesverfässungsgerichtsurteils 
den Gesetzentwurf für ein neues Ar­
beitszeitgesetz zu einem Schutzgesetz 
umarbeiten, sind gänzlich unbegründet.

Es ist eher davon auszugehen, daß die 
Regierungskoalitiön jetzt ihre Chance 
sieht, das in zwei Anläufen gescheiterte 
Arbeitszeitgesetz in einem dritten An­
lauf endlich durchzubringen. Einer der 
umstrittenen' Punkte, das Nachtarbeits­
verbot für Arbeiterinnen, ist höchstrich­
terlich gefallen.

Die anderen strittigsten Punkte im 
Entwurf waren die wöchentliche 
Höchstarbeitszeit von 60 Stunden und 
die Absicht, das Sonntagsarbeitsverbot 
durch eine Unzahl von Ausnahmen fak­
tisch aufzuheben.

Der Entwurf des Arbeitszeitgesetzes 
verschwand in der Schublade, weil es 
der Gewerkschaftsbewegung mit großer 
Kraftanstrengung und im Bündnis mit 
der breiten Öffentlichkeit gelang, das 
freie Wochenende zu sichern.

Ähnlich große Kraftanstrengung wird 
es brauchen, die guten Ansatzpunkte im 
BVG-Urteil zum Schutz der körperli­
chen Unversehrtheit als einklagbare 
Rechte in das Arbeitszeitgesetz zu be­
kommen.

„Die SPD-Bundestagsabgeordnete 
Marliese Dobberthien kündigte am Tag 
der Urteilsverkündung eine Initiative 
ihrer Fraktion an, schädliche Nacht­
arbeit generell einzuschränken.“ („Die 
Wt“ vom 29.1.92)

Über den Bundesrat könnte die SPD 
ein übles Arbeitszeitgesetz kippen.

Aber es wird sehr viel öffentlichen 
Druck brauchen, daß sich diese Kräfte in 
der SPD durchsetzen. Im April sind 
Landtagswahlen in Baden-Württembeig 
und Schleswig-Holstein.

In der Abteilung Tarifpolitik beim 
Vorstand der IG Metall wird über eine 
Kampagne zur Ächtung der Nachtarbeit 
nachgedacht. Eine solche Kampagne ist 
dringend notwendig.

Quellen: Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 28.1.1992, zu den Urteilen 1 BvR 
1025/82, 1 BvL 16/83, 1 BvL 10/91;
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über 
bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung 
(gemäß Artikel 149 Absatz 3 des EWG-Vertra- 
ges) vom 20.9.1990, mit Änderungen vom 
23.4.1991— (anh)

§ 129a-Verfahren gegen GNN-Verlag 
und Angehörigen-Info eingestellt

1
I !
I '?

1989 lag die durchschnittliche Förderung für Studentinnen und Studenten der alten 
Bundesländer nach Bafög bei 585 DM; bis 1990 ist sie auf 576 Mark abgesunken. Die 
Inflation eingerechnet, liegt der Rückgang bei rund 7 Prozent. Nun soll bis Herbst 
1992 eine Erhöhung stattfinden. Die bescheidene Forderung des Beirats für Ausbil­
dungsförderung nach einer Erhöhung um 7,5 Prozent, was wenigstens die Inflation 
und v.a. den Mietanstieg berücksichtige, wird von der Bundesregierung abgelehnt. 
Sie stimmt lediglich einer Erhöhung von 6 Prozent zu. Als „durchschnittliche monatli­
che Gesamtausgaben zur Bedarfsdeckung eines Normalstudenten“ errechnete die 
Regierung 1030 DM; der neue Förderungshöchstbetrag soll bei 940 DM liegen.

Vor drei Jahren entstand, im Hunger­
streik der Gefangenen aus RAF und Wi­
derstand, das Angehörigen-Info, das im 
GNN-Verlag erscheint. Seitdem hat die 
Bundesanwaltschaft Info und Verlag mit 
zehn Verfahren, vier nach § 90a (Staats­
verleumdung) und sechs nach § 129 a 
(Werbung für eine terroristische Ver­
einigung), überzogen. Dabei ist jetzt fol­
gender Stand erreicht:

1. Im Verfahren gegen das Info Nr. 30 
hat das OLG Köln die Revision verwor­
fen. Damit wurde das Urteil des Landge­
richts rechtskräftig, das zwei Redakteu­
rinnen zu je 60 Tagessätzen verurteilt 
hatte (nach Freispruch in erster Instanz). 
Nach unserer Auffassung verletzt das 
Urteil das international verbürgte Men­
schenrecht der Meinungs- und Presse­
freiheit. Es bedeutet Zensur. Es unter­
drückt die kritische Befassung mit einem 
inzwischen historischen Ereignis, mit 
dem Tod von politischen Gefangenen im 
Stammheimer Hochsicherheitstrakt 
1977; es unterdrückt die Anklage, die 
den Tod der Gefangenen als Mord cha­
rakterisiert und damit auf die politische 
Verantwortung und moralische Schuld 
von Behörden und Amtsträgem weist.

Verlag und Angehörigen-Info, das ja 
auch die Erinnerung an die in Isolation 
und unter staatlicher Verantwortung zu 
Tode gekommenen politischen Gefan­
genen wachhalten will, sind von der 
Zensur stark betroffen. Wir halten eine 
Erörterung über die politischen und juri­
stischen Möglichkeiten, sich gegen die­
se Zensur zu wehren, für nötig.

2. Die fünf § 129a-Verfahren, die die 
BAW in den letzten Monaten gegen uns 
eingeleitet hat, sind von der General­
staatsanwaltschaft Düsseldorf jetzt alle 
eingestellt worden. Die Gefahr, daß die 
BAW ihren Zweck erreicht und das Info 
mit immer neuen Verfahren mundtot 
macht, war real. Mit den letzten drei 
Verfahren versuchte sie direkt, die For­
derung nach Zusammenlegung der Ge­
fangenen aus RAF und Widerstand und 
die Bestrebungen zur Kommunikation 
mit den Gefangenen — und damit die 
Tendenz des Infos — zu kriminalisieren 
und so die Gefangenen von politischer 
Unterstützung zu isolieren. Gleichzeitig 
versuchte die BAW,- indem sie die Er­
mittlungsverfahren gegen „die unbe­
kannten Verfasser, Herausgeber, Her­
steller und Verbreiter der Druckschrif­

ten“ eröffnete, Verlag, Herausgeber, j 
Redaktion und Autoren unter Druck zu -j 
setzen und auszuforschen — obwohl sie 5 
wußte, daß das Impressum der „Infos“ 
den rechtlichen Vorschriften und den • 
Tatsachen entspricht. Dies scheiterte, j 
weil nicht alle Behörden diesem Kurs j 
folgen wollten. Wir sind der Auffassung j 
und haben auch so gegenüber der Gene- j 
ralstaatsanwaltschaft Stellung genom- !
men, daß die BAW rechtswidrig handelt j
und ihre Befugnisse zu politischer Ver- J
folgung mißbraucht. f

Mit der Einstellung sind alle Verfah- J 
ren bis auf eines (Berufung gegen Verur- 
teilung nach § 90a in erster Instanz) ab- ; 
geschlossen: eines durch Verurteilung, 3 
eines durch Freispruch, sieben durch M 
Einstellung. Wir hoffen, daß sich die 
BAW künftig zügelt. Aber wir haben in j 
der dreijährigen Auseinandersetzung 
Zweifel an der Rechtstreue der BAW f 
und den Eindruck gewonnen, daß maß- j 
gebliche Kräfte in dieser Behörde unbe­
rechenbar handeln. Deshalb und weil | 
wir nicht aufgeben wollen, uns gegen die 
Zensur zu wehren, halten wir die Aus­
einandersetzung für nicht beendet. ~ ?
GNN Verlagsgesellschaft Politische Berichte ' |
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Der Tarifabschluß Stahl ist im bür­
gerlichen Lager auf vielfache Kri­
tik gestoßen. Der Bundeskanzler fand 

ihn ein „falsches Signal“. Wirtschafts­
forschungsinstitute erklärten, die 
Wachstumsperspektiven würden weiter 
gedrückt. Alle waren sich einig: Der

Die Lohnbewegungen bieten 
der „Trendwende“ Paroli

Abschluß gehöre ins letzte Jahr und dür­
fe keine Marke für die Ihrifabschlüsse 
1992 sein.

Es ist offenkundig: Die propagierte 
„Trendwende“ bei den Tariflöhnen 
kommt nicht recht voran. Es gelingt den 
Untemehmerverbänden bisher nicht, die 
Tariferhöhungen unter die Inflation zu 
drücken. Von einer politischen Schwä­
chung der Gewerkschaften, wie sie in 
den laufenden Tarifbewegungen demon­
striert werden sollte, kann bisher auch 
keine Rede sein. Nach dem Stahl rührt 
sich bei Banken und Post der Widerstand 
und sind für die bürgerlichen Beobachter 
überraschend viele Angestellte beteiligt. 
Auch in kleineren Branchen tut sich et­
was: In der Schuhindustrie wurden un­
längst die Stundenlöhne um durchweg 
0,82 DM erhöht, nach Angaben der Ge­
werkschaft Leder eine durchschnittliche 
Erhöhung von 7,05 Prozent.

Gleichzeitig wird aber der Druck auf 
dem Arbeitsmarkt weiter angefacht. 
Zum Ende des letzten Jahres ließ man 
die Kurzarbeitergeldregelung Ost* aus­
laufen. Prompt wurden dort zum Jahres­
anfang mehr als 300000 neu arbeitslos, 
der stärkste monatliche Zuwachs seit

dem Anschluß. Und der Hinweis der 
Bundesanstalt für Arbeit, daß weitere 
1,9 Millionen im Osten durch besondere 
Maßnahmen derzeit vor Arbeitslosigkeit 
bewahrt würden, bedeutet schließlich 
auch: Wir können diesen Hahn ja auch 
mal zudrehen.

Die Bestrebungen, die Realeinkom­
men herunterzudrücken, sind jedenfalls 
ungebrochen. In die Verhandlungen des 
öffentlichen Dienstes ist der Bundesin­
nenminister mit der Erklärung eingestie­
gen, der Abschluß müsse deutlich unter 
den sechs Prozent des letzten Jahres lie­
gen. In der Metallindustrie macht der 
neue Präsident von Gesamtmetall seine 
Mitgliedsverbände scharf für einen Ab­
schluß unterhalb des Stahlresultats.

Die Tarifkommissionen in der Metall­
industrie sind bisher in den meisten Fäl­
len der 9,5 %-Empfehlung des Vor­
stands gefolgt. Häufig wurde in den Be­
ratungen die besondere Anhebung der 
unteren Lohn- und Gehaltsgruppen ge­
fordert. Lediglich für das Tarifgebiet 
Küste kam aber bisher eine — sehr knap­
pe — Mehrheit für eine Mindestforde­
rung zustande. — (rok)

>/■

ÖTV-Kundgebungam 1. Februar in Köln. Bild:af/mz
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Stahl-Urabstimmung mit Wirkung
Noch Mitte Januar wurde an der 
Frankfurter Börse darauf spekuliert, 
daß die IG Metall eine Urabstimmung 
in der Stahlindustrie verlieren könnte. 
(1) Dies war zwar noch nie der Fall, ist 
seit dem 31.1.1992 aber auch konkret 
widerlegt: 86,8 % der IG Metall-Mit­
glieder in der Stahlindustrie stimmten 
für Streik. Dieses Ergebnis zeigte die 
Bereitschaft der Stahlbelegschaften, 
gegen die von den Kapitalisten ange­
strebte „Trendwende“ in Richtung 
Lohnsenkung anzutreten. Es hat — 
ohne Zweifel mehr, als die späten 
Vermittlungsversuche von NRW-Mi­
nisterpräsident Rau — Bewegung in 
die verhärteten Fronten gebracht und 
schließlich zu einem Tarifabschluß 
vor dem für Ende dieser Woche ge­
planten Streikbeginn geführt.

Im Einzelnen sieht das Ergebnis 
vor:
— eine Lohn- und Gehaltserhöhung 
um 5,9%, rückwirkend ab 1.11. 
1991;
— eine anrechenbare Anhebung des 
Ecklohns um 0,16 DM und des Ge­
halts T/K 3.1 um 23 DM ab 1.9. 
1992;
— eine weitere Anhebung nur des 
Ecklohns mit Ablauf der Laufzeit, 
d.h. zum 1.11.1992, um 0,13 DM 
auf 15,42 DM, den jetzigen Metall­
EcklohnNRW;
— eine nicht-tarifwirksame einmali­
ge Pauschalzahlung von 176 DM;
— die Erhöhung der Ausbildungsver­
gütungen um einheitlich 130 DM.

Vor allem Thyssen hat im letzten 
Moment auf einen Abschluß ohne 
Streik gedrängt. Die Auftragsbücher 
dieses größten westdeutschen Stahl­
konzerns sind derzeit noch voll, Thys­
sen befürchtete Verluste von Markt­
anteilen an ausländische Stahlprodu­
zenten. Entsprechend kam der Ab­
schluß in direkten Gesprächen zwi­
schen Thyssen-Chef Kriwet und dem 
IG Metall-Vorsitzenden Steinkühler 
zustande. Die Tarifkommission 
stimmte am Montag, dem 3.2.1992, 
zu. Ende letzter Woche fand aller­
dings noch eine erneute Urabstim­
mung statt, obwohl dies die Satzung 
der IG Metall erst nach Beginn eines 
Streiks zwingend vorschreibt. Daß 
das Ergebnis dabei angenommen 
wird, ist jedoch so gut wie sicher: 
25,1 % der Mitglieder würden schon 
genügen, die Tarifkommission billig­
te es mit 118:3 Stimmen.

Wenn man berücksichtigt, daß ein 
Streik auch etwas gekostet hätte, ist 
das Ergebnis tatsächlich durchaus ak­
zeptabel. Das materiell wirksame Vo­
lumen liegt nach Angaben der IG Me­
tall bei 6,34%. Das sind zwar rund 
0,7 % weniger, als der Metallabschluß 
im letzten Jahr brachte, aber 0,95 % 
mehr als das letzte Angebot der Kapi­
talisten vom 21.1. vor der Urabstim­
mung. Vor allem aber gilt als Aus­
gangspunkt für die nächste Laufzeit 
bei Stahl wieder der gleiche Ecklohn

wie jetzt bei Metall, bei den Angestell­
ten bleibt eine Differenz von nur noch 
18 DM im Monat. Damit ist nach jah­
relangem Kampf ein für die Stahlbe­
legschaften wichtiges Ziel erreicht: 
Die in der Stahlkrise Anfang der 80er 
Jahre von den Kapitalisten durchge­
setzte Abkoppelung der Stahllöhne ist 
wieder aufgeholt. Es bleibt allerdings 
die Differenz zwischen der Lage der 
Tariflaufzeiten.

Geschmälert werden kann dieses 
Ergebnis auch nicht dadurch, daß die 
Kapitalisten eifrig bemüht sind, das 
Volumen des Abschlusses auf unter 
6% herunterzurechnen. Nach ihren 
Angaben macht es nur 5,96 % aus. Sie 
beziehen in ihre Rechnung neben der 
Einkommenserhöhung von 5,9 % auf 
zwölf Monate zwar die Anhebung 
vom Ecklohn/-gehalt ab 1.9.1992 mit 
ein (da auf die außertariflichen Ein­
kommensbestandteile anrechenbar 
0,4% pro Monat, aufs Jahr eben 
0,06 %), nicht aber die Pauschalzah­
lung (bei einem Durchschnittslohn 
von 3 850 DM aufs Jahr 0,37%). 
Wenn es nur um die tarifwirksamen 
Bestandteile der Vereinbarung geht, 
müßte auch die Vorweganhebung zum 
1.11.1992 mitgerechnet werden; da 
der Ecklohn bei Stahl jetzt bei 14,29 
DM und dann bei 15,42 DM liegt, 
kommt man so auf glatte 7,9 %.

Allerdings liegen auch 5,9% weit 
über dem, was die Kapitalisten 1992 
zahlen wollen. Die angestrebte 
„Trendwende“ zu Lohnabschlüssen, 
die die Sicherung des Reallohns nicht 
einmal mehr zum Anspruch erheben, 
ist den Kapitalisten nicht gelungen. 
Sie werden dieses Ziel jedoch weiter­
verfolgen. In einem Aufsatz des ehe­
maligen Vorsitzenden des Sachver­
ständigenrates Prof. Sievert im Ge­
samtmetall-Artikeldienst heißt es: 
„Es reicht keine kleine Änderung der 
Lohnsteigerungsraten. Es muß ein 
völlig neuer Boden gefunden werden. 
Sich von der Vergangenheit zu lösen 
heißt zuallererst, keinen Inflations­
ausgleich mehr verlangen bzw. zuge­
stehen nach Maßgabe von Preissteige­
rungen, die in der Vergangenheit lie­
gen. Orientierung müssen die gesamt­
wirtschaftliche Produktivitätssteige­
rung und der für die nächste Zukunft 
unvermeidliche Anstieg des Preis­
niveaus geben. Das dürfte wenig mehr 
als 4 % ergeben.“ (2)

Die Kapitalisten setzen auf den wei­
teren Niedergang der Konjunktur und 
werden verstärkt versuchen, die 
Lohnabhängigen zu isolieren. Immer­
hin wird der Stahlabschluß die Mög­
lichkeiten der Tarifbewegung für 
1992 verbessern. Das sieht auch der 
IG Metall-Vorstand so: Nach Stein­
kühlers Ansicht hat er auch eine Mar­
ke für die Tarifbewegung 1992 ge­
setzt, und zwar 6,4 % (3).
Quellen: (1) Handelsblatt, 15.1.1992; (2) 
zit. nach Westdeutsche Allgemeine Zeitung,
5.2.; (3) Handelsblatt, 5.2. — (wof)

HBV führt in 40 Firmen 
Urabstimmungen durch
Am 30. Januar beschloß die Große Ta­
rifkommission der HBV, beim Haupt­
vorstand zu beantragen, in den Banken 
Urabstimmungen durchführen zu las­
sen, nachdem ihre Mitglieder nach der 
geplatzten Verhandlung mit dem fre­
chen 5 %-Angebot am 23. Januar die 
Kampfbereitschaft ihrer Kolleginnen 
und Kollegen erkundet hatten.

Die DAG (ca. 50000 Mitglieder im 
Bankenbereich) hatte Abstimmungen ih­
rer Mitglieder in einigen Großbanken 
und Befragungen im Postwege durchge­
führt. Inzwischen wurden die ersten 
Zwischenergebnisse gemeldet: 78,4 % 
von 9000 Mitgliedern, die sich bis zum
6.2. beteiligt hatten, sind bereit, auch 
mit Streik ihre Forderung durchzuset­
zen.

In einigen Banken werden zusammen 
mit der HBV Umfragen per Stimmzettel 
unter den Beschäftigten durchgeführt. In 
Bremen (5000 Beschäftigte im privaten 
Bankgewerbe) z.B. haben von 678 
Bankangestellten 97,5 Prozent für „eine 
härtere Gangart“ gestimmt, 84,7 Pro­
zent haben ihre Bereitschaft erklärt, sich 
an Protestmaßnahmen zu beteiligen. Die 
HBV organisiert in den alten Bundeslän­

Post: Weiter Kampf um 
die Angestellten-Tarife
Am 18. /19. Januar 1990 setzte die 
Deutsche Postgewerkschaft auf dem 
Verhandlungswege für die Tarifkräfte 
bei den Postunternehmen Einkommens­
verbesserungen über die allgemeinen 
Zulagen durch. Damals gaben die Post­
arbeitgeber ihre Zusage, Tarifverhand­
lungen über weitere Strukturverbesse­
rungen für Arbeiter und Angestellte fol­
gen zu lassen.

Im Laufe des Jahres 1990 fanden meh­
rere Verhandlungsrunden statt, die im 
Dezember für die Arbeiterinnen und 
Arbeiter das Ergebnis brachten, daß alle 
durch eine neue Entlohnungsstruktur 
bessergestellt werden sollten. Anfang 
1991 war der Tarifvertrag über Struktur­
verbesserungen für die Arbeiterinnen 
und Arbeiter der Postunternehmen unter 
Dach und Fach. Dieser brachte den im 
Arbeitsverhältnis stehenden Beschäftig­
ten Einkommensverbesserungen zwi­
schen 80 DM und 150 DM rückwirkend 
ab dem 1.10.1990.

Für die etwa 56000 Angestellten leg­
ten die Postarbeitgeber ein provokatives 
Angebot vor, daß die Forderungen der 
DPG nach neuen und verbesserten Zeit- 
und Bewährungsaufstiegen, Verbesse­
rungen der Tätigkeitsmerkmale für die 

dern Warnstreiks; täglich finden Aktio­
nen statt. Zweigstellen bleiben für Stun­
den geschlossen. Von den Banken ent­
sendete Streikbrecher kommen nicht an 
den Arbeitsplatz. In Wiesbaden und 
Wuppertal hatten sich am 4. Februar 
z.B. 800 Bankangestellte an mehrstündi­
gen Warnstreiks beteiligt. In zunächst 
40 Schwerpunktbetrieben werden Urab­
stimmungen für die 7. und 8. Kalender­
woche vorbereitet.

Ein neues Angebot der Banken liegt 
nicht vor. Die DAG forderte die Arbeit­
geber auf, bis zum 12. Februar ein neues 
Angebot mit einem Verhandlungstermin 
vorzulegen.

Während sich die Bankarbeitgeber ih­
ren Beschäftigten gegenüber stur verhal­
ten, lassen sie in der Presse ihre hervor­
ragenden Betriebsergebnisse für 1991 
feiern und verhöhnen die Bankangestell­
ten. Demgegenüber peppeln sie die Ak­
tionäre: So hat die Deutsche Bank auf­
grund ihres hervorragenden vergange­
nen Jahres die Dividende von 14 auf 15 
DM pro Anteilschein erhöht. Das ist die 
bisher höchste reguläre Ausschüttung 
dieser Bank — was sie sich auch leisten 
kann:

Linien- und Zeichenstellen sowie die 
vollständige Übernahme des Tarifergeb­
nisses beim Bund für Meister, Techniker 
und Ingenieure in keinster Weise be­
rücksichtigte. Es sah für lediglich 200 
Angestellte Einkommensverbesserun­
gen vor.

Die Situation der Angestellten sieht so 
aus, daß sie nach einer oder zwei Höher­
gruppierungen das Ende ihrer berufli­
chen Perspektive erleben. Die meisten 
Angestellten im Bürodienst fingen mit 
der Vergütungsgruppe IX an. Nach 
einem halben Jahr kamen sie in die Ver­
gütungsgruppe VIH, in der sie viele Jah­
re aushalten mußten, bis sie vielleicht ir­
gendwann die Möglichkeit hatten, nach 
Vergütungsgruppe VII aufzusteigen. 
Und da hängen sie nun seit 15 oder 20 
Jahre fest, ohne eine Aussicht weiterzu­
kommen, und mit einem um bis zu 500 
DM geringeren Einkommen als die Kol­
leginnen und Kollegen im Arbeitsver­
hältnis oder die verbeamteten, bei glei­
chen Tätigkeiten und bei vergleichbaren 
Bedingungen.

Die weiteren Verhandlungsrunden 
1991 zeigten, daß die Postarbeitgeber 
mit guten Argumenten und Verhandlun­
gen nicht bewegt werden können, ein

Ihre Steigerungszahlen per 31.10.91 
sind erheblich: Geschäftsvolumen 
9,4%, Zinsüberschuß 14,8%, Teilbe­
triebsergebnis nach Abzug der Verwal­
tungskosten 11,8%. Die Aussichten 
sind auch nicht schlecht: Die Risiken 
sind abgesichert, die Staaten der GUS 
haben die Verbindlichkeiten der UdSSR 
übernommen. Das Eigenkapital wurde 
um 14,3% auf 17,8 Mrd. DM aufge­
stockt, so daß die Deutsche Bank be­
quem den EG-Anforderungen hinsicht­
lich Kapitalausstattung genügen wird. 
Den anderen Banken geht es nicht 
schlechter.

Unruhe und Verärgerung unter den 
Kolleginnen und Kollegen in den Ban­
ken wachsen gleichermaßen wie die 
Dreistigkeit der Bankenvorstände. Was 
die Bankangestellten in den letzten fünf­
zehn Monaten an Lebensunterhalt verlo­
ren haben, wird ihnen an immer mehr 
Arbeit aufgedrückt. Wie in den Jahren 
zuvor wurde 1990 das Personal in West­
deutschland leicht abgebaut oder nur ge­
ringfügig aufgestockt. Die Einstellun­
gen des vergangenen Jahres haben da 
nichts ausgleichen können. In den 39 
Stunden ihrer offiziellen Arbeitswoche 
schaffen daher die Bankbeschäftigten 
kaum oder gar nicht ihr Pensum. Der 
Leistungsdruck insbesondere in den 
kundennahen Bereichen ist schier uner­
träglich geworden. Der Unmut wächst. 
Die Urabstimmungsergebnisse können 
es zeigen. — (mod) 

deutlich verbessertes Angebot vorzule­
gen. Im September kündigte die DPG 
den Tarifvertrag Anlage 2 für Angestell­
te zum 31.12.1991, um ab dem 1.1. 
1992 nicht mehr der Friedenspflicht zu 
unterstehen.

Am 24. Januar diesen Jahres kommt 
es zu einer weiteren Verhandlungsrun­
de, in der die Postarbeitgeber provokativ 
das gleiche Verhandlungsangebot wie 
1991 vorlegten. v

Die Antwort der DPG waren Warn- 1 
Streiks. Vom 28.1. bis zum 30.1. kam 
es bundesweit in den Fernmelde- und 
Postämtern sowie in den Postbanken zu 
Warnstreiks. Dabei legten bis zu 5000 
Angestellte pro Tag die Arbeit nieder.

Daraufhin legten die Postarbeitgeber 
zum 1. Februar erstmals ein verhand- 
lungsfahiges Angebot vor, mit der An­
kündigung, daß zur Verhandlungsrunde 
am 3. Februar ein Angebot vorgelegt 
werden wird, das auf alle Forderungen 
der DPG eingehen werde. Am 5. /6. Fe­
bruar brachen die Postarbeitgeber die 
Tarifverhandlungen ab und erklärten, 
sie wollten erst wieder nach Abschluß 
der Lohnrunde verhandeln. Darüber- 
hinaus standen sie weder zu den am 1. 
Februar gemachten Zusagen noch zu ih­
rem Angebot. Bis Redaktionsschluß wa­
ren die Beratungen in den gewerkschaft­
lichen Gremien über die weitere Vorge­
hensweise nicht bekannt. Die Antwort 
der DPG auf die provokative Haltung 
der Postarbeitgeber kann nur Streik be­
deuten. — (sip)
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Wir sprachen am 15. Dezember 
1991 im Frauenknast Santo Do­
mingo in Santiago de Chile mit :

Ceceila Radrigan, Militante des MIR 
(Bewegung der revolutionären Linken 
und des Volkswiderstandes gegen die 
Diktatur), im Oktober 1981 verhaftet, 
hat insgesamt fünf Prozesse, in einem 
wurde sie zu 18 Jahren und einem lüg 
verurteilt, die anderen sind noch offen. 
Ester Alfaro, 37 Jahre, drei Kinder, Mi­
litante des Movimiento Juvenil Lautaro, 
im September 1990 verhaftet, in allen 
Prozessen bereits verurteilt.
Belinda Zubicueta, zwei Söhne, die nach 
ihrer Festnahme das Land verlassen ha­
ben, Militante der PC (Kommunistische 
Partei), 1986 verhaftet, zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe verurteilt.
Patricia, 32 Jahre, verheiratet, eine 
Tochter, Militante der PS (Sozialistische 
Partei), im Oktober 1988 verhaftet, an­
geklagt in drei Punkten: Anti-Terror- 
Gesetz, Waffenkontrollgesetz und Straf­
gesetz.
Valentina Alvarez, 26 Jahre, Militante 
des MIR, verhaftet im November 1986, 
angeklagt in drei Punkten: Anti-Terror- 
Gesetz, Waffenkontrollgesetz und Straf­
gesetz. Ihr Prozeß wurde vom Militär- 
auf das Zivilgericht übertragen, was 
eine schnellere Bearbeitung bedeutet. 
Gladys, 29 Jahre, Militante der PC, 
wurde am 30. Juni 1990 verhaftet, als sie 
im zweiten Monat schwanger war, ihr 
Sohn wurde im Knast geboren und lebt 
da auch mit ihr. Ihr Prozeß ist ebenfalls 
vor dem Zivilgericht, sie ist in drei 
Punkten angeklagt: Anti-Terror-Ge­
setz, Waffenkontrollgesetz und Straf­
gesetz.

Im Knast von Santo Domingo sind 
derzeit noch zwei weitere Genossinnen 
inhaftiert, die am Interview jedoch nicht 
teilnahmen:
Leonora, sie ist seit dem 10.12.91 im 
Hospital der Penitenceria, wo sie am 
Blinddarm operiert wurde. Sie ist als 
Militante von MJ Lautaro festgenom­
men worden, im Oktober 1989, ihr Pro­
zeß läuft noch.
Catalina Arila, verhaftet im September 
1990, zu fünf Jahren und einem Tag ver­
urteilt.

Wie sieht Eure momentane Situation, 
Euer Alltag hier im Knast aus, und wie 
habt Ihr diese Bedingungen erreicht ?

Patricia: Das hat etwas damit zu tun, 
wie die Regierung das Problem der poli­
tischen Gefangenen beantwortet. Da 
waren zuerst verschiedene Gesetze, um 
angeblich das gesamte Problem der poli­
tischen Gefangenen zu lösen. Das waren 
die sog. Cumplido-Gesetze. Deswegen 
war es am Ende komplizierter, und nur 
einige Genossinnen konnten rauskom­
men bzw. Frauen und Männer. Weil sie 
alles als ein juristisches und nicht als po­
litisches Problem betrachteten. Nun, 
was passierte? Während dieser Jahre un­
ter der Diktatur und heute beantworteten 
sie alles nach ihren Interessen. Es sind 
immer noch die gleichen: Die Richter 
sind heute die gleichen wie damals. Das 
heißt, weil es einen Regierungswechsel 
gab, werden sie nicht ihr Handeln oder 
die Gesetze ändern. Und so kommt es, 
daß einige Gefangene früher freikamen 
und andere später. Aber es gab auch 
Richter, die aus uns Angeklagte gemacht 
haben. In meinem Fall gab es drei An­
klagen, im Fall von Valentina gab es 
eine Anklage vor einer Woche, und sie 
ist bereits seit fünf(!) Jahren im Knast. 
Das ist die allgemeine Situaiton. Es ist 
schwieriger gworden, mühseliger. Und 
es bleibt nur die Möglichkeit, nach Be­
endigung der Prozesse ein Gnadenge­
such einzureichen oder das Exil als 
Chance zur Freiheit. Es fehlt ziemlich 
viel, glaube ich. Es gibt auch unter­
schiedliche Fälle, z.B. den von Miriam 
(Ortega). Sie war zehn Jahre im Knast. 
Als ihre Prozesse zu Ende waren, wurde 
sie begnadigt. Also, wie Du siehst, dau­
erte der Prozeß zehn Jahre.
Belinda: Der Präsident wird nicht das 
Problem unserer Freiheit lösen. Er wird 
nicht begnadigen, und das ist es, was er 
bis heute gesagt hat. Seiner Meinung 
nach habe er die Möglichkeit, dieses 
Problem zu lösen, aber er könne das 
nicht, bevor die Prozesse beendet sind. 
Es sind noch' die Richter aus der Dikta­
tur, die die Prozesse nicht beschleuni­
gen. Es gibt keine Anordnung, daß sie es 
tun. Die Zivilrichter sind ebenfalls noch 
dieselben.
Valentina .‘Außerdem, was die Möglich-

Ceceila: Die momentane Situation ist 
das Resultat von langen Kämpfen, um 
eine würdige Behandlung zu erreichen. 
Unsere Anerkennung als politische Ge­
fangene war während der Diktatur viel 
schwieriger als heute, sie existierte 
praktisch nicht. Und jede Eingabe, die 
wir in bezug auf Lemangebote, Kurse . keit der Freiheit einiger Gefangenen der 
oder Sport machten, wurde uns nicht er­
laubt. Um das zu erreichen, mußten wir 
jedesmal eine Aktion machen. Manch­
mal erreichten wir es, manchmal nicht. 
Es war sehr schwer, die Anerkennung 
als politische Gefangene zu erreichen. 
Am Ende der Periode der Diktatur hat­
ten wir schon einige Fortschritte er­
reicht, wie ein Gefängnis, das nur für 
politische Gefangene war, welches das 
ist, in dem wir uns heute befinden (Santo 
Domingo). Nach der Übernahme der zi­
vilen Regierung ist die Situation die glei­
che geblieben. Es gibt jedes mal ein biß­
chen mehr „Freiheit“ innerhalb der Be­
dingungen, z.B. eine Ausdehnung der 
Besuchstage, sie erlaubten viel mehr 
Aktivitäten, es gibt jeden Tag Besuch 
von den Kindern, dreimal die Woche re­
guläre Besuchszeit mit jeder Person, die 
kommen will, und die Berechtigung, je­
den Tag Sonderbesuch zu bekommen. 
Wir haben Verschiedene Werkstätten, 
Kunsthandwerk in Kupfer und Leder, 
Literaturwerkstätten, Tanzstunden und 
Makramee. So haben wir schließlich 
viele Aktivitäten, dreimal die Woche 
Computerkurs?und die Zeit vergeht sehr 
schnell.
Patricia: Wie Ceci schon sagte, haben 
wir einige „Freiheiten“ erreicht, doch 
ist diese Periode schwieriger als unter 
der Diktatur. Da gab es einen Diktator, 
gegen den wir kämpfen konnten. Aber 
heute, nach zwei Jahren vom Volk ge­
wählter Regierung, sind wir immer noch 
politische Gefangene im Knast, und das 
ist sehr schwierig.
Valentina: Eine andere Sache, die mir 
für die internationale Öffentlichkeit sehr 
wichtig erscheint, ist, daß wir Gefange­
ne der Diktatur und der Demokratie ge­
foltert wurden. Und daß die Prozesse, 
oder besser die Klage/Strafanträge, die 
vor den Gerichten verhandelt wurden, 
damit die Verletzer der Menschenrechte 
Gerichtsverfahren unterworfen werden, 
nicht erfolgreich waren. Mehr noch, in 
einigen Prozessen sind die Verantwortli­
chen für die Folter davongekommen.

Diktatur bedeutete, war es zuerst und 
zumeist die Tatsache, daß ihre Prozesse 
zu Ende waren und sie auf Kaution frei­
gelassen wurden. Die Strafe, die sie 
noch hatten, war gering. Das ist ein Teil. 
Andere wurden begnadigt, ebenfalls 
weil ihre Prozesse zu Ende waren. Und 
wir, die wir im Moment noch übrig sind, 
sind die mit den noch offenen Prozessen, 
wo uns das Unglück getroffen hat. Wenn 
wir an einen fortschrittlichen Richter ge­
raten, gibt er uns vielleicht die Freiheit. 
Wenn wir einen rechten, der Diktatur 
nahestehenden Richter bekommen, ver­
weigert er uns die Freiheit. Es ist also 
eine Glückssache. Aber es beeinflußt 
auch der Druck, den die Regierung und 
die Rechte im Moment machen, um eine 
bestimmte Anzahl von politischen Ge­
fangenen im Knast freizulassen.

Und das geschieht auch nicht zwin­
genderweise auf der Grundlage der Ge­
setze, die im Parlament verabschiedet 
wurden. Ebensowenig ist das Recht der 
Freilassung auf Kaution in unserem Fall 
nicht bindend. In diesem Land ist dieser 
Mechanismus nicht zwingend.

Wie wollt Ihr Eure Freiheit erreichen, 
und was sind die Mittel, mit denen Ihr 
kämpfen wollt ? Die Männer haben bei­
spielsweise einen Hungerstreik mit der 
Forderung „Freiheit jetzt!“ gemacht. 
Erzählt doch etwas über Eure Aktivitä­
ten.

Valentina: Schau, wir haben uns auch 
am Hungerstreik beteiligt, der 23 Tage 
dauerte, und das war hauptsächlich des­
halb, um die Aufmerksamkeit ein weite­
res Mal auf unsere Problematik zu len­
ken — der Öffentlichkeit bekannzuge- 
ben, daß es noch immer politische Ge­
fangene der Diktatur gibt. Im Juni diesen 
Jahres war das der zweite Hungerstreik. 
Der erste war im März und dauerte 19 
Tage. All diese Aktionen, wir haben 
z.B. auch Knastbesetzungen mit den 
Angehörigen zusammen gemacht, wa­
ren und sind immer noch dazu bestimmt,

Nach der Diktatur 
politischen gefangenen Frauen aus Chile
Wie kommt es, daß inzwischen die 
Mehrzahl der Gefangenen draußen ist, 
während Ihr noch immer im Knast seid 
— welche Teile des Lex Cumplido ha­
ben dazu geführt ?

Druck auf die Regierung auszuüben, 
damit sie die vermeintlichen Mittel vor­
antreibt, die uns begünstigen bezüglich 
Freiheit auf Kaution und der Beschleuni­
gung der Prozesse, Begnadigung, einige 
Genossen und Genossinnen bemühen 
sich um die Möglichkeit des Exils (die 
Gefangenen sollten nach den Cumplido- 
Gesetzen die Möglichkeit erhalten, an­
statt ihrer Haftstrafe „freiwillig“ ins 
Exil zu gehen — Anm. d. Ü.), alle diese 
Möglichkeiten, -die die Regierung ver­
sprochen hatte zu erfüllen — aber noch 
nicht einmal das Versprechen haben sie 
bis zum Juni diesen Jahres eingehalten. 
Mit dem Hungerstreik erreichten wir die 
Prozeßbeschleunigung bei einigen Ge­
nossen und Genossinnen, die Freiheit 
einiger und die Möglichkeit der ande­
ren, einige dieser Begünstigungen zu 
bekommen. Es ging um den Punkt: 
Wenn wir nichts machten, würden wir 
erneut verlieren. Unsere Hauptforde­
rung ist die sofortige Freiheit auf der Ba­
sis von Begnadigungsmechanismen, die 
auch tatsächlich funktionieren. Was 
heißt, wenn sie sagen, sie beschleunigen 
die Prozesse, daß sie das dann auch 
wirklich tun. Die Regierung ist in der 
Lage, Druck auf die Richter auszuüben, 
so daß sie die Mittel auch anwenden, die 
ihnen zur Verfügung stehen. Wenn es

Ceceila: Oh, das selbstgewählte Exil. 
Das ist etwas, was wir kategorisch abge­
lehnt haben. Wir denken, daß wir das 
Recht haben, in unserer Heimat zu le­
ben, weil unser Kampf gerecht war. Un­
sere Freilassung hätte im März 1990 er­
folgen sollen (Amtsantritt Aylwins — 
Anm.d. Ü.). Ich selbst akzeptiere das 
„selbstgewählte“ Exil nicht. Schon früh 
haben sie uns die Grenzen gesteckt und 
unsere Option der Freilassung ist, die 
Verurteilung abzuwarten und danach die 
Begnadigung in Anspruch zu nehmen — 
die einzige Form, die wir im Augenblick 
haben, um unsere Freilassung zu errei­
chen. Es gibt gewiß verschiedene Ein­
zelfalle, in denen eine persönliche Ent­
scheidung zugrundeliegt, um zu bestim­
men, ob man das ■„ selbstgewählte“ Exil

keinen Druck gibt, sowohl nationalen 
als auch internationalen, werden die 
Prozesse immer wieder hinausgezögert. 
Hier sehen wir, daß dies eben auch ein 
politisches Problem ist. Wenn die Re­
gierung sieht, daß es Mobilisierungen 
gibt, Druck, verschiedene Formen des 
Kampfes, um unsere Freiheit zu errei­
chen, beschleunigt sie oder versucht zu 
verhandeln oder Druck auf die juristi­
sche Macht auszuüben, damit sie mit 
diesen Mechanismen arbeitet.
Belinda: Die Frage, wie sie gestellt wur­
de, verstehe ich auch so, wie wir uns in 
der Gesellschaft zurechtfmden können, 
wenn wir in Freiheit entlassen werden, 
für uns, die wir lange im Knast sind, ha­
ben wir gesehen, daß die Genossinnen, 
die rauskamen, viele Probleme draußen 
hatten und wir uns auch in Zukunft die­
sen Problemen entgegenstellen müssen. 
Es erscheint alles in unserem Lebens­
lauf, von unserer Festnahme, den An­
klagen wie z.B. das Anti-Terror-Ge­
setz, Waffenkontrollgesetz, was uns 
nicht erlaubt, eine Arbeit zu kriegen. Du 
willst dich wiedereingliedem, aber du 
kannst es nicht, weil es einerseits keine 
Arbeit gibt, andererseits ist es sehr 
schwer durch die Tatsache, daß du keine 
Wohnung hast, dich nicht bilden, nicht 
studieren kannst und dich als marginali­
siert siehst. Das ist auch ein Punkt, den 
wir in die Forderungen des Hunger­
streiks aufnahmen.
Gladys: Ich glaube, es ist noch mehr als 
das. Die Eingliederung ist auch im psy­
chologischen Sinne sehr schwer. Die 
Genossinnen und Genossen, die mehr 
als zehn Jahre im Knast sind, haben es 
mit einer total anderen Gesellschaft zu 
tun, ihr Leben damals hörte plötzlich 
auf, und jetzt kommen sie raus, merken, 
daß sich die Dinge geändert haben, daß 
die Freund^ von früher nicht mehr da 
sind, daß sich die Örtlichkeiten total ver­
ändert haben. Du mußt dich wieder an­
passen, und es ist so, als wenn du be­
ginnst, aufs Neue zu leben. Nicht nur im 
Bereich der Arbeit usw., es ist der psy­
chische Bereich, der auch sehr wichtig 
ist. Für uns Genossinnen, die Mütter 
sind, ist das Problem, daß wir wieder 
mit den Kindern klarkommen müssen. 
Die Kinder sind groß geworden und ha-

Interview mit

ben eine andere Lebensweise, die sehr 
verschieden zu der deinen ist. Desweite­
ren die Beziehung mit deiner Familie 
und deinem Partner, die, sagen wir, 
stagniert. Das ist wirklich sehr schwer.

Was haltet Ihr von der Möglichkeit des 
Exils und der Begnadigung ? Ist eine 
Begnadigung nicht mit Abschwören 
verbunden ? Wie seht Ihr das als Mög­
lichkeit, aus dem Knast rauszukom— 
men ?

in Anspruch nimmt. Wie im Fall von Pa­
tricia, deren Ehemann in Belgien ist. Sie 
will nicht gehen. Also, du siehst, daß du 
mit Problemen konfrontiert bist, die sehr 
schwierig sind, weil ihr Partner und Ge­
nosse außerhalb des Landes ist. Und er 
kann nicht zurückkehren, weil sie ihn 
dann verhaften. .Und sie ihrerseits will 
das Land nicht verlassen. Es sind also 
Situationen, in denen es keine einfache 
Lösung gibt. Und sie wird den Zeitpunkt 
bestimen müssen, an dem sie sich ent­
scheiden muß: bleiben und den Partner 
verlieren oder zu gehen, wieder mit ihm 
zusammenzusein und ihre Heimat aufzu­
geben.
Valentina: Wofür wir gekämpft haben, 
abgesehen davon, daß sie uns als politi­
sche Gefangene anerkennen, ist, daß sie 
unseren Kampf gegen die Diktatur aner­
kennen, daß wir Kampfformen ange­
wandt haben, die revolutionär waren. 
Abgesehen von unserem eigenen Beitrag 
schafften wir es auch dank der interna­
tionalen Unterstützung, daß die Diktatur 
beendet wurde. Dieses legitime Recht,. 
das wir hatten, Widerstand zu leisten, ist 
nie anerkannt worden. Sondern mehr 
noch, sie erniedrigen als Menschen mit 
Begriffen wie Begnadigung, Selbstexil, 
mit den Cumplido-Gesetzen. Die Regie­
rung behandelt uns wie Verbrecher. Sie 
verzeihen uns, daß wir eine Straftat be­
gangen haben, nicht aber, daß wir keine 
Alternative haben. Bei der Regierungs­
übernahme hatten sie nicht den Willen, 
uns mit allen unseren Rechten als politi­
sche Gefangene anzuerkennen. Sie er­
kannten uns einen Teil an, nicht aber den 
Teil, welcher der bedeutendste und 
schwierigste für uns ist, nämlich weiter­
hin im Knast zu bleiben. (Sie wurden 
folglich als politische Gefangene gegen 
die Diktatur anerkannt, dies bedeutete 
jedoch nicht automatisch ihre Freiheit — 
Anm. d. Ü.) Wir sind nicht damit einver­
standen, um Verzeihung zu bitten, ge­
nausowenig mit Papieren und Prozes­
sen. Wir fordern die Freiheit in Chile 
und jetzt. Aber die Regierung mit ihren 
Mechanismen schaffte es, daß wir ab 
einem bestimmten Moment keine Alter­
native mehr hatten. Wir müssen diese 
Mittel akzeptieren, weil wir nicht genug 
Kraft hatten, dem eine Alternative ent­

gegenzustellen; und deswegen müssen 
wir von den Cumplido-Gesetzen, von 
Prozessen usw. sprechen. Fragen, mit 
denen wir niemals einverstanden waren, 
hauptsächlich wir als Frauen.
Belinda: Auch die Sache mit dem selbst­
gewählten Exil, was schon erwähnt wur­
de — damit waren wir nie einverstanden, 
aber es gibt keine Alternative. Das heißt, 
entweder zu entscheiden, daß sie dich 
aus dem Land werfen oder daß du im 
Knast bleibst. Das sind die schwersten 
Fälle. Du mußt wählen zwischen der 
einen oder der anderen Sache. Du mußt 
das Problem im Rahmen der Cumplido- 
Gesetze lösen. Eine weitere Sache, die 
nicht sicher ist, weil das Cumplido-Ge- 
setz ein allgemeines legislatives Gesetz 
ist, das dich behandelt wie andere Ge- . 
fangene auch. Es entwertet unsere Ei­
genschaft als politische Gefangene. Es 
ist wichtig, daß es klar ist, daß sie nicht 
darauf verzichten, uns einen Prozeß zu- 
machen und uns m'cht als Menschen an­
erkennen, die gegen die Diktatur kämpf­
ten, um zu Veränderungen beizutragen, 
diese Zeit, in der wir jetzt leben. Die 
Cumplido-Gesetze kamen nicht mit die­
ser Absicht, sondern sie waren im Rah­
men einer allgemeinen Lösung mit den 
Gefangenen, worunter für die Regie­
rung die sozialen Gefangenen und eben 
auch wir, die politischen, fielen.

Seit dem 9.12. 91 befinden sich acht 
Frauen im Hungerstreik. Welche 
Frauen sind das, und was sind ihre For­
derungen ?

Ester: Zuerst will ich Dir sagen, daß wir . 
ca. 70 politische Gefangene in ganz Chi­
le sind, die während der Demokratie 
festgenommen wurden. In der Peniten- 
ceria (Zuchthaus) von Santiago sitzen 40 
Genossen, und sie leiden im Moment un­
ter den Belästigungen und der Gewalt 
der Schließer. Einige von ihnen bekom­
men Morddrohungen.

In Bezug auf die Frauen haben wir den 
Fall von Marcela Rodriguez, die im 
Hospital der Penitenceria eingeschlos­
sen ist. Sie leidet an einer Lähmung, die 
sie invalide macht. Aufgrund einer Ku­
gel, die sich in der Wirbelsäule befindet. 
Im Gefängnis von San Miguel sind wei­
tere Genossinnen inhaftiert. Es ist ein 
Männerknast, und sie sind von Seiten der 
Gefangenen sexuellen Angriffen und 
Belästigungen ausgesetzt. Insgesamt 
sind wir neun Frauen im ganzen Land, 
von denen zwei vergewaltigt wurden. 
Wir wurden alle gefoltert von Seiten der 
Untersuchungskommission, einer Grup­
pierung der Carabineros. Wir wurden 
alle gefoltert, doch die Regierung stellt 
sich dieser Tatsache gegenüber taub. 
Die Regierung erkennt uns nicht als poli­
tische Gefangene an, aber trotzdem sind 
wir nach speziellen Gesetzen angeklagt: 
Waffenkontrollgesetz, (...), Anti-Ter- / 
ror-Gesetze. Am 9.12. sind wir in einen 
neuen, unbefristeten Hungerstreik ge­
treten. Für die Freiheit von Marcela Ro­
driguez aus humanitären Gründen. Der 
zweite Punkt der Forderungen ist die 
Zusammenlegung der Frauen hier in 
Santo Domingo/Santiago in einem Ge­
fängnis. Ebenfalls fordern wir die wür­
dige Behandlung der politischen Gefan­
genen, die während der Diktatur festge­
nommen wurden, und auch die Freiheit 
für alle politischen Gefangenen ohne 
Ausnahme.
Ceceila: Also, ich möchte im Namen 
des Kollektives danken, daß Ihr uns er­
möglicht habt, unsere Situation, diese 
ungerechte Inhaftierung weiterhin anzu­
klagen, einen Aufruf an die internationa­
len Organisationen zu machen, daß sie 
weiterhin unsere Freilassung fordern 
und genauso die neuen politischen Ge­
fangenen unterstützen, gerade in dieser < 
aktuellen Situation. Sie sollen innerhalb *• 
ihrer Gefangenschaft die „besten Bedin­
gungen“ bekommen — die besten Be­
dingungen in dem Knast, in dem sie wie­
dervereint sein werden.

Sowohl für sie als auch für uns, die wir 
uns heute noch im Knast befinden, ist es 
wichtig, ihre Petitionen zu unterstützen, 
die der Zusammenlegung, der würdigen 
Behandlung und der Anerkennung als ■ 
politische Gefangene. In unserem Fall 
werden wir weiterhin Druck machen, 
unsere Freiheit zu fordern!

— (j., Mapuche-Informationszentrum 
bürg, Kürzungen durch Pol. Berichte)

1
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Österreich: Debatte um Internationale Umschau Nicaragua:
RECONTRA und RECOMPA

NS-Verbotsgesetze
Ende Januar meldete die Wiener Polizei, 
sie habe eine paramilitärische Vereini­
gung von Neonazis zerschlagen. Die aus 
20 Personen bestehende „Wehrsport­
gruppe Trenck“ hatte in einem Vorort 
einen Schießkeller eingerichtet und übte 
im Wienerwald den Sturz der Regie­
rung. Bei Hausdurchsuchungen stießen 
die Beamten auf nazistisches Propagan­
damaterial und zahlreiche Waffen. Zwei 
Gruppenmitglieder wurden verhaftet, 
gegen die anderen Strafantrag gestellt. 
Die Aushebung der Wehrsportgruppe 
hat für Unruhe in der Öffentlichkeit ge- 
soigt. Sie ist vorläufiger Höhepunkt ei­
ner ganzen Reihe von Enthüllungen über 
neofaschistische Umtriebe in den ver­
gangenen Wochen. Auch Österreich 
verzeichnete inzwischen einen Brandan­
schlag auf ein Flüchtlingsheim; im Ja­
nuar waren der Nazi-Führer Krüssel 
verhaftet und rechtsradikale Jugendliche 
in Klagenfurt festgesetzt worden.

Die Regierung aus SPÖ und ÖVP 
steht unter Druck, seit das Innenministe­
rium zugegeben hat, daß die meisten der 
in den letzten Wochen verhafteten Per­
sonen und auch die Nazi-Vereinigungen 
den Sicherheitsbehörden bekannt gewe­
sen sind. Auf Fragen, warum man erst 
jetzt eingeschritten sei bzw. die Bildung 
neuer Gruppen nicht unterbunden habe, 
antwortete das Ministerium auswei­
chend. Die Diskussion konzentriert sich

auf die Handhaben der Justiz, gegen die 
faschistischen Umtriebe vorzugehen. In 
Österreich gilt seit 1945 ein NS-Ver- 
botsgesetz, das jegliche Art neonazisti­
scher Betätigung mit einer mindestens 
fünfjährigen und maximal lebenslängli­
chen Haft bestraft. Kein Gericht sei je­
doch bereit, so argumentiert man in Re­
gierungskreisen, für Naziumtriebe, vor 
allem wenn es sich nur um Äußerungen 
handle, ähnliche Maßstäbe anzuwenden 
wie z.B. für Mord. Diese Problematik 
ist freilich seit langem bekannt, und von 
den Regierungsparteien immer wieder 
auf die lange Bank geschoben worden. 
Jetzt, unter dem Eindruck der verstärk­
ten faschistischen Aktivitäten und der 
öffentlich geäußerten Kritik, scheinen 
ÖVP und SPÖ bereit, sich des Themas 
anzunehmen. Besonders umstritten ist, 
ob das geltende Verbotsgesetz durch ge­
sonderte Regelungen für weniger 
schwere Delikte ergänzt, wie das die 
SPÖ will, oder die Mindeststrafen her­
abgesetzt werden sollen, wofür die ÖVP 
eintritt.

Die Sozialdemokratische Partei argu­
mentiert, ein Herabsetzen der Mindest­
strafe könne im Ausland als Verharm­
losung der NS-Gefahr gedeutet werden. 
Die ÖVP scheint die Gelegenheit nutzen 
zu wollen, um das NS-Verbotsgesetz 
insgesamt zu unterminieren.
Quelle: VZZ, 19./20.1., 24.1. - (jüg)

Mehr als 50000 demonstrierten am 9. Februar in Moskau gegen die Regierungspolitik. Die 
Demonstration war im wesentlichen von der Kommunistischen Russischen Arbeiterpartei 
organisiert worden. In dem inzwischen veröffentlichten Programm fordert die seit dem 
9. Januar bestehende Kommunistische Partei die Wiederherstellung der Sowjetunion, die 
Wiederherstellung des Außenhandelsmonopols und wendet sich gegen den unkontrollier­
ten Export der Reichtümer des Landes. — (alk)

USA: Bushs
Wirtschaftsprogramm

Produkte oder andere Maßnahmen zum 
Auffangen der Arbeitslosen. Überwie­
gender Kommentar: „zu geringer Be­
trag, um etwas auszumachen“. Die 18 
Mrd. Dollar sind noch nicht einmal ge- mehrere 
nug für die Zinsen auf die neuen Staats­
schulden infolge des Defizits von 400 
Mrd. Dollar in Bushs neuem Haushalts­
plan.

— Änderung der Lohnsteuertabellen 
ab 1. März. Geändert wird lediglich der 
Lohnsteuerabzug vom Gehalt, nicht das

Seit zwei Monaten wieder und wieder 
angekündigt für den 28. Januar, wie die 
Premiere eines ganz großartigen Films, 
Bushs „State-of-the-Union“-Rede, die 
Offenbarung seiner weltbewegenden 
Pläne zur Überwindung der Rezession. 
Und das Resultat des ganzen Spektakels: 
olle Kamellen, kleine Schrittchen und 
neue Gemeinheiten.

— Kapitalertragssteuer: zum sound­
sovielten Mal verlangt Bush die Sen­
kung der Kapitalertragssteuer von 28 % 
auf 15 % als wirksamstes Mittel der . Lohnsteuergesetz. D.h. etwas mehr aus- 
Wirtschaftsankurbelung. Das helfe nicht 
nur der Wirtschaft, sondern auch den 
Millionen Werktätigen, wenn sie ihr 
Haus verkaufen (zur Zeit eher mit Ver­
lust). Einstimmiger Applaus bei den 
Kapitalisten.

— Deregulierung: Bush verfugt ein 
90tägiges Moratorium und Überprüfung 
aller Bestimmungen, die „das Wirt­
schaftwachstum behindern“.

— Einsparungen beim Miilitärhaus- 
halt von 90 Mrd. Dollar über fünf Jahre 
durch Stopp einiger . Waffensysteme. 
Kein Wort über Umstellung der Produk­
tion der betroffenen Firmen auf zivile

gezahlter Lohn jetzt, dafür weniger 
Lohnsteuerrückzahlung und mehr Nach­
zahlung nächstes Jahr — aber das ist 
dann nach den Präsidentschaftswahlen. 
Getreu dem offiziellen Motto: kaufe 
jetzt, zahle später. Bis zu 345 Dollar pro 
Jahr soll das bringen. Insgesamt soll das 
25 Mrd. Dollar in die Wirtschaft ein­
schießen. (Ein Eingeständnis, daß die 
Regierung regelmäßig zuviel Steuern 
abgezogen hat.) Nach Ansicht der Fach­
leute wird das die Wirtschaft nicht an­
kurbeln, weil die Leute damit ihre 
Schulden verringern. Interviews mit 
„dem Volk“ belegen das. — (ger,her)

Unterstützung für 
Streik bei Hyundai
Der Internationale Metallgewerk­
schaftsbund (IMB) übersandte den strei­
kenden Hyundai-Arbeitnehmem in Süd­
korea eine Unterstützungsbotschaft. Der 
IMB appellierte auch an die Regierung/ 
keine Waffengewalt anzuwenden, um 
den Streik zu brechen. 15000 schwerbe­
waffnete Sicherheitspolizeikräfte sollen 
außerhalb des Betriebs Ulsan des Auto- 
mobiluntemehmens Hyundai bereit 
sein, die Streikenden anzugreifen, die 
fünf Hyundai-Betriebe besetzt halten. 
Südkorea ist inzwischen Mitglied der In­
ternationalen Arbeitsorganisation, doch 
die Behörden von Seoul verstoßen gegen 

LAO-Übereinkommen, na- Tag/ 
mentlichjene, die unabhängige Gewerk- . Die Unterdrückung großer nationaler 
Schaftsorganisationen zulassen. Neben' Minderheiten in den baltischen Republl- 
einer Lohnforderung verlangen die Ar­
beitnehmer die Wiedereinstellung ihrer 
Gewerkschaftsleiter, die die Firma ent-

. lassen hat. Die Gewerkschaftsfunktionä­
re erklärten, sie seien bereit, Überzeit­
arbeit zu leisten, um das Produktionsziel 
des Unternehmens zu erfüllen und die 
Produktionsverluste infolge des Streiks 
auszugleichen, doch Hyundai fordert die 
vollständige Einstellung der Kampfmaß­
nahmen. Andernfalls werde sie die Re­
gierung auffordem, Gewalt gegen ihre 
Beschäftigten anzuwenden. 33000 Ar­
beitnehmer stimmten zu 90 % für Streik, 
aber Hyundai lehnte Verhandlungen 
über ihre Forderungen ab und forderte 
Sicherheitskräfte an, um den Streik zu 
brechen und die Gewerkschaft innerhalb 
des Unternehmens zu zerschlagen... 
IMB-Pressedienst, 22.1.92 — (ros/AGM)

GUS: Millionen von 
Vertreibung bedroht
Der Zerfall der Sowjetunion, die Zerrüt­
tung, der Wirtschaft, der Beziehungen 
zwischen den Regionen und Republi­
ken, zwischen Stadt und Land, bürger­
kriegsähnliche Situationen vor allem in 
den kaukasischen Republiken, dies alles 
hat die Flüchtlings- und Wanderungsbe­
wegungen auf dem Gebiet der ehemali­
gen Sowjetunion ungeheuer verschärft. 
Allein im kaukasischen Raum waren im 
September 1991 über 300000 armeni­
sche, über 200000 aserbaidschanische, 
über 50000 ossetische und 10000 me- 
schetische Flüchtlinge offiziell regi­
striert, und ihre Zahl wächst von Tag zu

Gefährlicher Konflikt
um Schwarzmeerflotte

Polizei und Terroristen 
greifen verstärkt PAC an
Die Angriffe von rechten Terroristen 
und der Polizei auf den PAC in Südafri­
ka nehmen zu. In der Nacht vom 28. auf 
den 29. Januar verübten unbekannte Tä­
ter einen Bombenanschlag auf das Büro 
des stellvertretenden Präsidenten des

ken und auch in Moldawien und die Zu­
nahme blutiger Zwischenfalle in Mittel­
asien drohen weitere Hunderttausende 

zu vertreiben.
Nicht nur die Nationalitätenkonflikte, 

auch die tiefe wirtschaftliche Krise löste 
Wanderungsbewegungen aus, die ein 
ständig wachsendes Ausmaß annehmen. 
Knapp 100000 Menschen verließen, 
vertrieben von wirtschaftlicher Not, 
1989 die Republik Usbekistan; 1990 
waren es bereits 180000. Ähnliche Ent­
waldungen sind vor allem in Kasachstan 
(93000/131000) und Aserbaidschan 
(30000/137000) zu beobachten. Selbst 
aus den baltischen Republiken, die jahr­
zehntelang einen Zuwanderungsüber­
schuß verzeichneten, wandern heute 
mehr Menschen aus als ein.

Das Problem wird in nächster Zukunft 
noch zusätzlich verschärft werden durch 
den Rückzug der Roten Armee aus Ost­
europa und die geplante Entlassung 
zehn-, ja hunderttausender Soldaten. 
Schon jetzt ist gewiß, daß die Marktwirt­
schaft, die Entfesselung der Konkur­
renz, die massenhafte Vertreibung noch 
forcieren wird. Die Gefahr langanhal­
tender Bürgerkriege wächst. — (scc)

In Verhandlungen um die Privatisierung 
ehemals staatseigener Betriebe wurden 
einige Betriebe den Arbeiterinnen und 
Arbeitern in Selbstverwaltung überge­
ben. Die Regierung hatte gehofft, daß 
die Landarbeiterinnen vieler Fincas 
nicht in der Lage sein würden, sich 
selbst zu organisieren und die Betriebe 
rentabel weiterzuführen. Laut Abkom­
men hätten sie dann das Land wieder zu­
rückgeben müssen. Trotz fehlender Kre­
dite und oft monatelang keinem Lohn ist 
das aber nicht gelungen. Im Gegenteil: 
Um Leon, Chinandega, Jinotega und 
Matagalpa sind mehr als 35 ehemals 
staatliche Baumwoll- und Kaffeefincas 
von den eigenen Arbeiterinnen besetzt 
worden. Sie erkennen die Privatisierung 
dieser Fincas zugunsten der früheren 
„Besitzer“ nicht an, haben meist die 
„alten Besitzer“ erst gar nicht reingelas­
sen und fordern von der Regierung die 
Übergabe an die Beschäftigten. Die Be­
setzerinnen haben sich auch von Räu­
mungen durch die Polizei nicht ein­
schüchtern lassen und haben gute Aus­
sichten, daß ihnen das Land übergeben 
wird, bzw. nur eine Hälfte dem frühere^ 
„Besitzer“.

In den nördlichen ländlichen Gebieten 
hat sich die RECONTRA aus ehemali­
gen Contras gebildet, denen gegenüber 
die Regierung ihre Zusagen, daß sie 
Land und Hilfe bei der Integration in das 
Zivilleben bekommen, nicht eingehalten 
hat. Die meisten früheren Contras haben 
vor allem den Wunsch, eigenes Land zu 
bebauen. Für rechtsextreme Politiker 
war es leicht, ihren Haß gegen den San- 
dinismus und ihre Enttäuschung gegen­
über der neuen Regierung in militärische 
Aggression gegen Sandinisten, Coope- 
rativen und selbstverwaltete Betriebe zu 
fuhren.

Nachdem mehr als 100 Sandinistlnnen 
ermordet worden waren, entstanden 
zum Schutz die RECOMPAS aus meist 
ehemaligen Angehörigen der sandinisti- 
schen. Armee. Um das Zerfleischen der 
Campesinos untereinander zu bremsen, 
trafen sich auf Initiative der Bauemver- 
einigung RECONTRA und RECOM­
PA, um eine Allianz zu schaffen, die 
„zur Entpolarisicrung auf dem-Land 
beitragen und die Campesinos im Kampf 
um ihre wichtigsten Interessen zusam­
menfassen soll/'

Quelle: Rundbrief des Infobüro Nicaragua e.V 
Wuppertal— (s.)

Österreich als 
Schutzmacht in Slowenien?
Laut Meldung der Frankfurter Allgemei­
nen Zeitung beansprucht das österreichi­
sche Außenministerium Schutzmacht­
funktionen für die deutschsprachige 
Minderheit in Slowenien. „In dem Ma­
ße, wie sich eine deutschsprachige Min­
derheit in Slowenien konstituiert, hat 
Österreich jegliches Recht, deren Anlie­
gen gegenüber der slowenischen Regie­
rung zu vertreten“ heißt es in einem 
Grundsatzpapier. Österreich beruft sich 
bei seinen Einmischungsabsichten auf 
die KSZE, nach der Minderheitenfragen 
„nicht ausschließlich eine innere Ange­
legenheit“ seien. Frech werden aber 
umgekehrt eventuelle Ansprüche von 
Slowenien in Bezug auf die slowenische 
Minderheit in Österreich abgelehnt: das 
sei wegen der unterschiedlichen Grö­
ßenordnung nicht sinnvoll. — (alk)

Der Konflikt um die ehemalige sowjeti­
sche Schwarzmeerflotte birgt gefährli­
chen Sprengstoff. Er wird hauptsächlich 
zwischen Rußland und der Ukraine aus­
getragen : Am 3. /4. Januar erhielten die 
Kommandeure der etwa 300 Schiffe drei 
Telegramme mit den Texten des Fah­
neneides auf die GUS, auf die Ukraine 
und auf Rußland. Der ukrainische Präsi­
dent Krawtschuk stellte zugleich das Ul­
timatum, daß der Eid auf die Ukraine bis 
zum 23.1. geleistet sein müsse. Kraw­
tschuk glaubte sich dabei auf die Tatsa­
che stützen zu können, daß 90 % der Of­
fiziere und Mannschaften für die Unab­
hängigkeit der Ukraine gestimmt hatten 
(die Soldaten gehören 46 verschiedenen 
Nationalitäten an, 19% der Offiziere 
und 30 % der Mannschaften sind Ukrai­
ner). Doch sein Ultimatum sorgte für 
einen Meinungsumschwung. Der Kom­
mandeur der Flotte Kasatonow nannte 
das Vorgehen ein Verbrechen. Das Ulti­
matum verstrich, und die Soldaten lei­
steten den Eid weder auf die Ukraine 
noch auf die GUS noch auf Rußland. Der 
stellvertretende Kommandeur eines 
Flugzeugträgers erklärte in einem Inter­
view, man werde keinerlei Eid ablegen, 
sondern bis zur Einigung der Politiker

ausschließlich die Befehle des Oberkom­
mandeurs der Flotte ausführen.

Brisant ist der Konflikt um die 
Schwarzmeerflotte auch deshalb, weil er 
so eng mit dem Konflikt um die Krim 
verbunden ist. Nach dem Scheitern des 
ersten Putsches im August hatte der rus­
sische Präsident Jelzin die Krim für Ruß­
land beansprucht, die Forderung dann 
aber wieder fallengelassen. 70% der 
Stimmberechtigten auf der Krim, unter 
ihnen ein hoher Anteil Russen, hatten 
am 1. Dezember für die Unabhängigkeit 
der Ukraine gestimmt. Doch inzwischen 
ist Berichten zufolge die Stimmung um­
geschlagen. Die Lebensmittelversor­
gung ist in den letzten Wochen nahezu 
zusammengebrochen, ebenso die Was­
serversorgung. Die Forderung nach 
einem Referendum über die Unabhän­
gigkeit der Krim (180000 Unterschrif­
ten wären nötig) wird immer lauter.

Mit dem Angebot, Nachfahren deut­
scher Siedler auf der Krim anzusiedeln, 
dürfte Krawtschuk versuchen, die BRD 
als Schutzmacht ukrainischer Interessen 
in und an der Krim ins Spiel zu bringen 
— ein für die Unabhängigkeit aller An­
liegerstaaten höchst gefährliches Unter­
fangen. — (SCC)

PAC, den Rechtsanwalt Dikgang Mose- 
neke. Am 27. Januar wurde der General­
sekretär des PAC, Benny Alexander, 
von der Polizei verhaftet. Benny Alex­
ander wurde verhaftet, weil er mit Poli­
zeioffizieren verhandelte, nachdem die 
Polizei auf eine unbewaffnete Demon­
stration von über 1000 Leuten geschos­
sen hatte, die eine Protestversammlung 
gegen Miet- und Stromerhöhungen im 
Ennerdale Stadion in Johannesburg 
durchführen wollten. Die Polizei wollte 
die Demonstranten daran hindern, das 
Stadion zu benutzen. Der PAC wirft 
dem De-Klerk-Regime Doppelzüngig­
keit und Heuchelei vor. Seit eindeutig 
klar ist, daß der PAC am bewaffneten 
Kampf festhält und die Forderung nach 
Wahlen für eine verfassunggebende 
Versammlung durchsetzen will, nehmen 
die Angriffe wieder zu. Die Siedler wol­
len den PAC entweder direkt vernichten 
oder ihn zur Aufgabe seiner politischen 
Grundsätze zwingen, indem er an der 
von De Klerk ins Leben gerufenen Ver­
fassungskonferenz Codesa teilnimmt 
und dafür zuvor dem bewaffneten 
Kampf und den Forderungen nach Wah­
len auf der Basis „Ein Mensch — eine 
Stimme“ abschwört. — (uld)

In Nordirland nimmt der Terror der britischen Kolonialstreitkräfte und der mit ihnen 
verbündeten protestantischen Gruppen wieder stark zu. Am 4. Februar drang ein 
Polizist in das Büro der Sinn Fein, der politischen Partei der Iren, die gegen die 
britische Kolonialherrschaft auftritt, in Belfast ein und erschoß drei Männer, die sich 
zu diesem Zeitpunkt in dem Büro aufhielten. Aus Kreisen der „UQA“, einer mit den 
britischen Sicherheitskräften eng verbundenen protestantischen Terrorgruppe, 
werden weitere Terroranschläge offen angekündigt. Bild: britische Kolonialsoldaten 
vor dem Büro der Sinn Fein in Belfast. — (rül)
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Hamburger Betriebsräte 
für Kindergartenabgabe
Hamburg. Bis zum 28.1. haben 16 Be­
triebsräte Hamburger Firmen, vorwie­
gend aus dem Medien-Bereich; einen 
Aufruf unterstützt, in dem es heißt:

„Wir fordern den Hamburger Senat, 
alle in der Hamburger Bürgerschaft ver­
tretenen Parteien, alle außerparlamenta­
rischen Initiativen .. . auf, sich für die 
Bildung eines Fonds einzusetzen, in den 
Hamburger Unternehmen eine gesetz­
lich geregelte Kinderbetreuungsabgabe 
einzuzahlen haben. Aus diesem Fonds 
werden Kindergartenplätze in ausrei­
chender Form geschaffen j und zwar im 
Krippen-, Elementar- und Hortbereich. 
Die Abgabe wird berechnet auf Grundy 
läge der nötigen Gelder für die Finanzie­
rung dieses Vorhabens und dann umge­
legt auf alle Hamburger Unternehmen 
. .. Kinder haben einen Anspruch dar­
auf, in dem Stadtteil betreut zu werden.“

Die Unterzeichner weisen auf die be­
rufliche Benachteiligung vor allem der 
Frauen durch mangelnde Kinderversor­
gungsmöglichkeiten hin, auf die wach­
sende Notwendigkeit daß beide Eltern­
teile arbeiten müssen und die steigende 
Zahl von Alleinerziehenden. In der Tat 
gibt es nach Angaben des Senats von den 
ca. 190000 Kindern 70000, deren Müt­
terberufstätig sind, darunter über 15000 
mit alleinerziehenden Müttern. Ein­
schließlich Vorschulplätzen, Halbtags-

betreuung und Tagespflegestellen gab es 
am 1.1.90 nur 47811 Plätze zu ihrer 
Versorgung, während zugleich fast 
13000 Vormerkungen für einen Platz 
registriert wurden. Zur Schaffung von 
8000 weiteren Plätzen will der Senat bis 
1993 jährlich ca. 27 Mio. DM Investi­
tionsmittel bereitstellen. Dabei sollen in 
zunehmendem Umfang Tagespflegestel­
len, „Pädagogische Mittagstische“ und 
kleinere Einrichtungen privater Träger 
und Initiativen gefordert werden, die ei­
nen geringeren Investitionsmittelbedarf 
haben als etwa der Ausbau der Einrich­
tungen der städtischen „Vereinigung“. 
Während der Senat so an der Versor­
gung der Kinder der Werktätigen sparen 
will, schenkt er den Kapitalisten durch 
eine-Gewerbesteuersenkung zu Beginn 
der SPD-FDP Koalition (von 435 v.H. 
auf 415 v.H.) jährlich 100 bis 150 Mio. 
DM, ganz abgesehen von der Vergünsti­
gung, die dieser niedrige Hebesatz im 
Vergleich mit Städten wie München und 
Frankfurt (480 v.H.) bedeutet. Die Ka­
pitalisten schaffen mit ihrer fortschrei­
tenden Konzentration in „Metropolen“ 
wie Hamburg die wachsenden Probleme 
in der Versorgung mit bezahlbarem 
Wohnraum, im Verkehr etc. Sie müssen 
für die Reproduktion der Arbeitskräfte 
zahlen. Dazu gehört die Versorgung der 
Kinder. — (ulj)

Ein wichtiges 
Arbeitsgerichtsurteil
Hamburg. Das Hamburger Arbeitsge­
richt hat die Stadt Hamburg verurteilt, 
einer im Schichtdienst teilzeitarbeiten­
den Krankenschwester für die über die 
einzelvertraglich geregelten 19,25 Wo­
chenstunden hinaus geleisteten Über­
stunden Zuschläge (nach)zuzahlen. Es 
wandte sich in dem inzwischen rechts­
kräftig gewordenen Urteil (AZ: 21CA 
173/91) gegen die Regelungen des Bun- 
desangestelltentarifes, die die Bezah­
lung von Überstundenzuschlägen für 
Teilzeitbeschäftigte nicht vorsehen. 
Diese bedeuteten eine mittelbare Diskri­
minierung von Frauen, da sie wegen des 
hohen Frauenanteils bei der Teilzeitar­
beit wesentlich mehr Frauen als Männer 
nachteilig beträfen, die Benachteiligung 
beruhe auf geschlechtsspezifischen 
Merkmalen. — (scc)

„Hausfrauenschicht“ 
jetzt nachts?

Kundgebung gegen 
BVG - Urteil zur Nachtarbeit
Karlsruhe. Am 29. Januar verkündete 
das Bundesverfassungsgericht sein Ur­
teil zur Aufhebung des Nachtarbeitsver­
bots für Arbeiterinnen. Gleichzeitig 
führte der DGB auf dem Karlsruher 
Marktplatz eine Kundgebung durch. 
Vor 300 Teilnehmern sprach u.a. die 
stellvertretende Vorsitzende des DGB 
Ursula Engelen-Kefer. In ihrer Rede 
sagte sie: Nach Ansicht der Gewerk­
schaften sei das Nachtarbeitsverbot für 
Frauen nicht verfassungswidrig, da 
Männer und Frauen nicht die gleichen 
Lebensbedingungen hätten. Gleichbe­
rechtigung von Frauen und Männern in 
der Gesellschaft dürfe nicht Gleich­
macherei bedeuten. Gestattet werden 
solle Nachtarbeit nur dort, wo dies aus 
produktionstechnischen Gründen nicht

anders gehe. Ausdrücklich stelle das Ur­
teil die Schädlichkeit von Nachtarbeit 
fest und fordere flankierende Schutz­
maßnahmen. Es biete daher gute Ansät­
ze, in einer zukünftigen Regelung auch 
Männer, Angestellte und Beamtinnen 
einzubeziehen. — (rub)

Übernachtungsaktion 
gegen Wohnungsnot
Oldenburg. Mit einer Übernachtungs­
aktion unter freiem Himmel auf dem 
Markt vor dem Oldenburger Rathaus 
protestierte das Wohnungsnotplenum in 
der Nacht vom 24. auf den 25.1. gegen 
Wohnungsnot und Obdachlosigkeit. Ge­
fordert wurde: „Soforthilfe für Obdach­
lose, . Wohnraum für alle, Verbot und 
Ahndung von Wuchermieten und Kne­
belverträgen, Zwangsenteignung leer­
stehender Häuser nach dreimonatigem 
Leerstand, Schluß mit der Umwandlung 
von Wohnraum in Gewerbefläche, 
Schluß mit der Diskriminierung alterna­
tiver Wohnformen, Aufhebung des Ge­
setzes gegen Landfahrende aus dem 3. 
Reich, Schaffung von Wohnraum auf 
Freiflächen durch den Staat.“ — (jot)

Außerdem würden die notwendigen, 
grundsätzlichen Veränderungen in der 
Lohnstruktur schon bald mit den Em­
gel ttarifverträgen in Angriff genommen 
werden können. Als erschwerend für die 
Tarifbewegung wurde auch die öffent­
liche Kampagne gegen die gewerk­
schaftlichen Tarifforderungen daige- 
stellt. Die Schuldigen für den ausblei- 4 
benden Aufschwung im Osten seien da- : 
mit auch schon ausgemacht-. Die Be- 
zirksleitung schlug eine reine Prozent- - 
forderung von 9,5 vor, sowie die Anbin- ’ 4 
düng der Ausbildungsvergütungen an .q 
die Ecklohngruppe, in einer Staffelung, 
entsprechend der Lehrjahre von 38 % — 
45 %, was einer durchschnittlichen Er--AI 
höhung von 156 DM entspricht. Die~l 
Laufzeit soll zwölf Monate betragen. ‘ | 
Die in den beiden letzten Jahren starke 
Fraktion in der Tarifkommission, die für ’qj 
eine Angleichungspolitik mittels Struk- J 
turfbrderungen ist, hat keine offensive 
Debatte gesucht. Der Forderungsvor­
schlag der Bezirksleitung wurde wie 
vorgestellt beschlossen. — (rog)

IG Metall Niedersachsen .* 
Nackte 9,5%
Hannover. Die zweite Zusammenkunft 
der nds. Tarifkommission am 4.2. sollte 
über die aufzustellende Forderung Be­
schluß fassen. Die gespaltene Konjunk­
tur erschwere die Durchsetzung einer 
Strukturforderung, insbesondere die Be­
triebe mit . hohem Anteil unterer Lohn­
gruppen ständen in der Krise, so die Be­
zirksleitung. Der Widerstand der Ka­
pitalistenverbände gegen weitere Struk­
turverbesserungen sei riesig, da die Er­
gebnisse der letzten Tarifbewegung als 
Niederlage eingeschätzt worden seien.

Militärflugplätze 
ungenehmigt

q 
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Soltau. Auf eine Landtagsanfrage der ;
Grünen erklärte der nds. Wirtschaftsmi- /■ 
nister Fischer, daß sämtliche 12 in Nie- ; 
dersachsen gelegenen Militärflugplätze -J 
ohne eine förmliche Genehmigung nach • j 
dem Luftverkehrsgesetz betrieben wer- [ 
den. Die Flugplätze seien im Zuge der 
Kriegsvorbereitungen der Nazis ange- ! 
legt worden, nach dem Krieg von den J 
Alliierten übernommen und mit der j 
Wiederaufrüstung an die Bundeswehr J 
übergeleitet worden. Andrea Hoops, { 
Grünen-Landtagsabgeordnete, kriti­
siert, daß der Wertverfall von Grund- 
und Boden niemals angemessen entschä­
digt worden sei. — (sts)

Hamburg. Das Bundesverfassungsge­
richt hat das Nachtarbeitsverbot für Ar­
beiterinnen aufgehoben, weil es gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz ver­
stoße. Danach hätten auch Arbeiterin­
nen nachts zu arbeiten, weil sie anson- kommt hauptsächlich dem produzieren- 
sten gegenüber Männern und weiblichen 
Angestellten-benachteiligt würden. Da­
bei ist die Neigung, nachts zu arbeiten, 
vergleichsweise gering: 40 % der Ledi­
gen können sich für kürzere Zeit Nacht­
arbeit VQrstellen, 23% der Verheirate­
ten, aber nur noch 15 % der Ehepaare 
mit Kindern. Für alle, die unter den ge­
sundheitlichen Beeinträchtigungen der 
Nachtarbeit leiden und ihr Familienle­
ben nach Schichtplänen organisieren 
müssen, ist der Hinweis des Bundesver­
fassungsgerichts, daß Nachtarbeit ge­
nerell gesundheitsschädlich ist, nur 
Zynismus. Offiziell bekannt ist, daß 
50-80 % aller Nacht- und Schichtarbei- 
ter/-innen Schlafstörungen haben, 64 % 
unter nervösen Störungen leiden, 50 % 
unter Appetitstörungen und Magenbe­
schwerden, 43 % regelmäßig Medika­
mente nehmen müssen und der Ver­
brauch von Aufputschmitteln wie Kaffee 
und Nikotin extrem hoch ist. Aber war­
um sollen nur die Männer so leiden? 
Ungerecht laut Bundesverfassungsge­
richt.

Sowieso war die alte BRD bei der 
Nachtarbeit schon Spitzenreiter: 1988 
mußten 14,8 % aller Erwerbstätigen 
(einschließlich Selbständiger, mithel­
fender Familienangehöriger und Beam­
ter) bereits nachts arbeiten, in Frank­
reich waren es zur gleichen Zeit nur 5 %. 
Die Nachtarbeitsquote aller erwerbstäti­
gen Frauen lag in der BRD bei 22 %, in 
Frankreich bei nur 5 %.

Ein generelles Nachtarbeitsverbot für 
Arbeiterinnen hat es auch in der BRD nie 
gegeben, zu weitgehend war bisher 
schon die Ausnahmepraxis. Arbeiterin­
nen werden keineswegs von Nachtarbeit 
verschont, im Gegenteil, der Anteil der 
nachts - arbeitenden Arbeiterinnen und 
der weiblichen Angestellten ist, vergli­
chen mit ihrem Anteil an allen Erwerbs­
tätigen, etwa gleich hoch gewesen: 1988 
stellten Arbeiterinnen 10,6% der Er­
werbstätigen. und 4,6 % aller Nachtar- 
beiter/-innen, weibliche Angestellte 
22,5 % aller Erwerbstätigen und 11 % 
aller nachts Arbeitenden (St. Bundesamt, 
Fachserie 1, eigene Berechnungen).

Dem Zweck der Aufhebung des 
Nachtarbeitsverbots für Arbeiterinnen 
kommt man eher auf die Spur unter der 
Fragestellung „Wem nützt’s?“ Hier ein 
Blick auf die Nachtarbeit nach Bran­
chen: Der größte Teil wird im verarbei­
tenden Gewerbe geleistet (31,6% aller 
Nachtarbeit), hier liegt der Frauenanteil 
an Nachtarbeit mit 7,2 % ziemlich ge­
ring. Im zweitgrößten Bereich Dienst­

leistungen, auf den 26,3 % aller Nacht­
arbeit entfallt, liegt der Frauenanteil bei 
Nachtarbeit mit 52,6 % bereits über dem 
Anteil der Männer. Die Aufhebung des 
Nachtarbeitsverbots für Arbeiterinnen

den Gewerbe zugute — schließlich war 
der Antragsteller beim Bundesverfas­
sungsbericht ein Kapitalist, der 
3-Schicht-Betrieb mit Frauen fahren 
will. Von dort geht auch der größte 
Druck aus, die Schranken des Normal­
arbeitstages gänzlich einzureißen und 
die Maschinen rund um die Uhr laufen 
zu lassen. Die Aufhebung des Nachtar­
beitsverbots für Arbeiterinnen öffnet 
den Kapitalisten ein bisher unerschlos­
senes Arbeitskräftereservoir.

Betriebe mit hohem Anteil gewerbli­
cher Arbeiterinnen gibt es in Hamburg 
z. B. in der chemischen Industrie und im 
Handel. Hier mußten die Kapitalisten 
bislang sog. „Hausffauenschichten“ 
fahren, wie z.B. der Otto-Versand. Im 
Anschluß an die Normalschicht begann 
die etwas verkürzte „Hausfrauen­
schicht“ bis 23.00 Uhr nachts. Beim Ot­
to-Versand müssen in dieser Zeit Waren 
in Lagerregale extremer Höhen gepackt, 
Bestellungen zusammengetragen, Lauf­
bänder beschickt, Pakete gepackt wer­
den — vielfach unter akkordäAnlichen 
Bedingungen. Dies sind durchweg kör­
perlich schwere, einseitig belastende 
Arbeiten; die unter Kunstlichtbedingun­
gen, Kälte und oft hohem Geräuschpegel 
ausgeführt werden müssen. Im An­
schluß an diese „Hausfrauenschicht“ 
folgen lange Fahrtzeiten nachts mit öf-’ 
fentlichen Verkehrsmitteln. Der Groß­
versand hat sich zwar seit kurzem extra 
während der täglichen Gleitzeitphasen 
Buspläne im 5-Minuten-Takt von den 
U-Bahnhöfen bis aufs Firmengelände 
spendieren lassen, für die Spätschicht 
gilt dies allerdings nicht. Colgate hat das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
gar nicht mehr abgewartet, sondern läßt 
seit Monaten schon nachts arbeiten. Die 
Aufhebung des Nachtarbeitsverbots für 
Frauen wird ziemlich schnell vor allem 
bei Produktionsbetrieben, die bereits 
jetzt mit Hausfrauenschichten oder ver­
kürzten Spätschichten arbeiten, die Ein­
führung von geregeltem Zwei- bzw. 
Drei-Schichtbetrieb* oder Einführung 
reiner Nachtschichten für Frauen, wie 
z.B. bei der Post nach sich ziehen.

Frauen, die nachts arbeiten, haben — 
verglichen mit Männern — deutlich 
mehr zu leiden. Das braucht niemanden 
zu wundem, die meisten haben bereits 
etliche Stunden Kinderbetreuung, Haus­
arbeit etc. hinter sich. Das Bundesver­
fassungsgericht hat auch diesen Ein­
wand nicht gelten lassen, sondern zu ei­
ner inneren Angelegenheit der Familien 
erklärt. — (mek)

500 demonstrieren 
gegen Rassismus 
Mannheim. In der Nacht zum 30. 
Januar brannten auch in der Rhein- 
Neckar-Region mehrere Flücht­
lingswohnheime. Am schlimmsten 
in Lampertheim-bei Mannheim, wo 
ein Ehepaar aus Sri Lanka mit 
seinem Weinen Kind verbrannte. 
Offiziell heißt es auch hier, die 
Brandursache sei unklar, obwohl 
vieles auf einen Brandanschlag hin­
deutet. Die überlebenden Flücht­
linge wurden in derselben Nacht zu 
einem AWO-Heim gebracht. Dort 
war am Eingang kurz vorher hinge­
sprüht worden: „Ihr Schweine­
hunde“. Zwei Tage später demon­
strierten in Lampertheim 500 Men­
schen gegen faschistische Über­
griffe. — (scr; Bild: scr)

Mit Arbeitsordnung gegen 
gewerkschaftliche Betätigung
Tornesch. Pünktlich zur Tarifrunde 
1992 hat die Geschäftsleitung der Alto­
naer Wellpappenfabrik in Tornesch den 
Betriebsrat aufgefordert mit ihr zusam­
men eine Arbeitsordnung abzuschlie­
ßen. Es geht um eine betriebliche Ord­
nung, die verschiedene Rechte des Be­
triebsrates beseitigt, die Lohnabhängi­
gen fest völlig dem Direktionsrecht des 
Kapitals aussetzt, gewerkschaftliche Be­
tätigung nahezu verbietet, und Arbeits­
bedingungen entscheidend verschlech­
tert. Es werden zu großen Teilen tarif-, 
gesetzes- und verfassungswidrige Maß­
nahmen gegen die Lohnabhängigen for­
muliert. Bei der letzten Tarifauseinan­
dersetzung war der Betrieb das erste Mal 
von Streik- und Arbeitskampfmaßnah­
men der IG Medien getroffen worden.

Im „Grußwort“ der Arbeitsordnung 
heißt es: „Wenn wir Menschen eine Ge­
meinschaft bilden und bewahren, dann 
kann Gemeinnutz nur aus Gemeinsinn 
erwachsen ... Ihrer Rechtsform ent­
sprechend ist die Arbeitsordnung für alle 
verbindlich, auch wenn in ihr die Gebote 
und Verbote, die sich aus dem geltenden 
Recht (Gesetzen, Verträgen, Richter­
recht) herleiten, in die Form von Bitten 
an Sie und Hinweisen für Sie gekleidet 
sind.“ Abgesehen von der eingangs for­
mulierten Betriebsgemeinschaftsideolo­
gie schafft der letzte Satz eine Art Er­
mächtigung für die Geschäftsleitung, 
Verstöße gegen jeden „Hinweis“ oder 
jeder „Bitte“ entsprechend nach „Pkt.

10 Pflichtverletzungen“ zu ahnden: Un­
sere Arbeitsordnung ist der guten »Le­
bensqualität* im Betrieb verpflichtet. 
Deshalb muß von Ihnen erwartet wer­
den, daß Sie sich stets an das Regelwerk 
halten — sollten Ihnen dennoch Ver­
stöße gegen die Arbeitsordnung unter­
laufen, dann werden Sie —- weil dies ar­
beitsrechtlich relevant werden könnte — 
auf den Fehler aufmerksam gemacht und 
je nach Schwere des Verstoßes abge­
mahnt.“ Es folgen dann eine ganze Rei­
he von allgemeinen Kündigungsgrün­
den, „wenn dies durch Gründe bedingt 
ist, die in Ihrer Person oder Ihrem Ver­
halten liegen — oder beweisbar dringen­
de betriebliche Erfordernisse, die ihrer 
Weiterbeschäftigung entgegenstehen* *, 
und fristlosen Kündigungsgründen, 
„bei absichtlich falschen oder irrefüh­
renden Angaben bei der Einstellung 
oder bei Anfragen zu Personaldingen, —- 
wiederholten unentschuldigten Fehlens 
von mehr als 3 Tagen, Beschädigung 
von Firmeneigentum, Störung des Be­
triebsfriedens, bei Verstößen gegen die 
allgemeinen Pflichten des Arbeitsver­
hältnisses, gegen das Schmiergeldverbot 
und gegen die Ihnen auferlegte Geheim­
haltungspflicht “ usw. Damit ziehen die 
in den vorherigen Kapiteln formulierten 
„Bitten“: — sich nicht an außerbetrieb­
liche Stellen zu wenden, bevor „eine be­
friedigende Erledigung** einer Be­
schwerde innerhalb des Betriebes nicht 
möglich war (z.B. Gewerbeaufsicht, Be-

rufsgenossenschaft, Gewerkschaft); — .] 
bei der Einstellung sofort mitzuteilen, qi 
ob gesetzliche Sonderrechte (Schwerbe- qq 
hindertengesetz oder Mutterschutzge- 
setz) beanssprucht werden können; - ' j
sowie „Hinweise“ und Verbote: — 
während des Urlaubs keine dem Erho- q 
lungszweck abträgliche Erwerbsarbeit - j 
zu leisten; — ohne besondere Erlaubnis ' j 
Plakate anzukleben oder Wände zu be- J 
Schriften; Flugblätter oder andere d 
Druckschriften zu verteilen; Geld, Bei- q 
träge oder Unterschriften zu sammeln; i 
Beratungen oder Versammlungen abzu- ; 
halten — Kündigungsgründe nach sich. J‘|

Weiter heißt es im Wortlaut: „Über-Ai 
stunden werden vom zuständigen Vm- “ j 
gesetzten angeordnet und in unvorher- 4 
sehbaren Fällen spätestens am nächsten 
Tag nachträglich genehmigt!

Betrachten Sie Kontrollen gegen 
Diebstahl in der Form von Stichproben 
als gemeinsame Maßnahme von Firmen­
leitung und Betriebsrat nicht als gegen 
Sie persönlich gerichtet .* *

Nachdem der Betriebsrat dieses reak­
tionäre Machwerk abgelehnt hat, gibt es 
Anhaltspunkte, wie die Geschäftsleitung 
die Sache weiterverfolgt. Es gibt in der 
arbeitstäglichen Praxis ständig Wt-.qi 
suche, Teile der Arbeitsordnung durch- 
zusetzen, bzw. in Arbeitsverträge einzu- M 
flechten. Vermutlich wird die Sache vorn 
Kapital istenverband gesteuert, da ahn- iq 
liehe Aktivitäten von einem anderen Vfell- i j 
pappenbetrieb bekannt sind. — (rua)
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München. Seit Juni 1991 befinden sich die Granitarbeiter des Bayerischen Waldes 
ununterbrochen im Streik. Unser Bild zeigt Straßenaktionen auf dem Marienplatz in 
München am letzten Samstag, an denen viele Kollegen anderer Gewerkschaften gro­
ßes Interesse zeigten, um sich dann mit den Forderungen zu solidarisieren. — (ecg)

NRW-Landtagsdebatte zu 
Taritauseinandersetzungen
Düsseldorf. Am 23.1. hatte die FDP- 
Fraktion im Landtag eine Debatte zur 
laufenden Tarifpolitik erzwungen, ob­
wohl die Tarifpolitik nicht Angelegen­
heit des Landtags ist. Marianne Hürten, 
Betriebsrätin bei Bayer Leverkusen und 
Abgeordnete der Grünen, erklärte zur 
Tärifausemandersetzung im Öffentli­
chen Dienst: „Daß gerade die Bundesre­
gierung dafür verantwortlich ist, daß die 
Gewerkschaften deutliche Lohn- und 
Gehaltserhöhungen fordern, bleibt 
außen vor. Ich erinnere nur an Erhöhung 
von Steuern und Abgaben, Mietpreis­
explosion, Erhöhung der Sozial Versi­
cherungsbeiträge, Zinserhöhungen.‘ ‘ 
Marianne Hürten griff insbesondere die 
Niedriglöhne für die Beschäftigten im 
Schreib- und Verwaltungsdienst, für Al­
tenpflegerinnen, Krankenschwestern, 
Küchenhilfen an und wies nach, daß 
auch die Gehälter für Wissenschaftler im 
öffentlichen Dienst noch um die Hälfte 
unter vergleichbaren Gehältern in der 
privaten Industrie liegen. Der FDP-Ab- 
geordnete Tschoeltsch verstieg sich zu 
der Behauptung, die Forderungen von 
OTV und Beamtenbund seien „gemein- 
wohlgefährdend“. — (uld)

Zentralrat d. Roma und Sinti 
klagt gegen „Zigeunerfilm“ 
Heidelberg. Das Heidelberger Landge­
richt kritisierte den SWF Baden-Baden 
am ersten Prozeßtag wegen „hem­
mungsloser und undifferenzierter Pau­
schalierung“ in der 6teiligen Filmreihe 
„Zigeuner in Europa“. Der Zentralrat 
klagt gegen den SWF wegen diskrimi­
nierender und rassistischer Texte und 
fordert die Streichung derselben. Die

Passage „Dem Schmutz um sie herum 
stehen die Zigeuner völlig gleichgültig 
gegenüber ... Die Ursache der hohen 
Kriminalitätsrate der Roma liegt in ihrer 
Lebensweise. Diebstähle waren für sie 
eine der Emährungsquellen. Das ist bis 
heute so geblieben“ erklärte das Gericht 
für diskriminierend. Offen ist, ob ein 
außergerichtlicher Vergleich erreicht 
werden kann. — (irs)

Neueinführung eines 
Mietspiegels beschlossen
Freiburg. Der Gemeinderat hat im 
Januar mit knapper Mehrheit die Einfüh­
rung eines Mietspiegels für die Stadt 
Freiburg beschlossen. Angesichts der 
rasanten Mietpreisentwicklung der letz­
ten Jahre haben SPD, FDP, Teile der 
Grünen und die Stadträtin der Linken 
Liste/Friedensliste wegen zu erwarten­
der kräftiger Erhöhungen v. a. im Unte­
ren Bereich der Preisskala dagegen ge­
stimmt. Die Befürworter argumentier­
ten vor allem mit der Hoffnung, mit Hil­
fe eines Mietspiegels überhöhte Mieten 
im oberen Preisbereich zu bremsen. Erst 
nach der Abstimmung wurden die Daten 
der Neuanpassung des Frankfurter Miet- 
spiegels bekannt: Dort sind im Zeitraum 
von 21/2 Jahren (von Februar 1989 bis 
Oktober 1991) die Werte des Miet­
spiegels im Durchschnitt um 20 Prozent 
erhöht worden, für Neubauwohnungen 
sogar um 35 Prozent. Weil damit fest­
steht, daß zumindest in Frankfurt der 
Mietspiegel auch für die gehobenen 
Wohnungskategorien Mieterhöhungen 
zuließe, die sogar noch über der gesetz­
lichen Kappungsgrenze (30 Prozent in 
drei Jahren) liegen, erwägt die Linke 
Liste/Friedensliste einen Antrag auf 
Neubefassung im Gemeinderat zu stel­
len. — (kh)

Zweifel am Tatverdacht 
Knud und Ralf freigelassen
Itzehoe. Furioser Auftakt am ersten 
Prozeßtag eines bislang äußerst obsku­
ren Verfahrens: Knud Andresen und 
Ralf Gauger, angeklagt wegen Mordver­
suchs und versuchten gefährlichen Ein­
griffs in den Schienenverkehr, wurden 
freigelassen, der Haftbefehl ist aufgeho­
ben. Richter Selbmann äußerte Zweifel 
am dringenden Tatverdacht.

Mit der Aufhebung des Haftbefehls ist 
endlich das erfolgt, was schon lange hät­
te selbstverständlich sein müssen, in die- ten, daß diese wohl nicht geeignet gewe- 
sem undurchschaubaren Verfahren aber 
fast niemand mehr zu erhoffen wagte. 
Daß trotz der Haltlosigkeit der Anklage 
der Prozeß überhaupt eröffnet wurde 
und die Angeklagten ein halbes Jahr in 
Haft blieben, war so unglaublich, daß 
mit dem Schlimmsten gerechnet werden . 
mußte.

Grundlage der Anklage ist lediglich 
die Aussage von zwei Zivilfahndem des 
LKA Hamburg:

Diese hatten Ralf und Knud — Aktivi­
sten der „Roten Flora“ in Hamburg — 
am 29.7.91 aus bislang unbekannten 
Gründen observiert und die beiden auf 
deren Fahrt von Hamburg bis nach Pin­
neberg beschattet. Die Polizisten wollen 
die Angeklagten dort dann angeblich er­
kannt haben, wie sie auf die Bahnschie­
nen Betonplatten gelegt hätten, über die 
anschließend ein Schnellzug gerast sei.

Dieses Konstrukt steckt voller Wider­
sprüche: Es gibt keine Spuren, weder 
von den Angeklagten am „Tatwerk­
zeug“ noch umgekehrt. Überhaupt wur-

Während der Prozeßpause demonstrierten die Prozeßbesucher für die Freilassung von Knud und Ralf 
durch die Innenstadt.

de eine Spurensicherung nur nachlässig 
betrieben. Weiter ist nicht geklärt, ob 
überhaupt Betonplatten auf den Schie­
nen gelegen haben. Der Lokführer je­
denfalls hat ausgesagt, er habe lediglich 
bemerkt, daß die Lok über irgendetwas 
drübergefahren sei, ohne den Gegen­
stand als Betonplatte identifizieren zu 
können.

Aber selbst wenn dort eine Betonplatte 
gelegen haben sollte, belegen Gutach­

sen wäre, den Zug zum Entgleisen zu 
bringen. Der „Tatort“ schließlich — un­
ter der Hochbrücke neben der Diskothek 
„New Carina“ — ist, da sehr belebt und 
gut einsehbar, für einen „Anschlag“ 
mehr als ungeeignet.

Überhaupt nicht erörtert wurde in dem 
Verfahren bislang die Frage nach dem 
Motiv der Angeklagten: Warum sollten 
sie, beide politische Menschen und der 
radikalen Linken zugehörig, eine so 
idiotische Aktion unternommen haben? 
Ralf und Knud selbst haben bisher in 
zwei Stellungnahmen eindeutig und un­
mißverständlich erklärt, nichts mit der 
Sache zu tun zu haben: „Eine Aktion, 
die irgendwelche Menschen in irgend­
einem Zug zu . irgendeiner Zeit gefähr­
det, wäre das genaue Gegenteil zu unse­
rem Denken. Der Anschlag auf die 
Bahnstrecke ist nichts als terroristisch — 
schon deshalb gibt es für uns keinen 
Grund, etwas derartiges zu tun.“

Ferner haben die beiden auch genau 
erklärt, was sie an diesem Tag in Pinne­

berg wollten und gemacht haben: „Wir 
selbst wollten am 29.7.91 nach Pinne­
berg fahren, um uns das Gelände der 
Firma G&K anzuschauen, die bei der 
Parkbebauung die Erdarbeiten machte. 
Unsere Überlegung war, ob und wie wir 
diese Firma, die an der Zerstörung des 
Parks verdiente, in irgendeiner Form öf­
fentlich machen könnten. Der zweite 
Grund für die Fahrt war einfach der, daß 
wir einen Nachmittag zusammen ver­
bringen und einen Ausflug machen woll­
ten ... Wir waren nicht auf irgendwel­
chen Bahngleisen. Wir haben uns die 
Firma G&K angesehen und sind an­
schließend spazieren gegangen. Zur an­
geblichen Tatzeit befanden wir uns in 
entgegengesetzter Richtung des lätorts 
am Stadtrand von Pinneberg. Als wir 
vom Spaziergang zurückkehrten, wur­
den wir von den Zivilpolizisten festge­
nommen mit der für uns doch reichlich 
überraschenden Begründung, wir hätten 
gerade einen Anschlag auf die Bahn ver­
übt.“

Dies alles schien die Justiz bis zum er­
sten Verhandlungstag nicht sonderlich 
beeindruckt zu haben: Die Anklage wur­
de zugelassen und der Prozeß eröffnet. 
Pikanterweise findet das Verfahren vor 
dem Landgericht Itzehoe unter Vorsitz 
von Richter .Manfred Selbmann statt — 
jenem berühmt-berüchtigten Richter 
Selbmann, der 1981 den Prozeß gegen 
die Brokdorf-Demonstranten Markus 
Mohr und Michael Duffke leitete und 

aufgrund seiner da­
maligen skan
dalösen Prozeßfüh- 
rung als Begründer 
des „Itzehoer Land-, 
rechts“ gilt.

Was nun den 
plötzlichen Sinnes- 
wandel der Justiz 
herbeiführte, ver- 

. mag niemand so 
recht zu sagen. So 
erfreulich die Haft­
entlassung von Ralf 
und Knud erst mal 

. ist, muß dieser Pro­
zeß einen Freispruch 
ohne wenn und aber 
für die beiden brin­
gen. Und vor allem 
muß es darum ge­
hen, die obskuren 
Aktivitäten 
Hamburger 
Schutzes 
decken.
— (nom, aus: Elmshor­
ner Gegensätze 2 /1991)

des 
Staats- 
aufzu-

Aktionen zum Todestag 
Phillipp Müllers

Von AFG nach HLU — 
der normale „Sozialfall“

Essen. Zwei Vorbereitungstreffen für 
eine Aktion zum 40. Todestag von Phil­
lipp Müller fanden inzwischen in Essen 
statt.

Dabei wurde ein Aufruf mit dem Titel 
„Für politische Vernunft — Für Wider­
stand gegen eine gefährliche Politik“ 
verabschiedet, der bisher von einer 
Reihe Einzelpersonen und Organisati­
onen wie DKP, SDAJ, Arbeiterbund, 
WN/BdA und Volksfront unterstützt 
wird. Ein Problem ist, daß die Grünen 
ihre Unterschrift zurückgezogen haben, 
auch deswegen, weil, der Bezug des Auf­
rufs zur örtlichen Politik gering ist.

Im Aufruf heißt es:
„Vor 40 Jahren, am 11. Mai 1952, 

kamen 30000 junge Menschen aus der 
ganzen Bundesrepublik in der Ruhrme­
tropole zu einer Jugendkarawane zusam­
men, um gegen die damals einsetzende 
Remilitarisierung unseres Landes zu 
protestieren ... Regierungsbehörden 
haben die Demonstration in letzter Stun­
de verboten . .. Mit einem riesigen Poli­
zeiaufgebot und mit Einsatz von Waf­
fengewalt wurde gegen sie vorgegan­
gen. Hunderte wurden auf Polizeirevie­
re gebracht, Dutzende später zu Gefäng­
nisstrafen verurteilt. Durch Polizei­
schüsse kam der 21-jährige Arbeiter 
Philipp Müller aus München ums Le­
ben. Er war das erste Todesopfer des 
kalten Krieges in unserem Land.

Wir haben die Initiative zu dem Tref­
fen am 9. Mai 1992 in Essen ergriffen, 

weil das damalige Geschehen nicht in 
Vergessenheit geraten darf. Es ist ein 
Akt der Gerechtigkeit, Philipp Müllers 
zu gedenken. Das gilt auch für die Stadt 
Essen ...

Heute erleben wir, daß das nun größe­
re Deutschland als imperiale Großmacht 
auftritt. Die Regierenden halten die Zeit 
für gekommen, das Grundgesetz zu än­
dern, damit die Bundeswehr nunmehr 
offen und verfassungsmäßig abgesichert 
in aller Welt und nicht mehr nur zur — 
vorgeblichen — Verteidigung des Lan­
des eingesetzt werden kam? . .. Der 
Bundeshaushalt 1992 sichert die höch­
sten Rüstungsausgaben in der Geschich­
te der Bundesrepublik.

Parallel zu dieser äußeren Aufrüstung 
vollzieht sich eine fortschreitende innere 
Militarisierung: Linke und pazifistische 
Organisationen und Menschen werden 
kriminalisiert, Rassismus und Fremden­
haß werden bewußt geschürt. Demge­
genüber darf politische und soziale Ver­
nunft nicht schweigen!

Unser Treffen am 9. Mai in Essen soll 
in Form einer Demonstration und Kund­
gebung mit abschließender Begegnung 
stattfinden. Wir wenden uns an alle, die 
dafür sind, daß Deutschland den Weg 
der Abrüstung geht, jeglichem Nationa­
lismus und Rassismus absagt, solidari­
sche Beziehungen zu allen Völkern her­
stellt. Laßt uns für dieses gemeinsame 
Anliegen am 9. Mai 1992 unsere Stimme 
erheben!“ — (wof)

Hannover. Die „Armutsberichterstat­
tung“, laut Stadtratsbeschluß von der 
Verwaltung gefordert, die am 6.2.92 
vorgelegt wurde, läßt zwar mehr Fragen 
offen, als sie beantwortet, dennoch soll 
hier eine kleine Auswertung versucht 
werden. Vorweg muß erwähnt werden, 
daß nur 70 % aller Empfänger von Lei­
stungen des Sozialamtes im EDV-Ver­
fahren erfaßt sind. Asylbewerber sind in 
den Zahlen nicht enthalten, was die sog. 
Aussiedler betrifft, wird ihr Anteil in 
keiner der Zahlenangaben gesondert 
aufgeführt.

Die Zahl der Empfänger von Hilfe 
zum Lebensunterhalt (HLU) hat sich seit 
1981 fast verdoppelt. Bekannt ist, daß 
die Ursache häufig Arbeitslosigkeit ist. 
In der Hälfte aller Haushalte, die 1990 
HLU beziehen, ist der Haushaltsvor­
stand arbeitslos, d.h. es gibt keine oder 
nur geringe Bezüge aus der Arbeitslo­
senversicherung, sodaß Sozialhilfe ge­
zahlt werden muß. Bezogen 1984 noch 
22 % der HLU-Empfängerhaushalte zur 
HLU Arbeitslosengeld oder Arbeitslo­
senhilfe, sind es 1990 nur noch 3,8 %. In 
14,3 % der Fälle ist der Haushaltsvor­
stand Rentner oder Rentnerin, d.h. die 
Rente extrem niedrig. In 24,8 % ist der 
Haushaltsvorstand nicht erwerbstätig, 
worunter sowohl Erwerbsunfähige als 
auch Alleinerziehende mit kleinen Kin­
dern fallen, denn ansonsten muß ein 
HLU-Empfänger seine Arbeitskraft zur 
Verfügung stellen.
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Die Altersstruktur belegt, daß es sich 
bei einem Großteil der HLU-Empfänger 
um relativ junge Leute mit Kindern unter 
15 Jahren handeln muß. Wenn also die 
Stadt meint, durch Erhöhung der Kita- 
Gebühren den Haushalt ausgleichen zu 
können, muß hier festgestellt werden, 
daß es sich nur um eine Verlagerung der 
Ausgaben auf den Sektor Sozialhilfe 
handelt. Überhaupt haben sich in den 
untersuchten zehn Jahren die Ausgaben 
der Stadt für HLU verdreifacht, die Zahl 
der HLU-Empfänger hat sich jedoch 
„nur“ verdoppelt. Die Regelsätze sind 
nur unwesentlich gestiegen, dafür aber 
Mieten, Nebenkosten und Gebühren, 
wie zum Beispiel für Kindertagesstätten, 

für die das Sozialamt aufkommen muß.

Durchschnittl. Höhe (Hann.) der 
Hilfe zum Lebensunterhalt 1990 
1-99 DM 1.3%
100-199 DM 3.4%
200-599 DM 29.1%
600-1199 DM 45.9%
1200-1199 DM 18.2%
über 2 000 DM 2.1% 

1989 und 1990 ist die Arbeitslosenzahl 
in Hannover gesunken, die Zahl der 
HLU-Empfänger jedoch nicht. Obwohl 
die Arbeitslosenquote in vielerlei Hin­
sicht geschönt ist, müßte eine Relation 
bestehen. — (ree)



8 Politische Berichte 4/02
Diskussion/Dokumentation

Im August vergangenen Jahres hielt 
der Papst bei seiner Ungarn- Visite 
demonstrativ an der Grenze zu Jugo­

slawien eine Propagandamesse ab, in 
der er zu einer „Wiedergeburt von 
Kirche und Nation“ aufrief. Der 
Adressat war klar. Es ging dem Klerus 
um eine direkte Unterstützung der 
kroatischen Sezessionsbestrebungen.

Es ist bekannt, daß es der Vatikan nicht 
bei diesen propagandistischen Feldzü­
gen beließ. In einem Aufruf des kroati­
schen Klerus heißt es u.a.j daß bei den 
Gläubigen der Wille vorhanden sei, 
„sich notfalls sogar mit der Waffe in der 
Hand zu wehren“. Der ideologische 
Rückgriff auf die „Wiedergeburt von 
Kirche und Nation“ und die. Militanz, 
mit der dieses Vorhaben umgesetzt wer­
den soll, sind dabei in der vatikanischen 
Geschichte nichts Neues. Gerade in der 
Auseinandersetzung um die klerikale 
Vorherrschaft über den Balkan. scheute 
sich der Vatikan nie, über einen gehöri­
gen Berg von Leichen zu schreiten, um 
an sein Ziel heranzukommen. Diese Ent­
wicklung reicht schon Jahrhunderte zu­
rück, aber gerade in unserem Zeitalter 
kannte die Skrupellosigkeit der katholi­
schen Reaktion keine Grenzen. Dabei 
verband sich der Vatikan selbstredend 
jeweils mit den reaktionärsten Kräften.

Zunächst war Österreich-Ungarn der 
politische und militärische Arm der Ku­
rie, nach dessen Zerschlagung die fa­
schistischen Bewegungen und Staaten.

Tatkräftig war der Vatikan an der 
Vorbereitung des ersten Weltkrieges mit 
beteiligt. Im Jahre 1880 forderte der rö­
mische Prälat Pressuti in seiner Schrift 
„Das Papsttum und die Zivilisation bei 
den Südslawen“ die unbedingte Auftei­
lung des Osmanischen Reiches, um den 
römisch-katholischen Einfluß auf dem 
Balkan zu verstärken, und zwar mit Hil­
fe des bewaffneten Arms Österreichs. 
1912 forderte der Bischof von Skutari 
auf den Eucharistischen Kongreß in 
Wien den Überfall Österreichs auf Alba­
nien. Die Kirchenzeitung „Österreichs 
katholisches Sonntagsblatt“ geiferte im 
Oktober 1912: „Der Stein, der am Bal­
kan in den europäischen Friedensteich 
platschend gefallen ist, zieht langsam 
immer weitere Kreise, bis der lang er- . 
wartete europäische Krieg flammt . . . 
Unter den Gefühlswerten eines solchen 
Krieges bricht auch der moderne Libera­
lismus zusammen.“

Welche strategische Überlegung der 
Vatikan bezüglich einer Vorherrschaft 
über den Balkan verfolgte, wird deutlich 
aus einem Bericht des österreichisch-un­
garischen Gesandten an seinen Außen­
minister über ein Gespräch mit den Kar­
dinalstaatssekretär Mery del Val am 27. 
Juli 1914:'„Im Laufe der letzten Jahre 
drückte Seine Heiligkeit mehrmals Ihr 
Bedauern darüber aus, daß Österreich- 
Ungarn es versäumt hat, seinen gefähr­
lichen Donaunachbam zu bestrafen ... 
Der Papst und die Kurie sehen in Serbien

Ende Februar will Kanzler Kohl in Prag 
den „Nachbarschaftsvertrag“ mit der 
CSFR unterschreiben. Nach der Zerstö­
rung des blockfreien Jugoslawien ist die 
CSFR erkennbar nächstes Aggressions­
opfer der Ostexpansion von BRD-Regie­
rung und -Konzernen. Deutsche Kon­
zerne eignen sich Zug um Zug die Indu­
striewerke des Landes an, während in 
hiesigen Zeitungen über den Zerfall des 
Landes spekuliert wird. Um den Druck 
zu steigern, haben „sudetendeutsche“ 
Revanchisten und CSU eine Hetzkam­
pagne über die angebliche „Versteige­
rung sudetendeutschen Eigentums“ ent­
facht. Tatsächlich handelt es sich um 
tschechoslowakisches Staatseigentum, 
das „privatisiert“ werden soll. Ein Teil 
davon geht auf 1945 von deutschen Sied­
lern als — magere — Entschädigung für 
die faschistischen Kriegsverbrechen be­
schlagnahmtes Vermögen-zurück. Bis 
heute haben weder die Bundesrepublik 
noch die deutschen Konzerne für diese 
Verbrechen Entschädigung gezahlt.

Mehr als 360000 Tschechen und Slo­
waken kamen während der faschisti­
schen Okkupation ums Leben. Furcht­
bare Massaker wie die Auslöschung von 
Lidice, 550000 tschechische und 
200000 slowakische Zwangsarbeiter im 
Deutschen Reich, materielle Schäden 
durch Raub, Zwangsarisierung, Unter­
schlagung, Zwangsabgaben für die 
Kriegswirtschaft, Beschlagnahme usw., 
die auf 347 Milliarden Kronen geschätzt 
werden — das entspricht der gesamten 
tschechoslowakischen Produktion der 
Jahre 1932 bis 1937 — diese Erfahrun­
gen verbinden sich für die Bevölkerung 
der Tschechoslowakei mit der faschisti­
schen deutschen Besatzung. 1942 waren

Mit Gott und den Faschisten: 
Jugoslawien-Politik des Vatikan
eine nagende Krankheit, die das Mark 
der Monarchie langsam zerstört und mit 
der Zeit deren Auflösung verursachen 
wird. Die Vernichtung dieses Bollwerks 
würde für die Kirche den Verlust des fe­
stesten Stützpunkts in ihrem Kampf ge­
gen die Orthodoxie und ... den Verlust . waren, 
ihres stärksten Vorkämpfers bedeuten. 
Der Kardinal Staatssekretär brachte .. . 
die Hoffnung zum-Ausdruck, daß die 
Monarchie bis zum äußersten geht.“

Nach dem Weltkrieg, der nicht im stisch-katholische Ustascha-Partei unter 
Sinne des Klerus ausging, ruhte der Va­
tikan aber keineswegs, um das neu ent­
standene Königreich Jugoslawien, einen 
Zusammenschluß aus Slowenien, Kroa­
tien und Serbien, zu unterminieren. Da­
bei wurde nun direkt das katholische 
Kroatien als die strategische Bastion an­
gesehen, von der aus der Vatikan seine 
Minentätigkeit ausüben konnte. Das 
führende katholische Organ in Prag, die 
„Deutsche Presse“, schrieb im August 
1936: „Der kroatische Katholizismus 
kann als der eigentliche Brückenkopf - 
bezeichnet werden, von dem. aus zu 
einem geeigneten Zeitpunkt der Ab­
grund, der zwei Weltanschauungen (ge­
meint ist hier Katholizismus gegen ser­
bische Orthodoxie, d. Verf.) trennt, 
überwunden werden könnte.“ Damit ist, 
wie die folgende Entwicklung zeigte, 
nicht mehr und nicht weniger gemeint 
als die Ausschaltung sowohl des serbi­
schen Klerus wie aber auch des neu ent­
standenen jugoslawischen Staates. Auf 
den geeigneten Zeitpunkt arbeitete nun 
die klerikale Wühltätigkeit kontinuier­
lich hin.

Die Krise zwischen Jugoslawien und 
dem Vatikan spitzte sich durch die breite 
öffentliche Ablehnung des jugosla­
wisch-vatikanischen Konkordats 1937 
zu. Provozierend erklärten daraufhin die 
19 katholischen Bischöfe Jugoslawiens 
im Oktober 1937: „Das katholische Epi­
skopat wird in jedem Falle die Rechte 
der katholischen Kirche und der sechs 
Millionen Katholiken in diesem Staat zu 
beschützen wissen, und es hat zur Gut- 
machung aller Ungerechtigkeiten die er­
forderlichen Maßnahmen ergriffen.“ 
Der Außenstaatssekretär des Vatikan, 
Pacelli (ab März 1939 Papst Pius XU.), 
fugte dem noch drohend in einer Rede 
im Dezember 1937 hinzu: „Es kommt 
der Tag . .., wo die Zahl jener nicht ge­
ring sein wird, die sehr bedauern wer­
den, ein großmütiges und großherziges 
gutes Werk ausgeschlagen zu haben, das 
der Statthalter Christi ihrem Lande an­
bot.“ Diese Drohung Eugenio Pacellis 
begann sich am 6. April 1941 in einem 
Maße zu erfüllen, das die schlimmsten 
Massaker des christlichen Mittelalters Aus: Gerd Arntz, Zeit unterm Messer, Köln 1988

Jugoslawien, CSFR ... Dokumente 
deutsch-völkischer Außenpolitik
51,6 % der Industrie des Landes in den 
Händen deutscher Konzerne. Allein die 
Hermann-Göring-Werke, Vorläufer der 
heutigen Konzerne Salzgitter und VW 
und Vorbild für die „Treuhandanstalt“ 
im Annexionsgebiet DDR — kontrol­
lierten im Okkupationsgebiet 80 Gesell­
schaften mit 150000 Beschäftigten. In 
manchen Zügen unterschied sich die fa­
schistische Politik in der Tschechoslo­
wakei von der in anderen Gebieten Ost­
europas, galt es doch, die industriellen 
Kapazitäten des Landes für die Kriegs­
wirtschaft maximal auszuschlachten. 
Am Ende sollte aber auch hier die Auslö­
schung von Tschechen und Slowaken 
stehen. „Verdeutschung des böhmisch­
mährischen Raumes durch Germanisie- 
rung der Tschechen“ hieß die Weisung 
der deutschen Reichsführung.

Die folgende Dokumentation ist den 
Leserbriefseiten der Zeitungen Die Welt 
und Frankfurter Allgemeine Zeitung der 
letzten drei Wochen entnommen. Völ­
kisch-großdeutsche Anmaßungen und 
Geschichts-Revisions-Versuche können 
sich derzeit nicht nur dort ungehemmt 
entfalten. Darüberhinaus dokumentie­
ren wir Stellungnahmen aus der Union, 
in denen Neuordnungspläne für Europa 
zum Ausdruck kommen. — (rül)

Geheimdienst-Sorgen
... Der tschechoslowakische Geheim­
dienst hat in einem Brief an Staatspräsi­

noch übertrifft. Mit der Errichtung des 
kroatischen Ustascha-Staates begann 
nicht nur die Zerschlagung des ersten 
jugoslawischen Staates, sondern ein blu­
tiges Gemetzel, an dessen Ende nach 
vier Jahren 800000 Menschen ermordet

Am 6. April 1941 marschierten deut­
sche Truppen in Jugoslawien ein und 
hievten mit Unterstützung der italieni­
schen Faschisten in Kroatien die faschi-

Führung von Ante Pavel id .an die Regier­
ung. Pavelid hatte schon seit Jahren in 
Italien und Ungarn faschistische Terror­
banden aufgebaut und sich durch etliche 
Attentate Reputation in der faschisti­
schen Bewegung verschafften. Spektak- 
tulärste Aktion war die Ermordung des 
jugoslawischen Königs Alexander in 
Marseille. Paveliä wurde dafür in Ab­
wesenheit zweimal zum Tode verurteilt. 
Diese illustre Gesellschaft proklamierte 
am 10. April 1941 das „Unabhängige 
Kroatien“. Am 17. April ernannte Päve- 
lid sein erstes Kabinett. Schon am näch­
sten Tag wurde er in feierlicher Privat­
audienz von Papst Pius XII. empfangen 
und gesegnet. Von Anfang bis Ende des 
Ustascha-Regimes bestand nun eine 
engste Zusammenarbeit zwischen der 
katholischen Kirche und der Ustascha- 
Regierung. Bischöfe saßen im Ustascha- 
Parlament, Priester fungierten als Poli­
zeichefs und als Offiziere in Paveliös 
Leibwache, Franziskaner kommandier­
ten in KZ-Lagem, und Nonnen, die 
Brust beladen mit Ustascha-Orden, 
grüßten nach Art der Faschisten und be­
teiligten sich an Paraden, wobei sie un­
mittelbar hinter den Soldaten marschier-

Wien 1934 bringt den Aufstand von 1934 
ins Bild. Links die Arbeiter, die ihre 
Wohnviertel verteidigen; rechts die 
ganze rechte Kamarilla: der Faschist, der 
Nazi, der Offizier, der Bürger, die 
Vertreter von Heimwehr und des 
Freikorps Starhemberg (mit dem 
“Hahnenschwänzchen”). Der 
Intellektuelle will nichts hören. Ein 
dickes Weib hält eine jugendliche Maske 
hoch: Während in einem Teil der Stadt 
Karneval gefeiert wurde (12. Februar), 
schoß man in einem anderen mit 
Kanonen auf Zivilisten. Ich habe diesen 
Holzschnitt in Wien abgedruckt mit 
einem Spruch von Liebknecht: “Die 
Besiegten von heute werden die Sieger 
von morgen sein.”

dent Havel ..; vor dem „wachsenden 
Einfluß des deutschen Kapitals in Böh­
men“ gewarnt. Einer Meldung der Pra­
ger Zeitung Lidove Noviny vom Dien­
stag zufolge verfügt das „Amt für aus­
ländische Kontakte und Informationen“ 
(UZSI) über „deutliche Signale, die von 
einer planmäßigen massiven ökonomi­
schen Offensive der Bundesrepublik“ 
vor allem in der westlichen Hälfte der 
Tschechoslowakei zeugten. „Ein hoher 
Offizier“, der sich auf eine „zuverlässi­
ge Quelle“ beruft, schreibt in dem Brief 
an Havel von der „allmählichen Reali­
sierung der (deutschen) Absicht“, die 
böhmischen Länder wirtschaftlich kom­
plett zu beherrschen . .. Deutsche Wirt­
schaftsfachleute seien sich schon jetzt 
„völlig sicher“, daß die ökonomische 
und später auch politische Hegemonie 
der Deutschen in der Tschechoslowakei 
„unerschütterlich“ sei ... Dies könne 
für die tschechoslowakische Souveräni­
tät gefährlich sein ... Die wirtschaftli­
che und finanzielle Abhängigkeit könnte 
unter gewissen Umständen . .. „zur 
Lösung des sudetendeutschen Problems 
im Widerspruch zu tschechischen Vor­
stellungen“ genutzt werden .. . Etwa 80 
Prozent -aller ausländischen Investitio­
nen in der Tschechischen Republik sol­
len aus deutschen Quellen stammen .. . 
(FAZ, 5.2. 92)

ten. Die Zeitung des Erzbistums Saraje­
wo verkündete im Juni 1941: „Bis jetzt 
sprach Gott durch die päpstlichen Enzy­
kliken. Aber man verschloß die Ohren 
... Nun beschloß Gott, andere Metho­
den anzuwenden. Er will Missionen vor­
bereiten. Europa-Missionen. Weltmis­
sionen. Nicht Priester werden sie stüt­
zen, sondern Armeekommandanten. 
Die Predigten wird man hören mit Hilfe 
von Kanonen, Maschinengewehren, 
Panzern und Bombern.“ Wohin der ent­
fesselte Katholizismus führt, beschrieb 
der Prediger Dionis Jurice: „Es ist keine 
Sünde mehr, ein siebenjähriges Kind zu 
töten, wenn es gegen die Gesetzgebung 
der Ustaschen verstößt. Obwohl ich das 
Kleid des Priesters trage, muß ich oft 
zum Maschinengewehr greifen.“

Als Pavelic am 26. Juni 1941 den ka­
tholischen Episkopat in Audienz emp­
fing und Erzbischof Stepinac sagte: 
„Wir . bezeugen von ganzem Herzen 
Ehrerbietung und versprechen ergebene 
und treue Mitarbeit für die strahlendste 
Zukunft unseres Vaterlandes,“ waren 
im katholischen Kroatien innerhalb von 
sechs Wochen bereits drei orthodoxe Bi­
schöfe, mehr als hundert orthodoxe 
Priester und Ördensleute sowie 180000 
Serben und Juden ermordet worden. 
Schon benannter Stepinac erklärte in ei­
nem Hirtenbrief vom 28.4.1941: „Ob­
wohl die Ereignisse, die von so großer 
Wichtigkeit, sehr verwickelt sind, ob­
wohl die Faktoren, die ihren Lauf beein­
flussen, sehr verschieden sind, ist es je­
doch leicht, die Hand Gottes in diesem 
Werk zu erkennen . ’. Darum werdet ihr 
unserem Aufruf Folge leisten und da­
durch die Erhaltung und Entfaltung des

CSU-Anmaßungen
. .. Der in paraphierter Form vorliegen­
de Nachbarschaftsvertrag mit der CSFR 
beschreibt in einigen wichtigen Berei­
chen neue Grundlagen für eine gedeihli­
che Zusammenarbeit zwischen Deutsch­
land und der CSFR, bringt aber deutsche 
Anliegen, insbesondere die berechtigten 
Interessen der Sudetendeutschen nicht 
oder nur ungenügend zur Geltung. Die 
CSU erwartet von der Bundesregierung, 
daß sie vor Unterzeichnung des Vertrags 
zumindest die Einstellung der Verstei­
gerungen sudetendeutschen Eigentums 
erwirkt, das seinerzeit völkerrechtswi­
drig eingezogen worden ist. Die gemein­
same Aufarbeitung von Unrechtstatbe­
ständen im Gefolge der Vertreibung der 
Sudetendeutschen . .. sind wichtige Be­
standteile der .. . Nachbarschaft, die 
wir . . . anstreben . . .
(Klarheit in der Außenpolitik, Beschluß der 
CSU-Landesgruppe, Bayernkurier, 18.1.1992)

„Sudetendeutsches“
Wir wollen diesen Vertrag auf eine brei­
te Grundlage stellen. Deshalb ist die 
Einbeziehung der Sudetendeutschen kei­
ne Taktik von gestern, sondern eine ge­
meinsame Chance für die Zukunft. Das 
Offenhalten der Vermögensffage, so 
wie es im begleitenden Briefwechsel 
zum Vertrag vereinbart werden soll, 
wurde als die gegenwärtig erreichbare 

unabhängigen Staates Kroatien unter­
stützen.“ Im Januar 1942 wurde Stepi- 
nac vom Vatikan zum Militärvikar der 
Ustaschen ernannt, worauf annähernd 
150 Priester als Feldkaplane in die Usta- 
scha-Armee gingen.

Mit der Kapitulation Italiens begann 
aber das Reich der Klerikalen sehr 
schnell zu zerbröseln. Pavelic versuch­
te, seine Haut zu retten, und bot dem Al­
liierten Oberkommando im Mittelmeer­
raum die Ustascha-Armee gegen die 
Deutschen an. Die Alliierten lehnten ab. 
Auch der Klerus sah seine Felle davon­
schwimmen und handelte. Am 24.3. 
1945 veröffentlichten die katholischen 
Bischöfe von Kroatien einen Hirten­
brief, in dem sie das Schreiben Pavelic^ 
an die Alliierten hervorhoben und seinen 
Kampf gegen den Kommunismus an­
priesen. Kurz vor seiner Flucht machte 
Paveliö Erzbischof Stepinac zu seinem 
Nachfolger und machte sich mit einigen 
Tausend Gangstern, darunter etwa 500 
katholischen Priestern, dem Erzbischof 
von Sarajewo und Mitgliedern der Re­
gierung auf und davon. Er fand zunächst 
Aufnahme im Kloster St. Gilgen in 
Österreich, gelangte dann als Priester 
verkleidet nach Rom, wo er als Pater 
Gomez in einem Kloster wohnte. Von da 
floh er nach Argentinien und kam auf 
bisher ungeklärte Weise nach Spanien, 
wo er in einem Franziskanerkloster leb­
te, bis er 1959 unbehelligt im deutschen 
Krankenhaus von Madrid starb. Stepi­
nac wurde im sozialistischen Jugosla­
wien zu 16 Jahren Haft verurteilt, was 
ihm aber auch 1961 die Seligsprechung 
des Papstes einbrachte.
Quellen: Deschner, K.H.: Ein Jahrhundert 
Heilsgeschichte. Die Politik der Päpste im Zeit­
alter der Weltkriege. Köln 1983; Deschner, 
K.H.: Mit Gott und den Faschisten. Der Vati­
kan im Bunde mit Mussolini, Hitler, Franco und 
Pavelic. Stuttgart 1965; Scheinmann, M.M.: 
Der Vatikan im II. Weltkrieg. Berlin (DDR) 
1954; Dedijer, V.: Jasenovac — das jugoslawi­
sche Auschwitz und der Vatikan, Freibuig 1988

L

gemeinsame Behandlung der Angele­
genheit von den Beteiligten und Betrof­
fenen hingenommen. Überraschung hat 
nunmehr die Tatsache geschaffen, daß 
bei der grundsätzlich zu begrüßenden 
Privatisierung von Staatsvermögen auch 
das Privatvermögen Sudetendeutscher 
unter den Hammer kommt, ohne daß 
diese eine Zugriffs- oder Einwirkungs­
möglichkeit erhalten . ..
(CSU-MdB Schmidt am 22.1. im Bundestag)

. . . Ein wichtiger Aspekt der bilateralen 
Beziehungen ist die Zusammenarbeit im 
wirtschaftlichen Bereich. Erfolgreich 
begonnene Kooperationsvorhaben wei­
sen die Richtung, in die wir gehen wol­
len. Diese Kooperation soll durch den 
Ausbau der grenznahen und regionalen 
Zusammenarbeit eine wichtige Ergän­
zung finden. Mit weitgehenden Rege­
lungen zur Minderheitenfrage konnte 
eine rechtlich gesicherte Grundlage für 
die Entfaltung der Deutschen in der 
CSFR in ihrer angestammten Heimat ge­
schaffen werden ... Die Bundesregie­
rung hat in den Verhandlungen deutlich 
gemacht, daß sie die Vertreibung der 
Deutschen und die damit im Zusammen­
hang stehende entschädigungslose Ent­
eignung des deutschen Vermögens stets 
als völkerrechtswidrig angesehen fot 
und daß ein Verzicht auf bestehende An­
sprüche schon aus verfassungsrechtli­
chen Gründen nicht in Frage kommt... 
(AA-Staatsminister Schäfer (FDP) am 22.1 
1992 im Bundestag)

... es ist gut, es ist in unser allerlnter- 
esse, wenn es in diesem Haus eine Rute: 
gibt, die sich der Anliegen-der Vertne-
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In der jüngsten Zeit häufen sich Me­
dienberichte über die Diaspora der 
Deutsch stämmige n“ im Osten bzw. 

Südosten Europas sowie im asiatischen 
Teil der GUS, die uns stets Menschen 
präsentieren, welche sich „in ihrer ge­
samten Eigenart“ von den übrigen Mit­
menschen dort vor Ort unterscheiden: 
Die deutschen Behausungen sind sauber 
und gepflegt, im Unterschied zu den 
Bruchbuden der slawischen Nachbarn. 
Die deutschen Menschen sind fleißige, 
strebsame und ordentliche Arbeitskräf­
te; ihre slawischen Mitmenschen sind 
faul, scheuen jegliche Verantwortung 
und können nur Unordnung schaffen — 
d.h. nichts organisieren. Es ist unüber­
sehbar, daß diese Berichte uns dendeut­
schen Menschen, gerade im Unterschied 
zum slawischen Menschen, als ein höher 
entwickeltes Wesen aufbereiten: zwi­
schen diesen Menschen gibt es keine Ge­
meinsamkeiten, sie sind — „schon von 
Natur her“ — völlig ungleich ...

Diese Medienberichte wirken auf sol­
che Weise unablässig an der Wiederbe­
lebung jener Ideologie, derzufolge sich 
die Menschheit entlang der Zugehörig­
keit zu Volk und Rasse aufteilen und un­
terscheiden läßt. So betreibt diese Be­
richterstattung das Geschäft der inneren 
Abstützung der auswärtigen Volkstums­
und Volksgruppenpolitik der BRD. Die­
se tatsächlich rassistische Politik hat ge­
rade unter der Regie ihres liberalen Res­
sortchefs H. D. Genscher Erfolge erzie­
len können, die keinem Amtsvorgänger 
auch nur ansatzweise beschieden waren.

Daß ein faschistisches Regime schon 
einmal nahtlos an diese Sorte liberaler 
Außenpolitik anschließen konnte, mag 
aus der historischen Kontinuität ersicht­
lich werden, in der diese Politik steht. In 
einem Buch (1929) des Vorsitzenden der 
nationalliberalen Partei DDp, Erich 
Koch-Weser (Reichsinnenminister 
1919-21, Reichsjustizminister 1928/ 
29), das als Publikation der „Beihefte 
zur Zeitschrift für Geopolitik“ erschien 
und das ausdrücklich dem Andenken des 
nationalliberalen Reichsaußenministers 
Stresemann gewidmet ist, wird u.a. fol­
gendes festgestellt:

Europa, „richtig verstanden und rich­
tig durchgeführt, (bietet) für Deutsch­
land die Möglichkeit, den Umstand wie­
der gutzumachen, daß dieses_Volk in 
Grenzen siedelCciie fiir seine Begabung, 
seine Bildung, seinen Unternehmungs­
sinn und seine Arbeitskraft viel zu eng 
sind . .. Heute kommt fast keiner in 
Deutschland in die Stellung, auf die er 
nach seinem Können Anspruch erheben 
könnte. Wir unterscheiden uns von 
Amerika dadurch, daß wir Plätze für 
Menschen, aber nicht Menschen für 
Plätze suchen. Es muß ausgenutzt wer­
den, was im Deutschen steckt und jetzt 
verkümmert oder sich im kleinlichen 
Wettbewerb zerreibt. (...)
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benen, der Sudetendeutschen in diesem 
Fall zumal, in besonderer Weise an­
nimmt. Das muß in unser aller Interesse 
liegen. (Josef Grünbeck, FDP: Wir neh­
men uns der Sache auch an! — Anke 
Fuchs (Köln, SPD): Das tun doch alle 
Parteien! . ..)
(CDU-MdB Lamers am 22. 1. im Bundestag)

Die Tschechoslowakei wurde nicht in 
den Krieg gerissen, die Tschechen ha­
ben vielmehr diesen männermordenden 
Weltkrieg als Zivilisten überstanden, sie 
hatten Arbeit und Brot, kein Tscheche 
wurde als Soldat eingezogen . .. So­
wohl die Tschechoslowakei als auch Ju­
goslawien waren 1918 von den Siegern 
willkürlich geschaffene Kunststaaten 
... Eine einigermaßen gerechte Lösung 
ist nur möglich, wenn das Sudetengebiet 
zur autonomen Region unter internatio­
naler Kontrolle erklärt wird.
(Leserbrief in der „Weit “, 29.1. 92)

... In Nationalitätenkonflikten lassen 
sich viele westliche Regierungen habitu­
ell von der Überlegung bestimmen, die 
Fragmentierung* von Staaten führe zu 
Instabilität. Doch wenn das immer rich­
tig wäre, müßten die Amerikaner noch 
immer britische Untertanen sein und 
hätten die Alliierten das Habsburger­
reich auf alle Fälle stützen müssen. 
Wenn ein Haus baufällig geworden ist, 
ist es eine Frage, ob man den Gefahren 
der Instabilität besser durch Reparaturen 
oder durch Abbruch geborstener Struk- 
turenentgeht . ..“
(G. Gillesen in der „FAZ“, 21.1. 92)

Günther Gillesen beantwortet am 21. 
Januar in seinem Leitartikel »Völker

Großraum-Ideologie: Volk, Rasse
Ein wachsendes und zukunftsfrohes 

Volk wie das deutsche, das vorwärts- 
strebt, bedarf, wenn es nicht erobern 
kann oder will, außerhalb seiner engen 
Grenzen eines wirtschaftlichen und kul­
turellen Lebensraums, in dem es seine 
Kräfte betätigen kann. Mögen die Ver­
schiebungen des (1./Red.) Weltkriegs 
auch noch so groß gewesen sein, die . .. 
Tatsache, daß der Lebensraum Deutsch­
lands in Mitteleuropa liegt und gen Süd­
osten zu erweitern ist, ist unverändert 
geblieben. Wir denken nicht an eine An­
nexion dieser Völker. Aber hier im 
Osten und Südosten von Deutschland ist 
die deutsche Sprache als Verkehrsspra­
che verwurzelt und ist deutsches Wissen 
und technisches Können berufen, an der 
Entwicklung führend mitzuarbeiten. 
Hier sitzen überall deutsche Minderhei­
ten, die an Bildung und Besitz ihren Her­
renvölkern an manchen Stellen voraus 
sind und. seine (ihre/Red.) wirtschaftli­
che und politische Haltung oft maßge­
bend beeinflussen“ (1).

Die rassistische Ideologiebildung 
bzw. Politik des auf die Weimarer Repu­
blik folgenden faschistischen Regimes 
konnte nahtlos an solche liberalen Sa­
chen anschließen. Das läßt sich z.B. an­
hand der beiden Bücher A. Hitlers bele­
gen, die die NS-Programmatikund Poli­
tik darlegen. In dem 1925 veröffentlich­
ten Buch „Mein Kampf* sind zunächst 
folgende Ausführungen für unseren Ge­
genstand von Interesse: „Wenn wir ver­
suchen, aus dem Worte »völkisch* den 
sinngemäßen innersten Kem herauszu­
schälen, kommen wir zu folgender Fest­
stellung: Unsere landläufige politische 
Weltauffassung beruht im allgemeinen 
auf der Vorstellung, daß (der Staat) ... 
mit rassischen Voraussetzungen nichts 
zu tun habe, sondern eher noch ein Pro­
dukt wirtschaftlicher Notwendigkeiten 
.. . sei. Diese Grundanschauung fuhrt 
. . . nicht nur zu einer Verkennung rassi­
scher Urkräfte, sondern auch zu einer 
Minderbewertung der Person. Denn die 
Ableugnung der Verschiedenheit der 
einzelnen Rassen in bezug auf ihre allge­
meinen kulturbildenden Kräfte muß 
zwangsläufig diesen größten Irrtum 
auch auf die Beurteilung der Einzelper­
son übertragen. Die Annahme von der 
Gleichartigkeit der Rassen wird dann 
zur Grundlage einer gleichen Betrach­
tungsweise für die Völker und weiterhin 
für die einzelnen Menschen. (...) (Die) 
.. . völkische Weltanschauung ... 
glaubt somit keineswegs an eine Gleich­
heit der Rassen, sondern erkennt mit ih­
rer Verschiedenheit auch ihren höheren 
oder minderen Wert ... Sie sieht nicht 
nur den verschiedenen Wert der Rassen, 

kraft ihres Willens* zutreffend eine 
Kernfrage aktueller Politik ... wonach 
die Heftigkeit nationaler Konflikte die 
Fragmentierung* von Staaten erforder­
lichmachenkann . . .
(Dr. Herbert Czaja, Präsident des Bundes der 
Vertriebenen, am 28.1. 92 in einem Leserbrief 
inder „FAZ“)

... (das die Sudetendeutschen kritisie­
rende, d. Red.) Argument, die tschechi­
sche Seite müsse geschehenes Unrecht 
vom 29. September 1938 an und nicht 
erst vom 8. Mai 1945 an in Betracht zie­
hen, wird entkräftigt, wenn man unser 
Schicksal von 1918/19 an betrachtet. 
Unter dem Patronat der westlichen Sie­
germächte wurde damals die Tschecho- 

' Slowakei, ein Bindestrich-Staat, ge­
gründet . . . Mit Waffengewalt und 
Hungerblockaden zwang man dabei 
dreieinhalb Millionen Sudetendeutsche 
in einen Staat, den sie nicht wollten . .. 
Dieser unglückselige Mann (der tsche­
choslowakische Außenminister und spä­
tere Präsident Benesch, d. Red.) über­
spielte in der Zwischenkriegszeit die 
ausgleichswilligen Kräfte, trieb sie in 
die Arme Hitlers, wurden dessen koo­
perativer Gegenspieler* . ..
(Leserbrief von Dr. Walter Becher, CSU-MdB 
und Sprecher der Sudetendeutschen Lands­
mannschaft, am 23.1. 92 in der „Welt “)

Völkischer Dreck
.. . Wer den Balkan wie ich 1941 bis 
1945 kennenlemen mußte, weiß: Der 
Serbe ist als Mensch reizend, versöhn­
lich und rührend gütig, als Politiker ist 
er töricht, als Herr mit der Waffe wird er 
grausam.
(Leserbriefinder„FAZ“am27.1. 92)

... Leute, denen der »Sozialismus* 
schlechtes Arbeiten beigebracht hat, 

sondern auch den verschiedenen Wert 
der Einzelmenschen. Aus der Masse 
schält sich für sie die Bedeutung der Per- 
son heraus ...“ (2).

Auf die „Bedeutung der Person“ wird 
im Hinblick auf die Notwendigkeit der 
Anhangbildung innerhalb der überwie­
gend kopfarbeitenden Mittelklasse — 
und zwar von Seiten der (reichs-)deut- 
schen Konzerne für den Zweck der euro­
päischen Großraumbildung und Welt­
marktexpansion —gleich noch näher 
eingegangen. Was hier im Anschluß an 
diese Feststellungen aus Hitlers „Mein 
Kampf* noch in Rechnung gestellt wer­
den muß, sind Feststellungen in seinem 
zweiten (sog.) „außenpolitischen Buch** 
(1928 verfaßt und damals nie veröffent­
licht), die mit denjenigen Koch-Wesers 
zum „Lebensraum des deutschen Vol­
kes“ übereiristimmen. Und zwar inso­
fern, als er die kontinentale Großraum­
bildung als europäisches Mittel für (in­
ner- und außerkontinentale) deutsche 
Zwecke begreift und für diese, durch die 
Weltmarktkonkurrenz erzwungenen, 
Zwecke dieselben persönlichen Interes­
sen an der Befreiung von Enge und an 
der Entwicklung des eigenen Talents zu 
mobilisieren sucht, wie sie weiter oben 
bei der nationalliberalen Position deut­
lich wurden. (3). Tatsächlich zielt die 
nationalliberale wie auch die nationalso­
zialistische („völkische“) Argumenta­
tion auf die Herstellung einer Kolonisa- 
toren-Gesinnung bzw. auf die Gewin­
nung eines politischen Anhangs, zu­
nächst im Kontext der Großraumbil­
dung. Aber bei beiden wird deutlich, 
daß sich diese Argumentation vor allem 
an die Kopfarbeit wendet. Bei Hitler 
kommt das konkret so daher: „(So) ... 
wenig die Menschheit einen gleichmäßi­
gen Durchschnittswert besitzt, sondern 
aus verschiedenen Rassewerten zusam- 
merigesetzt erscheint, so wenig ist der 
Persönlichkeitswert innerhalb eines 
Volkes bei allen seinen Angehörigen der 
gleiche. Jede Tat eines Volkes, sie mag 
liegen auf was immer für einem Gebiete, 
ist das Ergebnis des schöpferischen Wir­
kens einer Persönlichkeit ... Niemals 
haben Majoritäten schöpferische Lei­
stungen vollbracht. Niemals (haben/ 
Red.) Mehrheiten Erfindungen der 
Menschheit gegeben. Immer ist die ein­
zelne Person Begründer des menschli­
chen Fortschrittes gewesen ... Die Völ­
ker müssen sich entscheiden. Entweder 
... Majoritäten oder Köpfe ...“ (4).

Es sei hier nur am Rande bemerkt, daß 
sich die Kollaboration der Kirche mit fa­
schistischen Kräften vermutlich von da­
her erklären läßt, daß sie beide dem 
„Kult des Individuums“ huldigen. Was 

werden nicht in zwei Jahren fleißig und 
pünktlich ...
(Chefredakteur Reißmüller in „FAZ“, 3.1. 92)

... An Stelle der vertriebenen Volks­
deutschen sind aus den Elendsgebieten 
Jugoslawiens ... Partisanen Titos, 
meist Serben und Montenegriner, ange­
siedelt worden, die die einst blühenden 
Schwabendörfer in schäbige Balkanne­
ster heruntergewirtschaftet haben ... 
(Leserbrief in der „FAZ“ vom 28.12. 91)

Neue Siedlungspläne
... Natürlich ist es für viele Sudeten­
deutsche heute wenig attraktiv, in ein 
Land zu gehen, das biologisch zerstört 
wurde und dessen Sprache sie nicht 
mehr kennen ... Aber ich stelle mir 
vor, daß Havel und Schwarzenberg ver­
stehen, daß der derzeitige unwürdige 
Zustand beendet werden muß. Nun 
denn: Sie könnten eine europäische Lei­
stung erbringen und den Deutschen in 
den Staaten, in denen ihres Bleibens 
nicht mehr sein kann, eine neue Heimat 
anbieten .. . Heute in muslimischen 
Staaten lebend, ist für sie dort keine Zu­
kunft. Böhmen, Mähren, die Slowakei 
— das könnten neue Ziele sein ...“ 
(Leserbrief in der „FAZ“ vom 11.1. 92)

. *. der CDU-Pölitiker (Böhm, d. Red.) 
schlägt vor, den Rußlanddeutschen die 
Möglichkeit einer Ansiedlung im nördli­
chen Ostpreußen anzubieten ... Als 
eine »multikulturelle deutsch-russische 
Freihandelszone* könne diese Region 
bald zu einem »Hongkong an der Ostsee* 
werden, meinte Böhm. Andere Regio­
nen Rußlands, etwa Sankt Petersburg 
oder die Krim, könnten nach Ansicht des 
hessischen Bundestagsabgeordneten 
ebenfalls .. . reizvoll sein.“
(„FAZ“, 271.92)

die Frage des Nutzens der „Volk und 
Rasse“-Ideologie für die Zwecke der 
kontinentalen Großraumbildung anbe­
langt, so besteht ihr besonderer Wert 
gewiß in der Möglichkeit der gezielten 
Anhangbildung gegenüber der Kopfar­
beit. Aber ihr allgemeiner Wert (und das 
umschließt auch die Lage dieser Mittel­
klasse) besteht in dem Angebot einer 
ideologisch-politischen Programmatik, 
die (vermittels eines totalitären Zentral­
staats) auf die weitreichendste Unter­
drückung und Ausbeutung aller mensch­
lichen Arbeitskraft abzielt. Und zwar 
durch die hierarchische Spaltung dieser 
Gesamtarbeitskraft entlang den Sortie­
rungskriterien Volkszugehörigkeit und 
Rassezugehörigkeit. Es kann dies hier 
nur kurz und ganz grob wie folgt ange­
deutet werden:

Im Herbst 1943, das geht aus einer 
Beweisurkunde des Nürnberger Tribu­
nals hervor, wurden auf dem damaligen 
Gebiet des Reichs etwas mehr als 5 Mio. 
ausländischen Zwangsarbeiter einge­
setzt. Als ihre Herkunftsländer sind 
Frankreich (1,3 Mio.), UdSSR (1,3 
Mio.), Polen (1,1 Mio.), Belgien 
(248000), Tschechoslowakei (244000), 
Holland (2360Ö0), Serbien (128000), 
Italien (103000) und „sonstige** Länder 
(357000) angegeben (5). Zu diesen mag 
man 1 bis 2 Mio. Arbeitskräfte zählen, 
die in den Konzentrationslagern inter­
niert waren. Wenn man die statistischen 
Angaben von -1938 zugrundelegt (6), 
wurden im Jahre 1943 wahrscheinlich 
20 Mio. inländische Arbeitskräfte be­
schäftigt. Einmal abgesehen davon, daß 
diese inländischen Arbeitskräfte bereits 
in schlechter bezahlte österreichische 
Arbeitskräfte und besser bezahlte deut­
sche gespalten waren (mit exakt dersel­
ben Begründung wie aktuell im Hinblick 
auf die Lohndifferenzen zwischen BRD 
und DDR — s. Anm. 6, Seite 854f.), er­
gab sich aus den o.a. Sortierungskrite­
rien ein Mehr oder Minder bzw. ein tota­
les Nichts an körperlicher Unversehrt­
heit, an Lohn und an Lebensstandard.

Es bleibt die Frage zu beantworten, ob

Spendenaufruf  zur Förderung 
eigener Publikationsmöglichkeiten
Am Sonnabend, den 8. Februar, 
konstituierte sich in Berlin ein Her­
ausgeberkollektiv für das seit 1990 
im GNN-Verlag erscheinende 
Informationsblatt „kommunal­
politisches forum“. In Dresden 
bildete sich am gleichen Tag ein 
Herausgeberkollektiv für den 
Informationsdienst PDS in 
Sachsen.

Beide Benutzergruppen des 
GNN-Verlages wollen in Sachsen 
eigene Produktionsmöglichkeiten 
schaffen und wenden sich mit 
nachfolgendem Spendenaufruf an 
ihre Leser und alle anderen 
Gleichgesinnten. — (sta)

Die Herausgeberkollektive des Informa­
tionsblattes „kommunalpolitisches 
forum“ und des Informationsdienstes 
der PDS in Sachsen rufen zu einer Spen­
denaktion zur Förderung eigener, 
selbstverwalteter Publikationsmöglich­
keiten auf.

Warum dieser Aufruf, 
warum gerade jetzt ?
Weil wir es leid sind, mit ansehen zu 
müssen, wie faktisch Tag für Tag spür­
barer die Kolonialisierung der Medien 
der ehemaligen DDR Gesicht annimmt 
und anders als regierungsamtlich Den­
kende in die Grauzone der Öffentlichkeit 
abgedrückt werden.

Weil wir, wie das Bundesverfassungs­
gericht der Meinung sind, daß das 
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung 
„eines der vornehmsten Menschenrech­
te überhaupt ... in gewissen Sinne die 
Grundlage jeder Freiheit überhaupt“ ist.

Weil wir der Überzeugung sind, daß 
die regelmäßige Herausgabe und der 
Vertrieb von Publikationen die entschei­
dende Voraussetzung für eine breite 
Kommunikation, Öffentlichkeit und 
Transparenz linker Bewegungen, Grup­
pen und Organisationen ist. 
Deshalb unser Aufruf gerade jetzt.- 

neben der inneren Abstützung und An­
hangbildung für die „Volk und Rasse“- 
Ideologie auch äußere Abstützung und 
Anhangbildung der Fall ist? Diese Frage 
muß mit „Ja“ beantwortet werden. 
Denn mit der von ihr durchgesetzten 
Anerkennung Kroatiens durch die EG- 
Staaten hat die BRD folgenden wesentli­
chen Erfolg erzielt: Das Regime des Prä­
sidenten Tudjmans steht unter dem maß­
geblichen Einfluß der wiederaufgerich­
teten „Ustascha“, einer faschistischen 
Vasallenformation der deutschen Her­
renrasse. Die Anerkennung dieses Re­
gimes durch die EG und andere Staaten 
hat faktisch die Ächtung und das Verbot 
faschistischer bzw. rassistischer Politik 
bzw. Organisationen aufgehoben, das 
im System der Friedensverträge (1947) 
mit Ungarn, Rumänien und Bulgarien 
sowie des Staatsvertrags mit Österreich 
(1955) seitens der Antihitlerkoalition 
(als innerstaatliche Restriktion des 
Selbstbestimmungsrechts) in der Bal­
kanregion gesetzt worden war. In den 
diesbezüglichen Vertragsbestimmungen 
sind „in aller Schärfe“ insbesondere 
jegliche Diskriminierungen — unter an­
derem die rassische Diskriminierung — 
verboten worden. (7) Daß die BRD die 
Anerkennung eines Regimes hat durch­
setzen können, das sich durch perma­
nenten Verstoß gegen dieses Verbot aus­
zeichnet, erleichtert die rassistischen 
Umtriebe der bundesdeutschen Volks­
tums- und Volksgruppenpolitik erheb­
lich. Womit man insofern rechnen muß, 
ist die Wiederkehr ähnlicher Kräfte wie 
der kroatischen „Ustascha“ auch in an­
deren Ländern dieser Region, z.B. im 
slowakischen Teil der CSFR, in Öster­
reich, in Ungarn.

Quellen: (1) E. Koch-Weser, Deutschlands Au­
ßenpolitik in der Nachkriegszeit, Berlin 1929, 
S. 119-122; (2) A. Hitler, • Mein Kampf, 
S. 419-421; (3) Hitlers zweites Buch (1928) - 
Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte, 
Bd. 7, Stuttgart 1961, S. 53-62; (4) s. Anm. 3, 
S. 66-68; (5) Der Prozeß gegen die Hauptkriegs­
verbrecher vor dem Internationalen Militärge­
richtshof; Nürnberg 1949, Bd. 35, S. 147-150; 
(6) T.W. Mason, Arbeiterklasse und Volksge­
meinschaft, Opladen 1975, S. 1235L; (7) Die 
Friedensverträge von 1947 ... — Quellen fiir 
Politik und Völkerrecht, Hrsg. W. Cornides, E. 
Menzel, Oberursel 1948, S. 39-41 — (huh)

Wie wurde bisher 
bisher gearbeitet ?
Im Oktober 1990 begann der GNN-Ver- 
lag in Köln (Gesellschaft für Nachrich­
tenerfassung und Nachrichtenverbrei­
tung), Herausgeber linker Publikationen 
in den neuen Bundesländern zu unter­
stützen.

Seitdem erscheinen das Informations­
blatt „kommunalpolitisches forum“ und 
der Inforniationsdienst PDS als regel­
mäßige Publikationen. Bereits seit über 
einem halben Jahr werden die Druckvor­
lagen für die Mitteilungsblätter des 
Stadtvorstandes Leipzig und des Kreis­
vorstandes Leipzig der PDS beim GNN- 
Verlag hergestellt.

Mit der Herstellung und dem Vertrieb 
der Broschüre „Für eine Sozialpolitik 
im Interesse der Menschen in Ost und 
West“ wurde ein weiterer Zweig der Pu­
blikationstätigkeit begonnen.

In dem inzwischen entstandenen Büro 
des GNN-Verlages in Schkeuditz sind 
zwei Umschüler beschäftigt, die sich in 
den nächsten zwei Jahren zum Schrift­
setzer qualifizieren.

Was soll mit den
Spenden geschehen ?
Der GNN-Verlag ist ein Verbund meh­
rerer von Herausgeberkollektiven 
selbstverwalteter GmbH in den alten 
Bundesländern.

Unser Ziel ist es, uns mit einer zu 
gründenden GmbH in Sachsen in diesen 
Verbund einzubringen.

Mit den Spenden wollen wir das 
Grundkapital von 20000 DM für diese 
Verlags-GmbH aufbringen und es nach 
der Gründung in moderne Drucktechnik 
investieren, um unsere Gestaltungsmög­
lichkeiten zu verbessern.

Wir rufen alle Leserinnen und Leser, 
aber auch alle anderen Gleichgesinn­
ten auf, unser Vorhaben durch eine 
Spende auf das Konto „Herbert 
Stascheit — Sonderkonto“, Konto-Nr. 
171199-904 BLZ: 86010090 beim 
Postgiroamt Leipzig zu unterstützen.
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Wir drucken auf dieser Doppelseite 
eine Anzahl von Artikeln und Berich­
ten aus Sachsen ab, die einen kleinen 
Ausschnitt der Probleme und Ausein­
andersetzungen beleuchten, in die 
der Anschluß die Menschen in diesem 
Bundesland gestürzt hat und denen 
sich die PDS und ihre Fraktionen in 
Landtag und Kommunalparlamenten 
stellen müssen. — (Red.).

Der Streit um das „Erbe der Genos­
senschaften“, welches mit der von 
der Bundesregierung beschlossenen 

Novellierung zum Landwirtschaftsan­
passungsgesetz der DDR eingeleitet 
wurde, ist zum „offenen Krieg“ ausge­
brochen. Ungeklärte Eigentumsansprü­
che, Unkenntnis der Rechtslage und dra­
stischer Verfall von Betriebskapital in­
folge von Währungsunion, Preisbrü­
chen und Altschulden bestimmen den 
Alltag der Bauern. Wenige Tage nach 
der vollständigen Liquidierung der 
LPGen und GPGen (Gartenbau-Produk­
tionsgenossenschaften — Red.) in den 
neuen Bundesländern bestätigt sich: Der 
Versuch, mit dem Landwirtschaftsan­
passungsgesetz der Bundesregierung 
„altes Unrecht mit neuen Gesetzen zu 
tilgen“, ist gründlich mißlungen. Recht 
und Gerechtigkeit liegen weiter ausein­
ander als je. Untemehmensberater und 
Anwälte (nicht immer die seriösesten) 
haben Hochkonjunktur.

In dieser Situation werden die ostdeut­
schen Bauern gemeinsam von westdeut­
schen Agrarunternehmern und Ernäh­
rungsindustriekomplexen um den ge­
rechten Preis für ihre Produkte betro­
gen, von besten Böden und Marktantei­
len verdrängt.

Über Absichtserklärungen, daß 
„Bauernland in Bauemhand“ verblei­
ben soll, kamen Bundesregierung und 
Landesregierungen bisher nicht hinaus. 
Angesichts der katastrophalen Lage er­
warten die ostdeutschen Bauern ebenso 
wie ihre westdeutschen Kollegen ver­

Vorprogrammiertes Bauernsterben in Sachsen?
bindliche Antworten, wie sie an dem 
versprochenen Wohlstand, dem Fort­
schritt und der sozialen Sicherheit als 
Berufsstand in unmittelbarer Zukunft 
beteiligt werden. Ausweglosigkeit und 
Untergangsstimmung sind beherrschend 
und kennzeichnen die gegenwärtige 
Situation. Die den Bauern versproche­
nen und geweckten Hoffnungen auf den 
geordneten Übergang in die Marktwirt­
schaft sind bereits ein Jahr nach der Her­
stellung der deutschen Einheit geplatzt 
wie eine Seifenblase. "

Somit ist auch nicht verwunderlich, 
wenn Sachsens Ministerpräsident Prof. 
Biedenkopf in seiner Regierungserklä­
rung und in dem von der CDU-Mehr­
heitsfraktion des Sächsischen Landtages 
favorisierten „Gohrischen Verfassungs­
entwurf4 die Landwirtschaft überhaupt 
nicht erwähnt, geschweige denn erklärt 
bzw. ihre Rolle und Funktion geklärt 
wird. Angesichts fehlender Struktur- 
und Regionalprogramme als Grundlage 
des zweimal schon versprochenen, aber 
von der Staatsregierung nicht vorgeleg­
ten Landesentwicklungsprogrammes 
mutet es wunderlich an, wenn zur Eröff­
nung der „agra ’91“ im Sommer ver­
gangenen Jahres in Leipzig von Sach­
sens Mininisterpräsident lauthals ver­
kündet wird: „Sachsens Landwirtschaft 
wird innerhalb von zehn Jahren die mo­
dernste Landwirtschaft Europas sein“.

Wie stellt sich die Lage 
aber tatsächlich dar?
I. Von den 1989 noch 185000 in der 
Landwirtschaft Sachsens Beschäftigten 
waren Ende 1991 nur noch 70000 in 
Brot und Arbeit auf landwirtschaftlicher 
Erwerbsgrundlage. Tendenz: sich wei­
ter drastisch verringernd!
* Von 733 LPGen und 82 GPGen ha­
ben sich 610 in gesellschaftliche Unter­
nehmen umgewandelt, davon 291 in ein­
getragene Genossenschaften, 272 in 

GmbHs und Co. KGs und 19 in Perso­
nengesellschaften umgewandelt. 123 
LPGen befinden sich in Liquidation oder 
haben Konkurs angemeldet, fünf hatten 
kein tragfähiges Sanierungs- und Um­
wandlungskonzept und wurden kraft des 
Gesetzes aufgelöst.
* Von der Möglichkeit des so vielge­

priesenen Familienbetriebes als Leitbild 
künftiger Landwirtschaft hatten zu dem 
Zeitpunkt nur 4 800 Bauern, davon 1538 
im Haupterwerb, Gebrauch gemacht.

Selbst die CDU-Fraktion im Sächsi­
schen Landtag stellte am 24. Oktober 
1991 fest: über 50% der neuentstande­
nen Familienbetriebe sind — im Haupt­
erwerb geführt — in den nächsten Jahren 
nicht wettbewerbsfähig.

Nach Aussagen des Staatsministers 
haben nur 25 % der freigesetzten Ar­
beitskräfte eine neue Tätigkeit in ande­
ren Berufen außerhalb der Landwirt­
schaft aufnehmen können. Nach Erhe­
bungen des Bauernverbandes sind 21 % 
in den Altersruhestand gegangen wor­
den. Von den ca. 70000 noch in der 
Landwirtschaft Beschäftigten befinden 
sich über 50% in Kurzarbeit. Diese 
„eleganten“ Varianten zur Arbeitslosig­
keit sind 1991 weitgehend ausgeschöpft 
und können 1992 nur in Einzelfallen 
noch genutzt werden. Am meisten be­
troffen sind Frauen von der Erwerbslo­
sigkeit, in manchen Regionen bis ca. 
75%.

II. Erschwert wird die wirtschaftliche 
Lage vieler Betriebe dadurch, daß

— ca. 13 % der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche durch Flächenstillegung aus 
der Bewirtschaftung ausgegliedert wur­
den. Weitere 15000ha sind zum Teil an 
sogenannte „Tiefladerbauem“ aus den 
westlichen Bundesländern verpachtet;

— die Rinderbestände um ca. ein Drit­
tel, darunter die Kuhbestände um die 
Hälfte, und die Schweinebestände eben­
falls um 50 % reduziert wurden.

Ursachen liegen u.a. darin, daß die 
Verkaufserlöse um rund ein Drittel ge­
sunken sind. Als Folge ist für 1992 eine 
weitere Flächenstillegung vorprogram­
miert, da der drastische Abbau der Vieh­
bestände eine erhebliche Verringerung 
des Futterbedarfs nach sich zieht.

Von dem eigentlichen Ziel der Schaf­
fung einer wettbewerbsfähigen sächsi­
schen Agrarstruktur ist der bisherige 
Umstrukturierungsprozeß weit entfernt.

III. Es bleibt: Sachsens Dörfer am 
Leben zu erhalten erfordert, den ländli­
chen Raum vor dem Ausbluten zu be­
wahren. Dazu bedarf es anstelle von 
Entlassungen Umschulungs- und Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen im länd­
lichen Raum. Bereits unübersehbar ist, 
daß von den Genossenschaften bisher 
wahrgenommene Sozialfunktionen wie 
Kinder-, Kultur- und Sporteinrichtun­
gen, Betriebs- und Schulküchen als auch 
Urlaubsangebote von anderen Lei­
stungsträgem nicht übernommen — bes­
ser gesagt mehrheitlich im Dorf als er­
stes liquidiert wurden.

Daß soziale Sicherheit in der Markt­
wirtschaft grundsätzlich an dauernde 
Erwerbsfähigkeit gebunden ist, wird ge­
rade in den letzten Monaten für die Bau­
ern und Bewohner des ländlichen Rau­
mes deutlich und nachvollziehbar:
* Fehlender Erwerb über längere Zeit 
entzieht dem ländlichen Raum die 
Marktfähigkeit, zehrt Rücklagen und 
Privatbesitz schrittweise auf,
* schränkt letztlich Grundbedürfnisse 
wie Wohnen, Ernähren, Weiterbilden 
usw. stark, ja sogar existenzbedrohend 
ein und gefährdet damit zugleich eine 
ausreichende Altersversorgung.

IV. Inzwischen ist der Einzelhandel 
fast vollständig unter den Monopolen 
westdeutscher Unternehmen aufgeteilt. 
Die im „Bundesverband der Filialbe­
triebe und Selbstbedienungswarenhäu­
ser“ zusammengeschlossenen Mitglie-. 

derfirmen eröffneten im Osten allein 
1990 über 600 neue Läden und Handels­
ketten und erzielten einen Umsatzsprung 
von 12 %, die Lebensmitteldiscounter 
sogar 14 %. Der totale Boykott im Osten 
hergestellter Nahrungsmittel traf mit 
voller Wucht nicht nur die Landwirt­
schaft, sondern auch die verarbeitende 
Industrie. Nur 30% der Marktanteile 
konnten bisher zurückgewonnen wer­
den.

Und welche Aussichten werden den 
sächsischen Landwirten mit der EG- 
Agrarreform als zukunftsträchtig ange­
boten? Das Entstehen von wettbewerbs­
fähigen Unternehmen der soeben um­
strukturierten LPGen und GPGen wird 
von vornherein behindert. Berechnun­
gen des sächsischen Staatsministeriums 
für Landwirtschaft, Ernährung und For­
sten sprechen von 150 Millionen DM 
Verlusten bzw. Einkommensverlusten 
im Durchschnitt von 108 DM/ha. Bei 
den Hauptprodukten betragen die Verlu­
ste: Milch ca. 80 Millionen DM, Rind­
fleisch ca. 23 Millionen DM und bei Ge­
treide/Oelsaaten ca. 47 Millionen DM. 
Ein 150ha-Mastfutterbetrieb verzeich­
net einen Verlust von 17000 DM, ein 
200ha-Futterbetrieb mit 60 Milchkühen 
einen Verlust von 26 000 DM.

Daß das Leben der Bauern seit Men­
schengedenken ein Kampf und ein Rin­
gen mit der Natur ist, liegt am Berufs­
stand. Daß er immer mit dem Kampf ge­
genüber den Mächtigen einhergeht, liegt 
am Bedürfnis zur Erhaltung der Natur, 
der Lebens räume und des ländlichen 
Raumes. Wer glaubt, daß sich daran et­
was geändert habe, irrt. Nun soll der ge­
samte Berufsstand ins soziale Abseits 
gedrängt werden. Das alles wird als so­
ziale Marktwirtschaft zu Ende des 
20. Jahrhundertsangeboten.
(Diplomagraring. Detlef Wehnert, landwin- 
schaftspolitischer Sprecher der Fraktion Linke 
Liste — PDS im SächsischenLandtag)

Die Rhetorik ist wohltönend. Die 
neue Obrigkeit in Sachsen und in 
der Stadt an der Pleiße versichert, wann 

und wo auch immer dazu moralisch ani­
miert, alles für den Erhalt und die För­
derung der deutschen Buchstadt Leipzig

Leipziger Einerlei — eine alte Buchstadt 
versinkt in Bedeutungslosigkeit

zu tun.
Aus dem nahen fernen Frankfurt am 

Main, wo der Börsenverein des deut­
schen Buchhandels seine Machtzentrale 
hat, klingt die Verkündigung vom baldi­
gen Aufschwung in eine Konkurrenz­
stadt, der schon längst jegliche Wider­

Kommentiert

Ständig gibt ’s was Neues mit der Treu­
hand. Vor kurzem hat sie (die Treu­
hand) doch tatsächlich mal die Öffent­
lichkeit gefragt, wie etwas anders ge­
nannt werden könnte. Nicht gemacht 
(!), genannt. Es ging um die schöne 
Wortschöpfung „Abwicklung“. Ab­
wicklung, zu dieser Erkenntnis war 
man in der Treuhand gekommen, 
bringt nicht das zum Ausdruck, was 
eigentlich beabsichtigt ist.

Richtig, Abwicklung beschreibt die 
ablaufenden Vorgänge tatsächlich 
falsch. Genauer müßte es heißen Über­
gabe zum Nulltarif. Aber „Abwick­
lung“, als Gedanke, ist doch nicht 
durch Zufall entstanden. Die Schöpfer 
dieses Begriffs haben sich doch be­
stimmt etwas dabei gedacht. Historisch 
hat der Begriff „Abwicklung“ schon 
einmal bei der Übernahme jüdischen 
Eigentums durch deutsche Arier 
Bedeutung erlangt. (So taucht der Be­
griff in der „Verordnung zur Durch­
führung der Verordnung zur Ausschal­
tung der Juden aus dem Wirtschaftsle­
ben“ vom 23.11.38 mehrfach auf. 
Erstmals wurde der Begriff wahr­
scheinlich aber im „Gesetz über die 
Wiedervereinigung Österreichs mit 
dem Deutschen Reich“ vom 13.3.38 
verwendet.)

Abwickeln hat etwas mit beenden, 
zu Ende bringen, zu tun. Die Eigen­
tumsverhältnisse wurden geändert, in 
der bestehenden Form zu Ende ge­
bracht, nicht abgewickelt. Abwickeln 
hatte da mehr die Funktion, die wirkli­
chen Vorgänge anders zu Bezeichnen. 
Was ja am Anfang auch gelungen ist. 
Mit der Abwicklung ihres Eigentums 
hatten die Besitzer des Volkseigentums 

standskraft ausgegangen ist. Ein Bör­
senvereins- und ein Börsenblatt-Büro, 
beide in Leipzig Ende 1990 installiert, 
müssen als Beweis herhalten für Aktivi­
tät und Sympathie mit der ostdeutschen 
Buchbranche. Die Auseinandersetzung 

die Idee der Verbesserung ihrer 
Lebensverhältnisse verbunden. Jetzt 
zeigt sich, daß der Verzicht auf ihr 
Eigentum vielleicht Vorteile für weni­
ge bisher nichts besitzende ehemalige 
DDR-Bürger bringt, aber ansehnliche 
Gewinne für die Käufer! Und nicht ge­
ringe Nachteile für die Verkauften! 
(Wenn von dem reichlichen Begrü­
ßungsgeld abgesehen wird.)

Daß Abwicklung etwas anderes be­
deutet, als sich die Abgewickelten ur­
sprünglich darunter vorgestellt haben, 
ist heute nicht mehr zu bestreiten. Des­
halb war eine Änderung überfällig!

Zu diesem Zweck hatte die Treuhand 
einen Wettbewerb ausgeschrieben, der 
ausschließlich das Ziel hatte, ein besse­
res Wort für Abwicklung zu finden. 
Das wurde jetzt gefunden. Es heißt 
„Rekonstruktion = Wiederherstel­
lung“. Rekonstruktion? Das trifft’s so 
wenig wie Abwicklung, aber es ist je­
dem Ossi aus seiner sozialistischen 
Vergangenheit bestens bekannt. Ihm 
wird damit suggeriert, bei der Treu­
hand wird jetzt etwas anders, die Treu­
hand wickelt nicht mehr ab, sie baut 
jetzt auf, sie rekonstruiert.

Die Praxis wird zeigen, was wirklich 
passiert. Eins ist auf alle Fälle klar, so 
gläubig wie unmittelbar nach der 
Wende ist heute niemand mehr. Für ein 
paar stramme nichtabgewickelte 
CDU-Wähler könnte die Rückbe­
sinnung vielleicht noch wirken, für die 
Mehrheit sicher nicht.

Aufwand und Ergebnis des Wettbe­
werbs reihen sich wahrscheinlich naht­
los ein in die allgemein bekannte und 
bewunderte Erfolgsbilanz der Treu­
hand. Daß die Arbeit der Treuhand tat­
sächlich von einigen hochgeschätzt 
wird, ist auch eine Tatsache, die sich 
noch nicht überall herumgesprochen 
hat. - (W.T.) 

um den Standort Leipziger Buchmesse 
ist zur Farce geworden, denn wo Geld 
und Konzept fehlen, hilft keine gutge­
meinte Absichtserklärung.

Die Realität ist anders. Die Wirkun­
gen jener Gesetzmäßigkeiten des „frei­
en Marktes“, die die gesamte Wirtschaft 
der ehemaligen DDR so hart und 
schmerzvoll treffen, zerschlugen auch 
die Kultur, ihre sinnvollen oder sinnlo­
sen Einrichtungen, gnadenlos. Das Be­
sondere im Allgemeinen. 4

Der sich als Folge der deutschen Ein- ' 
heit herausbildende gesamtdeutsche 
Buchmarkt bedeutete für westdeutsche 
Verlagsuntemehmen die ungehemmte 
wirtschaftliche Expansion in den Osten. 
Ökonomische Kraftpotenzen schluckten 
mit einem Minimum an Aufwand in den 
einzelnen Sparten der Buchproduktion 
die neuen Marktanteile. Selbst die Klei­
nen der Branche hatten praktisch über 
Nacht mehr Umsatz, mehr Käufer.

Nicht wenige dieser Neu-Konsumen­
ten hatten literarischen Nachholbedarf 
oder Neugier auf die buntschillernden 
Westprodukte, die sie nur aus der TV- 
Reklame kannten. Ein komplizierter 
Prozeß der Wandlung von Werten und 
Motiven bei Kauf und Auswahl auch von 
Büchern war schnell in Gang gesetzt und 
dürfte noch Soziologen wie Psychologen 
gleichermaßen beschäftigen. Das 
„Leseland DDR“, übrigens ein peinli­
cher agitatorischer Begriff, weil ober­
flächlich einseitig bestimmt, war wie der 
Staat selbst zusammengebrochen.

Der Gegenzug der ostdeutschen Ver­
lage in Richtung Westmarkt indes mußte 
ausbleiben. Und nicht nur das, der bis­
lang eingemauerte, nun so offene eigene 
Markt, auf dem bis zum Herbst 1989 die 
meisten Bücher wie frische Semmeln 
gingen, wurde von der Westkonkurrenz 
okkupiert und von den eigenen, bislang 
so treuen Lesern und Käufern ignoriert. 
Tatsächlich bewegte sich für die meisten 
Alt-Verlage der Ex-DDR bald nichts 
mehr.

Ursachenforschung für den Zusam­
menbruch des DDR-Verlagswesens darf 
es nicht beim Hinweis auf die Fremd­
oder „objektiven“ Marktursachen oder 
die Moral der Sieger belassen. Subjekti­
ve Faktoren kamen hinzu: Inkompetenz 
etwa in den Chefbüros der Verlage, 

Abwartehaltung, mangelnde Reaktion 
und Offensive unter den veränderten 
deutschen Verhältnissen.

Das wirtschaftliche Dilemma dieser 
Verlage — keine Kapitaldecke, hohe 
und sich kaum bewegende Bestände, 
überzogene Personalzahlen — hat viel 
mit den verhängnisvollen Funktionen 
und dem Nichtfunktionieren der Leitung 
und Planung der Wirtschaft in der DDR 
zu tun, gewiß. Die Naivität und der Fa­
talismus, mit denen mancher Leipziger 
oder Berliner Verlagsdirektor auf die, 
zugegeben, rasante Entwicklung starrte, 
war erschreckend. Hatten sie die Dienst­
reisen zur Frankfurter Buchmesse bei­
spielsweise nicht klüger als die Daheim­
gebliebenen gemacht?

Knapp 40 Verlage zählte Leipzig im 
Jahr 1989, die meisten im sogenannten 
Volkseigentum und damit dem Ministe­
rium für Kultur zugeordnet, wenige pri­
vate und partei- bzw. organisationseige­
ne. Die alteingesessenen, traditionsrei­
chen dominierten: Barth, Breitkopf & 
Härtel, Bibliographisches Institut, 
Brockhaus, die Dieterich’sche, Insel, 
Hirzel, Kiepenheuer, Reclam, See­
mann, Teubner oder Thieme. Neugrün­
dungen nach 1945 fallen da — auch im ’ 
Vergleich zu Berlin — ziemlich mager 
aus, z.B. Fachbuchverlag, Grundstoff­
verlag oder Edition Leipzig.

Für sie alle verliefen die Wochen und 
Monate nach dem 3. Oktober 1990 nahe­
zu nach gleichem Schema: Absatz und 
Produktion stagnierten, gingen drastisch 
zurück, Personalreduzierungen konnten 
die Löcher in den Kassen nicht stopfen. 
Hoffnungen auf die feste und uner­
schütterliche Zusammenarbeit mit den 
osteuropäischen Ländern und damit auf 
Vorteile gegenüber westdeutscher 
Konkurrenz zerstoben angesichts der 
dortigen Entwicklungen, vor allem in 
der Sowjetunion, sowie aufgrund der 
mangelnden Flexibilität der Bundes­
regierung in der Schaffung von Rahmen­
bedingungen für den Handel mit Ost­
europa. Die Chancen fürs Verlagswesen 
waren gering.

Und das lange Warten auf die Privati­
sierung, besser: die Entscheidungen der 
Treuhandanstalt. Für viele Leipziger 
Verlage gab es mehrere West-Bewer­
ber. Egal wer den Zuschlag nach wel­

chen Kriterien erhielt, für einen Appel 
und ein Ei gingen sie alle weg.

Die alten Inhaber oder die, die sich 
dafür hielten, waren ohnehin im „recht­
lichen“ Vorteil und durften ohne Mühe 
ihre Besitztümer wieder übernehmen, 
die Belegschaften auf Kleinstgrößen 
schrumpfen, Filetstücke aus dem Pro­
gramm nehmen oder den Verlag über­
haupt zerschlagen, also leidige Konkur­
renz loswerden. Wie im Falle des Brock­
haus-Verlags, von dem kaum noch 
etwas übrig geblieben ist.

Wie Hohn mutet da die Behauptung 
eines Dr. Müller aus Seefeld an, der in 
einem bunten Buchprospekt verbreitet: 
„Der Brockhaus-Verlag wieder vereint 
in Mannheim und Leipzig ...“ Da 
machte es der neue Geschäftsführer des 
vom TÜV Rheinland gekauften Fach­
buchverlags schon klüger und publi­
zierte das Konzept des neuen Inhabers, 
60 Arbeitsplätze im Verlag zu erhalten. 
Daß bereits rund 150 Mitarbeiter ent­
lassen worden waren und das Ende der 
Kündigungen nicht in Sicht war, ver­
schwieg der Kölner.

Die erschreckende Bilanz: Die Mehr­
heit der Leipziger Verlage ist aus der 
Kulturlandschaft verschwunden oder zu 
unbedeutenden Filialen ihrer westdeut­
schen Inhaber degradiert. Gewonnen 
haben nur die Unternehmen in Mün­
chen, Stuttgart oder Frankfurt.

Die über 1000 auf die Straße gesetzten 
Lektoren, Hersteller oder Absatzleute in 
Leipzig fühlen sich als Verlierer eines 
Kampfes, an dem sie gar nicht teil­
genommen hatten. Auch jene wenigen 
Verlagshäuser, die noch vor einem Jahr 
Hoffnung aufs Überleben hegten, stehen 
im Februar ’92 vor dem Aus. Der Ura­
nia-Verlag ist mittlerweile preiswert zu 
haben . ..

Ein Lichtstreif am Horizont vielleicht 
das Dutzend Neugründungen, z.B. Fo­
rum-Verlag, Sachsenbuch, Connewitzei 
Verlagsbuchhandlung, Leipziger \h- 
lagsgesell schäft oder LeiV. Sie sind 
gegenwärtig mit ihren Sorgen zu sehr 
befaßt, als daß.sie der Buchstadt kräftige 
Impulse geben könnten. Gut, daß sc 
noch leben. Aber auf Segnungen oder 
Wohltätigkeiten darf in dieser Gesell­
schaft keiner warten.
- (H.P.)
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Das Recht auf Wohnung ist ein 
grundlegendes Menschenrecht. Wir 
unterstützet! nachhaltig diese und die 

übrigen Forderungen der Bundestags­
gruppe LL/PDS vom 11.10.91 und tre­
ten dafür ein, daß dies mindestens als 
Staaisziel in die neue Verfassung des ge­
einten Deutschland aufzunehmen ist.“

Dies beschloß einstimmig die Dele­
giertenkonferenz der PDS-Stadtorgani­
sation Leipzig am 23.11. vergangenen 
Jahres. Der Beschluß war von den Stadt­
verordneten Dr. Lothar Tippach und mir 
eingebracht worden. In dem Beschluß 
sind auch jene Vorschläge und Forde­
rungen enthalten, wie sie in eineinhalb 
Jahren zum Problemfeld Bauen-Mieten- 
Wahnen entwickelt wurden, deren sich 
die Fraktion neben den Bereichen Sozia­
les, Bildung und Kultur schwerpunkt­
mäßig angenommen hat. *

Zu jenen Forderungen, die wir parla­
mentarisch und außerparlamentarisch 
immer wieder erneuern, gehören
— wohnungspolitische Konzepte des 

Freistaates Sachsen und der Bundes­
regierung, die besonders die Bedin­
gungen der neuen Länder berück­
sichtigen,

— ein Wohnungsbauprogramm, das in 
Leipzig den jährlichen Neubau von 
mindestens 3000 Wohnungen si­
chert, davon 30 bis 40 % mit Sozial­
bindung,

Recht auf Wohnen ist Menschenrecht
— die Beibehaltung der sozialen 

Durchmischung der Wohngebiete 
und Durchsetzung des Zweckent- 
fremdungsgebotes für Wohnungen,

— Vorbehaltsflächen für Wohnungs­
baustandorte mit Sicherung eines 
Sozialwohnungsanteils,

— Förderung und vertragliche Siche­
rung alternativer Wohnformen,

— Konzentration in der Sanierung auf 
Dach, Fassade und Gebäudetechnik,

— Förderung und Neubildung von 
Bauuntemehmen aller Größen und 
Eigentumsformen als sächsische 
Unternehmen.

Auf einer Sondersitzung der Stadtver­
ordnetenversammlung am 10. Juli 1991 
vertrat die Fraktion PDS/DF konsequent 
den Standpunkt, daß der Verkauf 
kommunaler Wohnungen an den Inter­
essen der Mieter zu orientieren ist, es auf 
keinen Fall ein Hauptweg der Woh- 
nungspoliik der Kommunen sein kann. 
Denn mit dem Verkauf jeder kommuna­
len Sozialwohnung wird der Handlungs­
spielraum der Kommune tendenziell 
eingeschränkt.

Stattdessen unterbreiteten wir Vor­
schläge, wie dem entstehenden und 
wachsenden Bedarf an Wohnungen ent­
sprochen werden kann,

z.B. — den Neubau von Eigentums­
wohnungen
— den Eigenheimbau
— die Rekonstruktion nicht mehr 
bewohnter Wohngebäude
— den Umbau bisher anders ge­
nutzter Gebäude (z. B. Fabriken)
— durch Eigentumsteilung in pri­
vaten Wohnhäusern, wenn deren 
Besitzer es wünschen.

Zur Altschuldenproblematik der 
Wohnbauten in der ehemaligen DDR 
brachte im Juni vergangenen Jahres un­
sere Fraktion den Antrag ein, sich 
schriftlich an die Bundesregierung und 
den Bundestag zu wenden. Nunmehr 
gibt es endlich Aktivitäten der Bundes­
regierung. Unverständlich ist, oder soll­
te man es als Erpressung auffassen, daß 
von jenen kommunalen Wohnungen die 
Altschulden genommen werden sollen, 
die privatisiert werden. Es gilt auch, 
Tendenzen zu widerstehen, die ehemali­
gen Arbeiterwohnungsbaugenossen­
schaften zu zerschlagen, obwohl gleich­
zeitig Förderprogramme für einen 
Werkswohnungsbau für alle Bundeslän­
der entwickelt werden sollen. Nebenbei 
gesagt steht das Genossenschaftswesen 
in zahlreichen Bundesländern unter be­
sonderem Schutz der Verfassung.

Ein Wort zum Wohnungsneubau in 
Leipzig. Er hat nicht schlechthin eine 
Talfahrt gemacht, sondern einen Sturz­
flug ins Nichts. Während in den letzten 
20 Jahren mindestens 3000 Wohnungen 
jährlich gebaut wurden, waren es im 
Jahre 1991 nur ganze 525 fertiggestellte 
Wohnungen, nicht wie in der Presse be­
hauptet 700 Wohnungen auf einem 
Standort.

Für 1992 ist bisher nur das Wollen der 
Stadt vorhanden, wenigstens 300 bis 400 
Sozialwohnungen zu bauen, die Ab­
sicherung durch das Land fehlt immer 
noch.

Dabei sind sich die Experten einig, 
daß bei einem Bestand von ca. 240000 
Wohnungen in Leipzig zur einfachen 
Reproduktion mindestens 2400 Woh­
nungen neugebaut werden müssen. 
Rechnet man jene eigentlich nicht mehr 
bewohnbaren hinzu, sind 3 000 bis 3 500 
Wohnungen das Minimum pro Jahr. Auf 
längere Sicht sind ca. 50000 Wohnun­
gen ersatzweise neu zu bauen.

Zwangsläufig ist jener Zweig der Bau­
industrie mit seinen effektiv und mit 
hohem Tempo arbeitenden Bereichen 
nunmehr den Bach hinuntergegangen. 
Die Leipziger Betonunion, ehemals 
Vorfertigung des VEB Baukombinat 

Leipzig, hat diesen Hickhack um den 
Wohnungsbau nicht mehr verkraftet und 
ging in Konkurs. Dabei steht bereits 
heute fest, daß mühsam in ein bis zwei 
Jahren neue Vorfertigungsstätten wieder 
aufgebaut werden müssen, wenn man 
das Defizit von 2,5 bis 3 Millionen Woh­
nungen, darunter 750000 in den neuen 
Ländern, wirklich zügig angehen will. 
Wenn diese neugebauten Wohnungen 
bezahlbar werden sollen, dann führt kein 
Weg an effektiven Bauweisen mit vor­
gefertigten Bauteilen vorbei. Ansonsten 
wird die jetzige Wohnungsnot in 
Deutschland in massenweise Obdachlo­
sigkeit umschlagen.

Die Fraktion der PDS/DF der Leipzi­
ger Stadtverordnetenversammlung will 
sich dieser Herausforderung stellen. Der 
Arbeitskreis „Bau / Planung / Umwelt“ 
der Fraktion, den ich leite, in dem neben 
Abgeordneten auch interessierte Fach­
experten mitarbeiten, nimmt sich den 
Fragen des Bauens, der Stadt- und Land­
schaftsgestaltung sowie der Umwelt in 
der Gesamtheit an. Der Arbeitskreis 
bereitet dann entsprechende Anträge der 
Fraktion für Beschlüsse, Anfragen und 
Aktuelle Stunden in der Stadtverord­
netenversammlung vor.
(Siegfried Schlegel)

Zur 35. LandtagsSitzung am 23.1. 92 
kurz nach 10 Uhr: Die Fraktion 
LL-PDS will einen Mißtrauensantrag 

gegen Kultusministerin Rehm auf die 
Tagesordnung bringen — es wird abge­
lehnt, da die erforderlichen 40 Unter­
schriften fehlen.

Am gleichen Tag nachmittags: Auf 
der Tagesordnung steht die Große An­
frage der Fraktion LL-PDS zur Schulpo­
litik (währenddessen demonstrieren 
20000 Lehrerinnen, Eltern und Schüler 
vor der Dreikönigskirche, dem Ta­
gungsort des Sächsischen Landtages).

Antwort mit dicken Lügen
MdL Angela Schneider nimmt für die 
LL-PDS das Wort:
- Einige grundsätzliche Anmerkungen 
zur „Antwort“ der Staatsregierung. Elf 
Schwerpunkte umfaßte unser Fragenka­
talog mit insgesamt 36 Unterfragen. 
Ganze fünf wurden tatsächlich beant­
wortet, zwei davon enthalten eindeutig 
Lügen. Erste Lüge der Regierung: „Die 
Schulbuchversorgung ist inzwischen 
gewährleistet.“ Würde das Kultusmini­
sterium alle Schüler, denen gegenwärtig 
noch Bücher fehlen, an einem Tag nach 
Dresden einladen, würde hier der Ver­
kehr zusammenbrechen.

Zweite Lüge der Regierung: „Eine 
Beschäftigung von Horterzieherinnen 
auf regulären Planstellen über ABM ist

Kein Vertrauen in Frau Ministerin?!
Wie die Linke Liste - PDS den Landtag in die Bredouille brachte

nicht möglich.“ Ungeachtet dessen läßt 
das Ministerium zu, daß dies in Sachsen 
vermutlich hundertfach geschieht. Auf 
eine weitere Wertung der Qualität der 
Antworten wird aus Zeitgründen ver­
zichtet.

Eines muß jedoch noch erwähnt wer­
den : Auf unsere Frage nach der Mittel­
schulkonzeption werden gewählte 
Volksvertreter mit dem Hinweis auf 
eine populärwissenschaftliche Broschü­
re abgespeist. Dies ist wohl ein einmali­
ger Vorgang in Deutschland. Die Staats­
regierung verweigerte wohlweislich die 
Antwort auf unsere Frage nach den Aus­
wirkungen der Lehrerentlassungen. Um 
die Antwort in einem Satz zu werten: 
Sie ist eine Beleidigung der Abgeordne­
ten und eine Verhöhnung der Bürgerin­
nen. Schließlich — die Verordnung der 
Kultusministerin für Übergangsverfah­
ren zu den Gymnasien ist untragbar. 
Nicht die Eltern sollen über den Bil­
dungsweg ihrer Kinder bestimmen, son­
dern eine willkürlich festgelegte Durch­
schnittsnote von 2,3. Frau Honecker 
läßt grüßen!

Die Debatte dauerte nicht mal fünf 
Minuten, da alle anderen Fraktionen — 
mit Ausnahme eines kurzen Statements 
von B ’90/G — wieder einmal auf ihr 
Rederecht verzichten.

Nunmehr stellte MdL Angela Schnei­
der — nach umfänglicher Geschäftsord­
nungsdiskussion, ob das zulässig sei 
oder nicht —folgende Anträge:

I. Die Staatsregierung wird aufgefor­
dert, die Übergangsverordnung zu den 
Gymnasien unverzüglich außer Kraft zu 
setzen sowie binnen 14 Tagen eine neue, 
handhabbare Regelung zu erarbeiten, 
die die letztliche Entscheidung der El­
tern sichert und auf Festlegung von 
Durchschnittsnoten verzichtet. — Be­
schlußfassung : abgelehnt.

n. „Der Landtag stellt fest: 1. Der 
Landtag spricht der Staatsministerin für 
Kultus das volle Vertrauen aus. 2. Der 
Landtag dankt Frau Rehm für die erfolg­
reiche, aufopferungsvolle Arbeit zum 
Wohle der Schülerinnen, der Lehrerin­
nen, der Erzieherinnen, kurz der Bür­
gerinnen des Freistaates Sachsen.“

Noch während der Begründung des 

Antrages verlassen viele Abgeordnete 
von CDU, F.D.P. und SPD demonstra­
tiv den Saal. Nach einem Geschäftsord­
nungsantrag von MdL Dürrschmidt (LL- 
PDS) auf Feststellung der Beschlußfä­
higkeit des Landtags (Zwischenruf Prof 
Förster, SPD: Abbruch der Debatte! Da 
der Landtag nicht mehr beschlußfähig 
ist, hat der Präsident den Landtag auf­
zulösen.), stürzten auf einmal alle Her­
ausgeeilten wieder in den Plenarsaal zu­
rück. Fortsetzung (nach fünfminütiger 
Unterbrechung!) im Originalton laut 
Protokoll:

Possenspiel (Zitat „Mopo“)
„Präsident lltgen: Meine Damen und 
Herren! Wir treten jetzt in die Abstim­
mung ein. Als Präsident stelle ich die 
Beschlußfähigkeit des Landtags hiermit 
fest. Wer dem’Antrag der LL-PDS seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen (keine einzige 
Hand hebt sich! — d. A.).

(Gelächter)
Etwas kurios. — Meine Damen und 
Herren, ich muß Ihnen jetzt aber ein 

paar ernste Worte sagen. Ich glaube, 
meine Damen und Herren von der LL- 
PDS, so läßt sich das Parlament nicht 
vorführen!

(Anhaltender Beifall bei CDU, SPD, 
F. D. P. und teilweise B ’90/G) 

Meine Damen und Herren! Ich muß Sie 
trotzdem noch fragen: Wer ist gegen 
den Antrag? — 6 Personen sind gegen 
den Antrag. Wer enthält sich? — Bei 
einer Reihe von Stimmenthaltungen ist 
damit der Antrag abgelehnt.“

Kein einziger Abgeordneter hatte der 
Ministerin das Vertrauen ausgespro­
chen.

Die Demonstration der 20000 vor 
dem Haus machte den „Vorgeführten“ 
sehr deutlich, was man von ihrer Politik 
hält. Pfiffe und Bananenschalen für Mi­
nisterpräsident Biedenkopf Flugblätter 
der Fraktion LL-PDS zum Thema dage­
gen wurden aus den Händen gerissen ...

Meinung des Abgeordneten Schimpft 
(CDU) über die Demonstranten: „Frau 
Matzke hatte behauptet, daß diejenigen, 
die jetzt entlassen würden, diejenigen 
seien, die die Einheit herbeidemon­
striert hätten ... ich kann Ihnen versi­
chern: Diejenigen Typen, die ich heute 
vor der Tür gesehen habe, haben mir im 
Herbst 1989 in Kampfgruppenunifor­
men gegenübergestanden.“ — Kom­
mentarüberflüssig.
(Notiert von B. Wegner)

Mühlfenzl, der „Abwickler“ des 
DDR-Rundfunks, hat in seiner Ab­
schiedsrede behauptet, der Deutsche 

Fernsehfunk (DFF) sei beseitigt worden, 
weil er ein „Staatsfunk“ war. Genau das 
Gegenteil ist der Fall. Der DFF wurde 
ausgelöscht, weil er der Kontrolle der 
Herrschenden in der BRD nicht genü­
gend unterworfen war. Er wurde abge­
löst von sog. „öffentlich-rechtlichen“ 
Rundfunkanstalten, deren Wohl und 
Wehe nun voll und ganz vom Gutdünken 
der Herrschenden und ihrer Parteien ab­
hängt.

Eigentlich war der DFF ein Über­
bleibsel der Wende. Er wandelte sich 
mit dem Abdanken der SED-Regierung 
in einer Weise, die der Bourgeoisie nicht 
angenehm war. Er war in mancher Hin­
sicht ein radikal-demokratischer Sender 
— im bürgerlichen Sinne —, aber nicht 
im Sinne der herrschenden Klasse. Die 
Nachrichten, besonders in bezug auf die 
Lage im DDR-Gebiet, waren realitäts­
nah, und es kamen auch Minderheiten zu 
Wort, was im Westen die totale Aus­
nahme ist. Es gibt keinen Grund, den 
DFF zu heroisieren, aber seine Abschal­
tung ist ein Verlust für die Medienland­
schaft in Deutschland.

Der DFF hatte sich angeboten, ein 
„öffentlich-rechtliches“ Instrument der 
Herrschenden zu werden, aber die woll­
ten ihn. nicht. Er widerspiegelte noch 
immer ein Stück DDR-Identität, und 
seine „Macher“ waren zumeist viel zu 
unangepaßt für die gleichgeschaltete 
Medienmanipulation der BRD-Gesell- 
schaft. In Adlershof (DFF-Sendestation) 
wurden die alten SED-Chefetagen schon 
mit der ersten Entlassungswelle 1990

Der Deutsche Fernsehfunk wurde 
zerstört, weil er zu staatsfern war
rausgeworfen. Inzwischen entstand eine 
selbstbewußte Rundfunkanstalt, die ein 
erneuertes Programm anbot, was den 
CDU- und SP_D-Politikern suspekt war.

Während der Golf-Kriegszeit wurde 
im DFF eine Position bezogen, die den 
Kriegskommentatoren und -hetzem von 
ARD und ZDF nicht entsprach. Zumin­
dest waren die Berichte nachdenklich, 
wenn nicht pazifistisch. Der DFF brach­
te Sendungen hervor, die Kritik erzeug­
ten, genannt seien hier das Umweltma­
gazin Ozon, die Frauensendung Unge­
schminkt und das aufklärende innenpoli­
tische Magazin Klartext. Das Jugend­
magazin ELF 99 wurde über die Gren­
zen Deutschlands hinaus bekannt, es 
setzte neue Maßstäbe, an denen sich die 
in der „ersten Reihe“ nicht messen las­
sen wollten. Sie haben daneben nicht gut 
ausgesehen. ELF 99 hat den Sprung in 
die Privatisierung gewagt und wird nun 
— von zwei Werbeblöcken unterbro­
chen — im Vorabendprogramm von 
RTL plus ausgestrahlt. Es sollen weiter­
hin „ELF 99 Spezial “-Sendungen pro­
duziert werden. Welche inhaltliche Ent­
wicklung das Programm im Kommerz­
rahmen nimmt, bleibt abzuwarten.

Mehrere gut gemachte Kindersendun­
gen wurden abgewickelt, übrig bleibt im 
MDR nur das Sandmännchen. Der DFF 
hatte die politischen Magazine Stern 
TV, Spiegel TV und ZAK (WDR) über­
nommen und sie so einem größeren Pu­

blikum zugänglich gemacht. Schon des­
halb muß von einer starken Informa­
tionseinengung gesprochen werden. In 
Fortsetzung der Tradition des DDR- 
Fernsehens (der Deutsche Fernsehfunk 
wurde 1952 gegründet und 1972 in 
DDR-Fernsehen umbenannt, was 1990 
wieder rückgängig gemacht wurde) 
strahlte der DFF auch nach der Wende 
noch zahlreiche antifaschistische Beiträ­
ge aus. Das DEFA-Studio für Doku­
mentation produzierte sehr viele Sen­
dungen zur Zeitgeschichte, ausgestrahlt 
wurden aber auch Produktionen aus 
ganz Osteuropa. Dagegen haben heute 
die Pfarrer wieder das Programm er­
obert (MDR-Sendung „Glaubenszei­
chen“). Mit am schwersten aber wiegt 
sicher die Ausschaltung der Nachrich­
tensendungen „aktuell“ und „spätjour- 
nal“. In diesen Sendungen kamen häufi­
ger Vertreterinnen von Betroffenen zu 
Wort: Betriebsräte, Mieterinneninitiati­
ven, Arbeitsloseriverband, Verband der 
Schwulen und Lesben. Es darf bezwei­
felt werden, daß die Nachfolger Kriti­
sches bieten. Der MDR jedenfalls be­
fragt wieder mit Vorliebe Minister und 
Parteifunktionäre.

Der DFF hat 1990 einen Kanal verlo­
ren, aber fünf Landessendestationen zu­
sätzlich aufgebaut. Er konnte sich durch 
Rundfunkgebühren und Werbeeinnah­
men selbst finanzieren, sein Etat war 
etwas größer als der des WDR.

Wie so vieles beweist auch der Um­
gang mit dem DFF, daß es keine Wie­
dervereinigung gegeben hat. Was hier 
getrieben wird, ist der glatte Anschluß, 
das Überstülpen des alten BRD-Sy- 
stems. Von den 8000 Mitarbeitern, die 
vom DFF in drei Wellen entlassen wer­
den mußten, spricht niemand. Diese bei­
spiellose Kulturvernichtung wird hinge- 
nommeiruhd totgeschwiegen, als sei sie 
das Natürlichste von der Welt.

Wer sind nun die Nachfolger des 
DFF?- In Mecklenburg-Vorpommern 
geht den Leuten faktisch ein Sender ver­
loren, denn sie wurden nun an den NDR 
aus Hamburg angeschlossen. Der Ost­
deutsche Rundfunk Brandenburg (ORB) 
ist so klein, daß er es nicht schafft, ein 
Fernsehprogramm zu gestalten, er sen­
det teilweise das Programm von 1 plus. 
Hier wird erst deutlich, daß die Rosen­
bauer (bisher Kulturchef beim WDR, 
jetzt OBR-Intendant / SPD-Mitglied) 
und Co. schamlose Kulturheuchelei be­
treiben. Sie sind käuflich, sie machen 
die Vernichtung eines Senders mit, um 
nur • zusammengestöpselte Rumpfpro­
gramme anzubieten. Aber mit den Ossis 
kann West-man es ja machen.

Der Mitteldeutsche Rundfunk ist der 
neue Schwarzfunk, auch er hat einen 
Westintendanten (Reiter/CDU), der für 
eine „ausgewogene“ Gleichschaltung 
soigen wird. Der Bayerische Rundfunk 
strahlt als schwarzes Vorbild im Süden 

aus und liefert gleich einen Teil der Pro­
gramme und des Personals (samt Ideolo­
gie).

Die Sprecherinnen der herrschenden 
Klasse behaupten zwar, nun erst — mit 
MDR und ORB — werde ein „staatsfer­
ner“ Rundfunk geschaffen, aber das ist 
purer Unsinn. Tatsächlich wurden die 
neuen Anstalten gebildet, damit sie der 
CDU, der FDP und der SPD (ORB) un­
terworfen werden können. In den öffent­
lich-rechtlichen Medien herrscht eine 
ausgeprägte Parteibuchwirtschaft. Wer 
das richtige Parteibuch hat, der kommt 
hoch, wer nicht, der kommt gar nicht 
erst rein, oder ihm/ihr wird das Leben 
sauer gemacht. Rechtsausleger wie der 
Bayer Schönhuber können im Bayeri­
schen Rundfunk etwas werden. Dagegen 
wurde Franca Magnani, die für den BR 
in Italien arbeitete, von den Herren 
Lojewski und Co. ständig behindert und 
schließlich ausgeschaltet. Franca 
Magnani ist eine kritische Journalistin, 
sie stammt aus einem kommunistischen 
Elternhaus, sie wurde deshalb von den 
Reaktionären aufs Korn genommen. Als 
weitere Beispiele der öffentlich-recht­
lichen Gleichschaltung lassen sich an­
führen: die Verbannung aller kriegs­
kritischen Journalistinnen zur Zeit des 
Golfinassakers vom Bildschirm und die 
öffentliche Disziplinierung von Franz 
Alt zur Zeit der Friedensbewegung.

Die herrschende Meinung, das ist die 
Meinung der Herrschenden, sagte 
Brecht, und diese bürgerliche Normali­
tät mußte im Osten erst hergestellt wer­
den. Dazu war die. Ausschaltung des 
DFF unerläßlich.
(Heribert Sommer, Januar 1992)
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Wer .von uns hat sie nicht 
schon erlebt? In den Me­
dien, auf Veranstaltungen oder 

nicht weit von unseren Bücherti­
schen oder Info-Ständen packen 
auch sie ihre Flugblätter und 
Broschüren aus; meist geziert 
mit schauerlichen Bildern von 
zerstückelten Föten. Angst und 
Schrecken sollen die vorbeikom­
menden Leserinnen und Leser 
ergreifen, wenn sie sehen, was 
da alles von Mord, Moral und 
Gewissen geschrieben steht. 
Unvergessen ist auch das Mahn­
dauerläuten der^ katholischen 
Kirchenglocken am 
unschuldigen Kindlein44, dem 
28. Dezember 1989. Wir spre­
chen von den Abtreibungsgeg- 
nem, oder wie sie selbst sich ger­
ne nennen, den „Lebensschüt- 
zem44. Das sind durchaus nicht 
irgendwelche frömmelnde Alt­
konservative, die nicht mehr 
ganz mitkommen und die Zei­
chen der Zeit nicht zu erkennen 
vermögen. So schillernd ihr Auf­
treten unter den verschiedensten 
Namen auch ist, es handelt sich 
um eine auch international koo­
perierende erzreaktionäre Bewe­
gung — tief verbunden hinein in 
das schwarze und braune politi­
sche Lager.

In der Bundesrepublik ist es 
das aktuelle politische Ziel aller 
Abtreibungsgegner und „Le­
bensschützer44, die Fristenrege­
lung aus dem alten DDR-Recht 
und das jetzige Indikationsmo­
dell des § 218 abzuschaffen. Ihr 
politischer Traum mögen an die­
sem Punkt einmal tatsächlich 
„polnische Verhältnisse44 sein: 
Der polnische Senat hat auf 
Wunsch der katholischen Kirche 
einen eigenen Gesetzentwurf in 
den Sejm eingebracht, in dem ein 
generelles und uneingeschränk­
tes Verbot von Schwanger­
schaftsabbrüchen vorgesehen ist 
und der Arzt selbst bei Lebens­
gefahr für die Frau nur dann 
straffrei bleiben soll, wenn der 
Abbruch „unbeabsichtigte Ne­
benwirkung44 der Heilung ist.

Seit Herbst 1991 gibt es nun 
ein Buch, in dem sich in hervor­
ragender Weise eine Anzahl von 
Autorinnen daran gemacht ha­
ben, Ideologie und politische 
Verflechtung dieser Lebens­
schützer aufzuspüren und darzu­
stellen. Es ist im Konkret Litera­
tur Verlag erschienen und hat 
den Titel: „Vorsicht ,Lebens­
schützer4! Die Macht der organi­
sierten Abtreibungsgegner44. 
Das Buch enthält Beiträge von 
Mechthild Bock, Bremer Krüp­
pelfrauengruppe, Renate Geyer, 
Martina Riek, Barbara Ritter, 
Brigitte Schliermann, Renate 
Wilke. „Dieses Buch beleuchtet 
die Rekrutierungsfelder, Ar­
beitsmethoden, ideologischen 
Grundlagen und Argumenta­
tionsweise dieser konservativen 
Bewegung vor allem in der Bun­
desrepublik. Es geht einigen ein­
schlägigen Verbindungen von 
organisierten ,Lebensschützem4 
zu’ ultrakonservativen und 
rechtsextremen Kreisen nach 
sowie ihren Tätigkeiten im Na­
tionalsozialismus.44 (Seite 9) Die 
bei dieser Forschungsarbeit zu 
Tage geschafften, oft grauener­
regenden Machenschaften und 
Äußerungen der Lebensschützer 
und ihrer Ideologen werden von 
den Autorinnen in ihrem Buch 
nicht nur mit der Geste der Em-

„Vorsicht »Lebensschützer»!“
und ihr moralisch die ungeheuer­
lichsten Vorhaltungen zu ma­
chen. Durch die Trennung von 
Frau und Fötus in zwei sich 
gleichberechtigt gegenüberste­
hende Rechtssubjekte kann sich 
der Staat als Beschützer des Em­
bryos vor der Frau aufspielen. 
Eine solche Verfassungsände­
rung hätte allerdings nicht nur 
,volkspädagogische4 Wirkung, 
sondern würde eine Entkrimina­
lisierung des Schwangerschafts­
abbruchs vollkommen unmög­
lich machen.44 (Seite 65)

Im zweiten Kapitel geht es um 
die „,Elite4-Organisationen der 
, Lebensschützer4 4 4.

Hier stellen die Autorinnen die 
Rolle der Ärzte („Götter in 
Weiß44) und Juristen („Hexen­
jäger44) sowie den Kampf der 
, Lebensschützer4 gegen die 
Krankenkassenfinanzierung und

pörung zusammengetragen. 
Zwar schreiben die Autorinnen: 
„Wir haben hoch nicht zu allen 
Punkten Gegenargumente aus­
formuliert. Zum einen meinen 
wir, daß wir uns nicht zu allen 
von den , Lebensschützern4 auf- 

. gezwungenen Fragen verhalten 
müssen, zum anderen sehen wir 
die Notwendigkeit j Antworten in 

„Fest der der gemeinsamen Diskussion der 
Frauenbewegung zu entwik- 
keln.44 (Seite 10) Dennoch 
durchzieht das Buch in allen Bei­
trägen eine fundierte Gegenposi­
tion, die dem eigenen Anspruch 
gerecht wird: „Wer heute gegen 
den § 218 kämpfen will, muß 
sich mit der ,Lebenschützer4- 
Ideologie auseinandersetzen.44 
(Seite 10)

Das Buch ist in sieben große 
Abschnitte gegliedert:
— 1. Die Kirche — eine Bastion 
der Lebensschützer
— 2. ,Elite'-Organisationen der 
,Lebensschützer'
— 3. ,Lebensschützer' und Par­
teien
— 4. Der öffentliche Embryo
— 5. Frauen, Sexualität und Va­
terland
— 6. Verbindungslinien
— 7. Tötungsvorwurf, Euthana­
sie und Eugenik 
Wir können nicht das gesamte 
Buch referieren. Vielmehr 
möchten wir die Leserin und den 
Leser ermuntern, das Buch 
selbst zu studieren, um es in der 
politischen Auseinandersetzung 
zu nutzen. Folgende Anmerkun­
gen sollen dazu beitragen.

Im ersten Kapitel „Die Kir­
chen — eine Bastion der ,Le­
bensschützer44 4 werden ausführ­
lich die Positionen der katholi­
schen und der evangelischen Kir­
che, insbesondere der evangeli­
kalen Kreise, dargelegt. „Die 
katholische Kirche hat bis heute 
keinen Massenmörder und kei­
nen Nazi Verbrecher exkommu­
niziert. Die erste öffentlich ver­
kündete Exkommunikation seit 
1945 wurde gegen den Arzt Dr. 
Zwick ausgesprochen, der in 
einer Privatklinik legale 
Schwangerschaftsabbrüche 
durchführt.44 (Seite 20) Sodann* nachträgliche Aufdröselung in 
wird in spannend geschriebenen 
gesonderten Beiträgen die Aus­
einandersetzung mit Christa 
Meves, der „Lebenshelferin aus 
Erfahrung44 und mit Franz Alt, 
dem „Retter vor Abtreibung und 
Atomraketen44 geführt. „Abtrei­
bung und Aufrüstung, der Krieg 
gegen die Ungeborenen und der 
mögliche Atomkrieg haben die 
selbe Wurzel: Gewalt und Angst 
...“ schreibt Franz Alt in sei­
nem Buch „Liebe ist möglich44 
und fordert die Aufnahme des 
Schutzes der Ungeborenen in das 
Grundgesetz und alle Verfassun­
gen der Welt. Diese scheinbar so 
liberale und humanistische Auf­
fassung von Alt kritisiert die Au­
torin Barbara Ritter und formu­
liert damit die Grundposition des 
Buches: „Die Trennung der un­
gewollt schwangeren Frau in 
zwei »Leben4 macht es möglich, 
im Namen der Leibesfrucht in 
ihr Leben einzugreifen, sie zu 
bürokratischen Hürdenläufen zu 
zwingen, vor Gericht zu zerren

die Lohnfortzahlung bei Abtrei­
bung dar. Als kleine „Gesin­
nungsprobe44 sei hier der Jurist 
Prof. Dr. Günther Willms, ehe­
mals Richter am Bundesgerichts­
hof, der auch keine Probleme 
damit hat, ein Flugblatt vom 
„Schutzbund für das deutsche 
Volk44 zu unterzeichnen, aus 
einem FAZ-Artikel zitiert: „Die 
abtreibungswillige Frau, die 
dem Arzt eine schwere Notlage 
vorschwindelt, begeht ... einen 
Betrug. Die notorisch notleiden­
den Krankenkassen werden also 
durch eine Unzahl von Betrüge­
reien im Umfeld des § 218 um 
Millionen geschädigt, ... auch 
Ärzte (unterstützen) mit ihrer ge­
fälligen Großzügigkeit neben 
dem Vergehen nach § 218 den 
Betrug der Patientin.44

Das für die ideologische Aus­
einandersetzung vielleicht wich-

tigste siebte Kapitel ist über­
schrieben mit „Tötungsvorwurf, 
Euthanasie und Eugenik44. In 
dieser Thematik fließen religiö­
se, moralische, juristische und 
medizinische Argumentationen 
höchst autoritär und wild ge­
mischt zusammen. Schwanger- 
schaftsäbbruch, Sterbehilfe, 
Eugenik und Euthanasie werden 
in den Diskussionen in einem 
Atemzug genannt. Allenthalben 
soll „besonders hilfsbedürftiges 
Leben44 geschützt werden. Frau­
en sind es, die bedenkenlos aus 
egoistischen oder „sozialen44 
Gründen menschliches Leben 
vernichten. Die Autorinnen 
schreiben (Seite 208 ff): „Die 
Definitionsmacht über Lebens­
beginn und Tod haben nach der 
Kirche die Medizin und Biologie 
an sich gerissen. Die Wissen­
schaft. drückt nun mit ihrem

§218
Notlagenindikation

Politische Berichte

Zeitung für sozialistische Politik
— erscheint vierzehntäglich.

Herausgeber: Arbeitskreis Politische Berichte, 5000 Köln
l, Zülpicher Straße 7, Postfach 260226, Tel.:
0221 /21 64 42. Die Herausgeber für den Arbeitskreis 
Politische Berichte: Hüseyin Celebi (über: Kurdistan- 
Komitee, Hansaring 66, 5000 Köln 1), Christoph Cornides 
(über: GNN, Waldparkstraße 9, 6800 Mannheim 1), Jörg 
Detjen (über: GNN, Postfach 260226, 5000 Köln 1), 
Martin Fochler (über: GNN, Holzstraße 2, 8000 München 
5), Christiane Schneider (über: GNN, Güntherstraße 6a, 
2000 Hamburg 76), Herbert Stascheit (über: Kommunal­
politisches Forum Sachsen, c/o GNN-Veriag, Badeweg 1, 
0-7144 Schkeuditz), Werner Thümmler (über GNN, 
Czeminskistr. 5,1000 Westberlin 62). '

Verlag: GNN Verlagsgesellschaft Politische Berichte
m. b.H„ 5000 Köln 1. Zülpicher Str.7, Tel. 0221/211658, 
Datentelefon: 0221/246915, Telefax: 0221/215373. 
Konten: Postgiroamt Köln, BLZ 37010050, Kto. Nr. 
10419-507 und Bank für Gemeinwirtschaft, BLZ 
37010111, Kto. Nr. 1144393600.

Bezugsbedingungen: Einzelpreis: 1,50 DM. Ein Halb- 
jahresabo Politische Berichte kostet 26,- DM (Förderabo 
39,- DM), ein Jahresabo Politische Berichte 52,- DM

Schein von Exaktheit die Reli­
gion beiseite und macht abtrei- 
benden Frauen genauso den Vor­
wurf der Tötung. . .. Die Defi­
nition, daß neues, bisher nie da­
gewesenes menschliches Leben 
mit der Verschmelzung der Zell­
kerne der Ei- und Samenzelle 
beginnt, wäre müßig zu bestrei­
ten. Eine Frau, die ungewollt 
schwanger ist, weiß, daß in ihr 
neues menschliches Leben 
wächst. ... Ob sie diese Exi­
stenz, den Embryo, als Mensch 
ansieht, ist abhängig von der De­
finition und der Identifikation, 
mit der die Frau ihrer Schwan­
gerschaft gegenübersteht. Auf 
diese Definition hat die Frau 
nicht nur ein Recht, sondern die­
se Definition ist ein gegebenes 
Faktum. Sie entscheidet sich ... 
Es gilt, den Kirchen und der 
Wissenschaft die angemaßte De­
finitionsmacht aufzukündigen.“
Frauen gegen den § 218 — Bundeswei­
te Koordination (Hrsg.) „Vorsicht,Le­
bensschützer4 ! Die Macht der organi­
sierten Abtreibungsgegner“, Konkret 
Literatur Verlag, DM 25.- — (hei)

undesgerichtshof erörtert

Der Bundesgerichtshof hat 
am 3. Dezember für Recht 
erkannt: Die Revision des Arztes 

Dr. Theissen gegen das Urteil 
von Memmingen sei nur in Teil­
fragen begründet; in der Haupt­
sache hätten die Memminger 
Richter es richtig gemacht (vgl. 
Politische Berichte 26/91). Der 

. Wortlaut des Urteils wurde mitt­
lerweile veröffentlicht; wir brin­
gen Auszüge. Das gesamte Ur­
teil umfaßt 46 Schreibmaschi- 
nenseiten.

Es wird deutlich: Solange die 
Strafbarkeit des Schwanger­
schaftsabbruchs besteht, wird es 
richterliche Beurteilungen sehr 
privater Verhältnisse und Be­
weggründe geben. Die Möglich­
keit selbst eines gutwilligen 
Richters, sich in die Situation 
hineinzufinden, in der eine Frau, 
ihr Partner, ihr Arzt zu einem 
bestimmten Zeitpunkt gestanden 
haben, muß begrenzt sein; die

schlagnahme nicht gegen Grund­
rechte des Angeklagten oder der 
Patientinnen verstoßen. Daß die 
Wahrheitsermittlung im Straf­
verfahren die privaten Geheim­
haltungsbelange des Patienten 
überwiegen kann, wenn der Arzt 
selbst Beschuldigter ist, hat das 
Bundesverfassungsgericht aner­
kannt. Voraussetzung ist, daß 
der Einblick in die Patientenkar­
tei zur Aufklärung erforderlich 
ist und dem Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit nicht wider­
spricht (a.a.O., S. 381). Beides 
ist der Fall.

wägbarkeiten. Daß etwa nicht­
eheliche Erzeugung, ablehnende 
Haltung des Vaters, Verzöge­
rung der Berufsausbildung der 
Mutter und andere — keinesfalls 
leichtzunehmende — Umstände 
für sich allein nicht ausreichen, 
den Abbruch der Schwanger­
schaft zu rechtfertigen, ist aner­
kannt (vgl. Lackner, StGB 19. 
Aufl. §218a Rdn. 21, Eser in 
Schönke/Schröder, StGB 24. 
Aufl. §218a Rdn. 47). Ausge­
schlossen ist auch, die Zahl der 
von der Schwangeren schon ge­
borenen Kinder für sich allein 
zum Maßstab zu nehmen. Sie 
kann — wie alle anderen Ge­
sichtspunkte auch — nur von Be­
deutung sein, wenn das Austra­
gen dieses Kindes unter Berück­
sichtigung der sonstigen Gege­
benheiten die Gefahr einer Not­
lagebegründet.

der Öffentlichkeit entwürdigend. 
Der BGH findet nichts dabei und 
verwendet, wo er das Vorliegen 
einer Notlage verneint, den zyni­
schen Ausdruck „allenfalls ein 
Indiz für irgendwelche Bedräng­
nis“. — (elf, mit)

Beschlagnahmung 
der Kartei rechtens
Durchsuchung, Beschlagnahme 
und Verwertung verletzen nicht 
Verfassungsrecht. Zunächst ist 
auch hier von Bedeutung, daß 
sich das Strafverfahren damals 
gegen den Angeklagten richtete 
und auch jetzt seine Verurteilung 
Gegenstand der Revision ist. 
Soweit die Beschlagnahme von 
Patientinnenkarteikarten Grund­
rechte der Patientinnen verletzen 
konnte (vgl. BVerfGE 32, 373), 
griff das nicht oder jedenfalls 
nicht unmittelbar in Rechte des 
Angeklagten ein. Aber auch 
hiervon abgesehen hat die Be-
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Begriff der Notlage
Der objektiv am ehesten zu er­
fassende Begriff ist der der 
„Notlage44. Sie wiegt, vom Ge­
setz her gesehen, schwerer als 
die „besondere Bedrängnis44 in 
§218 Abs. 3 Satz 2 StGB und be­
deutet auch nach allgemeinem .
Sprachgebrauch eine Extremsi- ^***4»eV 
tuation, die, wenn keine Ände- * Im Fall C VI9 des angefochtenen 
rung eintritt, kaum mehr zu er­
tragen ist. Nicht jede Notlage 
genügt; sie muß nach'dem Gesetz 
„so schwer wiegen, daß von der 
Schwangeren die Fortsetzung 
der Schwangerschaft nicht ver­
langt werden kann4 4.

Hinzu kommt die verfassungs­
gerichtliche Vorgabe, daß die 
hier in Betracht kommenden au­
ßergewöhnlichen Belastungen 
der Schwangeren „ähnlich 
schwer44 wiegen müssen wie die 
bei medizinischer Indikation ge­
forderten, also wie die für die 
Schwangere bestehende Gefahr, 
das Leben zu verlieren oder eine 
schwerwiegende Beeinträchti­
gung des Gesundheitszustands 
zu erleiden (BVerfGE 39,1,49) .

Gemessen an diesen Grundsät­
zen ergibt sich in vielen Fällen, 
daß ein Schwangerschaftsab- , 
bruch nicht vertretbar ist, auch 
unter Einrechnung der im Ver­
lauf der Begegnung von Arzt und 
Patientin zutage getretenen Un-
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wie sich aus dem Urteil ergibt, 
seine Überzeugung zum guten 
Teil auf den Eindruck gestützt, 
den beide Eheleute als Zeugen in 
der Hauptverhandlung machten. 
Er kann so gewesen sein, daß die 
Entscheidung zu vertreten ist.

Im Fall C IX 1 erwartete die 
verheiratete 37 Jahre alte türki­
sche Arbeiterin ihr siebentes 
Kind von ihrem Ehemann. Die 
vorhandenen sechs Kinder wa­
ren 19, 17, 15, 11, 8 und 5 Jahre 
alt. Zu Hause waren die drei älte­
sten, erwerbstätigen Kinder 
(Söhne) und der fünfjährige 
Sohn. Die zwei Töchter waren 
bei den Großeltern in der Türkei. 
Annähernd drei Jahre zuvor hat­
te die Frau vom Angeklagten 
schon einen Schwangerschafts­
abbruch vornehmen lassen. Da­
mals hatte sie ihm erklärt, es sei 
für sie sehr schwierig, in 
Deutschland ein Kind aufzuzie­
hen, weil sie Sorge habe, dann 
ihre Arbeitsstelle zu verlieren.

Die Eheleute waren entschlos­
sen, kein weiteres Kind aufzuzie­
hen. Nachdem der Hausarzt ab­
gelehnt hatte, eine Indikations­
bescheinigung auszustellen, 
suchte die Frau den Angeklagten 
auf und teilte ihm die Zahl ihrer 
Kinder mit. Deren Alter und die 
sonstigen Umstände kamen nicht 
zur Sprache. Der Angeklagte 
brach die Schwangerschaftab.

Das Landgericht vertritt zu 
Recht die Auffassung, der Ange­
klagte sei seiner Erkundungs­
pflicht nicht nachgekommen.

Urteils hatten eine teilzeitbe­
schäftigte, 31 Jahre alte Lehrerin 
und ihr zehn Jahre älterer Ehe­
mann, Abteilungsleiter bei einer 
größeren Firma, zwei Kinder im 
Alter von sechs und fünf Jahren, 
als sich eine erneute Schwanger­
schaft ein stellte. Die Frau ent­
schloß sich zu deren Abbruch, 
weil ihr Jähemann beruflich viel 
auswärts war, sich außerdem mit 
„Leidenschaft44 eigenen Immo­
biliengeschäften widmete und 
wenig Verständnis für die Belan­
ge seiner Frau aufbrachte. Für Die Zahl der Kinder kann für 
die Familie hatte er ein viel zu 
großes Eigenheim erworben. 
Die Immobiliengeschäfte führ­
ten immer wieder zu finanziellen 
Belastungen; von einer finanziel­
len Notlage konnte freilich keine 
Rede sein.

Das Landgericht verneinte ei­
ne Strafbarkeit aus §218 StGB, 
weil der Angeklagte aus den An­
gaben der Frau den Eindruck 
gewinnen konnte, der Ehemann 
kümmere sich nicht um die Fa­
milie, sondern nahezu aus­
schließlich um Immobilienange­
legenheiten. Das werde langfri­
stig auch immer wieder zu Schul­
den führen, so daß die Frau auch 
nach der Geburt eines dritten 
Kindes weiter im Berufsleben 
bleiben müsse, ohne sich „über 
den sparsamsten Bedarf hinaus44 
etwas leisten zu können. Das sei, 
so das Landgericht, eine unab­
wendbare Notlage.

Nach Auffassung der Staatsan­
waltschaft bestand die Gefahr ei­
ner Notlage nicht, zumal genaue­
re Angaben über den tatsächli­
chen Lebensstandard der Familie 
fehlten.

Der Staatsanwaltschaft ist zu­
zugeben, daß der Begriff der 
„Notlage44 hier weit ausgelegt 
wird. Doch hat das Landgericht,

sich allein allenfalls ein Indiz für 
irgendwelche Bedrängnis sein, 
rechtfertigt aber ohne weitere 
Erkundigung keine Entschei­
dung. Nicht rechtsfehlerhaft ist 
aber auch die Meinung des Land­
gerichts, selbst bei richtiger Auf­
klärung hätte sich der Abbruch 
der Schwangerschaft dem Ange­
klagten als- unvertretbar darge­
stellt. Die Eheleute — so das 
Landgericht — verfügten über 
ein solides Einkommen, tätigten 
immer wieder Grundstücksge­
schäfte in der Türkei. Die Frau 
war sehr selbständig und mit Or­
ganisationstalent ausgestattet. 
Anhaltspunkte für eine starke 
psychische Belastung bestanden 
nicht und sind dem Angeklagten 
nicht vermittelt worden. Das 
Landgericht stützte sich hierbei 
maßgeblich auf den in der Haupt­
verhandlung vermittelten Ein­
druck und die im Zusammen­
hang damit stehenden Ausfüh­
rungen des türkischen Sachver- 
ständigen.

Für den Senat besteht kein An­
laß, die Entscheidung des Land­
gerichts, in diesem Fall nach 
§218 StGB zu verurteilen. auf­
zuheben; sie hielt sich im Rah­
men der Entscheidungsbefugnis 
der Strafkammer.




